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Dieter Gärtner 

Entwicklung der Großintegrationstechnik 
und mögliche Konsequenzen für die berufliche Bildung 

Die Silizium-Halbleitertechnik, insbesondere in ihrer Anwen­
dung in hochintegrierten und miniaturisierten digitalen Bau­
gruppen, hat in den letzten zwanzig Jahren ihrer Entwicklung 
den technischen und wirtschaftlichen Durchbruch erzielt. So­
genannte Mikroprozessoren übernehmen zunehmend Aufga­
ben von Meß-, Steuerungs- und Regelungsvorgängen und er­
setzen dabei - aufgrund ihrer hohen technischen Zuverläs­
sigkeit und Wirtschaftlichkeit - konservative Konstruktionen. 
Diese Entwicklung wirkt sich kurzfristig ·auf traditionelle Tä­
tlgkeltsmerkmale. vieler Berufe und damit nicht zuletzt auf die 
berufliche Ausbildung aus. Der Einfluß der Großintegrations­
technik auf die Beschäftigungs- und Ausbildungssituation 
wird anhand betroffener Berufe oder Berufsgruppen, aufge­
zeigt und tellweise die Problematik von verschiedenen 
Aspekten kommentiert. 

Hinsichtlich der internationalen Konkurrenzfähigkeit gegen­
über den anderen hochindustrialisierten Ländern sieht sich 
die deutsche Industrie zu einer ständig fortschreitenden Au­
tomatisierung der Produktion gezwungen. Neue Technologien 
mit höherer Produktivität verdrängen dabei lohnintensive 
Techniken, ein Vorgang, der Arbeitskräfte freisetzt. 

Technologische Veränderungen sind in unserer Wirtschaft 
nichts Neues und seit jeher etwas Selbstverständliches. Ein 
dauerhaftes Wirtschaftswachstum, das ein ausreichendes An­
gebot an Arbeitsplätzen sicherstellt, kann nach Meinung der 
Wirtschaft nur über die Innovation neuer Produkte und Ver­
fahren erreicht werden. Bedeutsame Beispiele hierfür sind 
der umstrittene Aufbau der Reaktorindustrie in den letzten 
Jahren, die ein beachtliches Potential an qualifizierten Ar­
beitsplätzen geschaffen oder erhalten hat und die Entwick­
lungen im Verkehrswesen (Antriebstechnik, Verkehrssiche­
rung). 

Derzeit gehen die stärksten Impulse des technologischen 
Wandels von der sog. "Großintegration" in der Elektronik 
aus. Jüngste Entwicklungen auf diesem Gebiet deuten auf 
einen geradezu außergewöhnlichen Wandel hin; außerge­
wöhnlich, weil er sich rapide und fast unbemerkt 
von den betroffenen mittelständischen lndu13triebetrieben und 
der t:iffentlichkeit vollzieht sowie mit einer nie dagewesenen 
Freisatzung von Arbeitsplätzen verbunden ist. in Wirklichkeit 
ist die Großintegration die logische Weiterentwicklung der 
Integration elektronischer Bausteine, die vor über zwei Jahr­
zehnten begonnen und die heute zum Mikroprozessor ge-
führt hat. · 

Die neue Technologie ermöglicht ßS, umfangreiche elektro­
nische Schaltungen in einem einzigen Halbleiterkristall­
Scheibchen (Chip) mit einer Miniaturisierung im mikrosko­
pischen Bereich und in großen Stückzahlen auf fototechni­
schem Wege industriell zu fertigen. Diese elektronischen 
Feinstrukturen stellen in Aussicht, daß in naher Zukunft kom­
plexe Schaltungen mit 100 000 Transistorfunktionen auf einen 
Chip der Größe 5X5 mm2 möglich sind (heute ca. 30 000). 
Bis zum Jahr 1980 glaubt man·, auf einem solchen Chip 1 Mio. 
und mehr Transistorfunktionen unterbringen zu können [1]. 

Die damit verbundene enorme Kostensenkung je Bauelement 
(vor 15 Jahren kostete ein Transistor etwa zwei DM; heute 
kostet das entsprechende Bauteil in einer integrierten Schal-

tung ca. 0,2 Pfg.) und das auße,rordentlich breite Anwen­
dungsspektrum von Mikroprozessoren scheinen die eigent­
lichen Ursachen einer anhaltenden Entwicklung zu l:\ein, die 
einen weitreichenden Einfluß auf unsere Gesellschaft mit viel­
fältigen Auswirkungen auf die lntlustrie, die Beschäftigten­
struktur und die Berufsausbildung haben wird. 

Obersicht 1: Bedeutung des Mikroprozessors für verschiedene Anwen­
dungen [7] 

Auswirkungen auf die Industrie 

Durch die freie Programmierbarkeil von Mikroprozessorsyste­
men ist es möglich, ein standardisiertes Bauelement sehr 
differenziert an eine bestimmte Anwendung anzupassen, 
während man vorher ein möglichst breites Spektrum von An­
wendungen durch viele verschiedene Bauelemente reaiisieren 
mußte. lnfolge der Kostendegression in der Großintegrations­
technik bedeutet das: Während man bisher viel Zeitaufwand 
investierte, so zu programmieren, daß teurer Speietierplatz 
(also Bauelemente) gespart wurde, kann jetzt billiger Spei­
cherplatz eingesetzt werden, um den Programmieraufwand zu 
reduzieren. Die vielseitige und kostengünstige Anwendbar­
keit der Großintegrationstechnik führt zunehmend zum Er­
satz konventioneller mechanischer und elektromagnetischer 
Regelungs- und Steuerungstechnik durch die Mikroelektronik. 
Diese Folgen sind bereits heute so tiefgreifend, daß davon 
auch die industrielle Stru.ktur, also die klass:sche Arbeitstei­
il!ng zwischen Bauelementeindustrie und Geräteindustrie 
nicht unberührt bleibt. Durch die steigenden Software-Lei­
stungen (Programme), die der Bauelementehersteller in Zu­
kunft für den Anwender aufbringen muß, gerät die Geräte­
industrie zunehmend in die Abhängigkeit der Bauelemente­
industrie (Verlagerung der Wertschöpfung). Deshalb kommt 
der Großintegration bereits heute die Aufgabe einer "Schlüs: 
seltechnik" zu. Ferner bringt der Übergang von der Fein­
mechanik zur Elektronik die Geräte- und Maschinenindustrie, 
insbesondere die mittelständischen Industriebetriebe, ohne 
eigenes Elektronik-Know-how in Bedrängnis. 
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Sie müssen, um auf dem Weltmarkt bestehen zu können, die 
moderne Halbleitertechnik nutzen. Betroffen sind vor allem 
folgende Branchen: 

produzieren selbst in kleinen Serien wirtschaftlich und 
sparen Material und Lohnkosten. Es ist damit zu rechnen, 
daß 1980 etwa jede zweite Werkzeugmaschine durch Mi­
kroprozessoren gesteuert wird. 

- Uhrenindustrie - Automobilindustrie 
Insbesondere infolge falscher Einschätzung der neuen 
Halbleitertechnik und verzögerter Umstellung der Ferti­
gung mechanischer Chronometer auf elektronische Quarz­
uhren gingen traditionelle Uhrenfabriken in Baden-Würt­
temberg in Konkurs. Die Belegschaft in d:eser Branche 
ging in den letzten drei Jahren auf 40 °/r> zurück. 

Die Automatisierung in der Automobilfertigung (VW, Daim­
ler-Benz, General Motors) ist bereits so weit fortgeschrit­
ten, daß sog. Industrieroboter, gesteuert über abtastende 
Laserstrahlen und Rechner, Karosserien zusammen­
schweißen und lack)eren [2]. 

- Gerätebau (Nachrichtentechnik, Büromaschinen) 
Signifikantes Beispiel ist der Fernschreiber, der vor einem 
Jahr noch ein mechanisches Präzisionsgerät war und nun 
vollständig auf Elektronik umgestellt ist. Die Firmen Sie­
mens Berlin und SEL-Pforzheim benötigten für diese Um­
stellung knapp zwei Jahre, einschließlich der Errichtung 
moderner Produktionsstätten. Damit reduziert sich die 
Fertigungszeit um rund 1/4 der ursprünglichen Zeit. Wei­
tere Beispiele sind die Substitution mechanischer Taxa­
meter, Fernsprechvermittlungsapparate, Registr:erkassen 
durch entsprechende elektronische Geräte und die Ent­
wicklung von Textverarbeitungssystemen. 

ln der Automobilko,nstruktion werden bei VW Versuche 
mit rechnergestützten Zeichenmaschinen (Plotter) unter­
nommen, die auf der Basis eingegebener Grundprogram­
me sehr schnell eine Vielzahl versch:edener Konstruk­
tionsvarianten auf Bildschirmen darstellen und d:e so ge­
fundene optimale Konstruktion als zwei-. oder dreidimen­
sionale technische Zeichnung ausgeben. 

- Druckindustrie 
Eine besonders umwälzende Entwicklung erfährt gegen­
wärtig die Satzherstellung in der Durckindustrie. Der tradi­
tionelle Bleisatz wird durch rechnergesteuerte Fotosetz­
maschinen ersetzt. Die Manuskripte werden direkt in ei­
nen Satzrechner eingegeben, nachdem sie von der Re­
daktion über Bildschirme korrigiert worden sind. Während 
ein Schriftsetzer mit der Hand 1500 Buchstaben und ein 
Maschinensetzer ah der Zeilengußmaschine 6000 'Buch­
staben schaffte, liefert die Fotosetzmaschine schon acht 
Millionen belichtete Zeichen ,pro Stunde. Die nächste Ge­
neration der Satztechnologie wurde bereits auf der DRU­
PA 1977 ausgestellt: Laser-Lichtsetzmaschinen mit Satz­
leistungen von tausend Zeilen pro Minute machen die 
Übertragung auf Fotomaterial überflüssig, der Laserstrahl 
brennt den Satz sofort in die Druckplatte [3]. 

Die Umstellungen sind stets mit einer Verkürzung der 
Fertigungszeit und dem Verlust an Arbeitsplätzen verbun­
den. 

- Werkzeugmaschinenbau 
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Die Entwicklung und Fertigung von Werkzeugmaschinen­
automaten ist in dieser konkurrenzre:chen Branche seit 
mehr als fünf Jahren ständig forciert worden. Die neue 
Generation der Werkzeugmaschinenautomaten ist mit Hil­
fe verschiedener Chips nach Wahl programmierbar. Sie 

I Bauelementehersteller I Gerätehersteller 

Cl • Wertschöpfungszuwachs e Produktionssteigerung durch 
c: neuartige und qualitativ höher-
::J • Produktionssteigerung durch .s::: wertige Produkte 

:Q neue Anwendungen und Er-.s::: höhung des Marktanteils e Erhöhter Aufwand für Software-w erstellung 

Cl • Automatisierung in der e Wegfall von Produkten 
c: Produktion ::J e Einsparung von Montage- und Q; • Überflüssige Produkte Prüftätigkeiten "C 
c: .E • Verringerte Zahl der Bauele- e ins Ausland 
Q; mente durch Großintegration infolge Wertschöpfungs; 
> verlagerung 

• Erhöhter Entwicklungsaufwand • Einsatz von hochentwickelter Cl 
c: Elektronik ::J 

.s::: 
:Q 
.s::: 
w 
Cl • Automatis:erung in der • Wegfall komplizierter Mechanik c: 
::J Produktion 
Q; 

"C 
c: .E 
Q; 
> 

Cl e Wegfall von monotonen 
c: manuellen Tätigkeiten im Prüf-::J 

.s::: feld und Montage :Q 

.s::: .... 
w I 
Cl • monotone Überwachung hoch- e Verringerung von Arbeitsinhalten c: 
::J automatisierter Anlagen e Verminderter Einblick in die Q; 

"C Funktion des Arbeitsprodukts c: .E (Gerät) 
Q; 
> 

Cbersicht 2: Zu erwartende Auswirkungen der Mikroprozessor/Mikrocomputer-Technologie [8] 

Anwender 

• Erhöhter Aufwand für Software-
erstellung 

• Zusätzlicher 11'\forma,tionsgewinn 

I 
• Automatisierung von Routine-

tätigkeiten, vor allem im Büro 

• Einsparung von EDV-Spezialisten 

e Fachabteilung benötigt fundierte 
'EDV-Kenntnisse 

• Vereinfachte Programmierung 
bei numerischer Steuerung (NC) 

• Ersetzen geistiger Arbeit durch 
manuelle Tätigkeiten 

I e Wegfall von Routinetätigkeiten 

e Erhöhte Arbeitsbelastung d_urch 
Arbeit am Bildschirm 

• Höherer Anteil von Routine-
tätigkeit für die einzelne Arbeits-
kraft 

' 
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Obwohl die hier gegebenen Beispiele nur einen beschränk­
ten Ausschnitt des breiten Anwendungsspektrums der Mikro­
elektronik "darstellen (zumal viele Anwendungsmöglichkeiten 
gegenwärtig noch unbekannt sind), wird deutlich, daß die 
Substitutionsprozesse bei lohnintensiven Techniken folgen­
schwere Vorgänge - insbesondere für die Beschäftigten -
sind. 

Auswirkungen auf die Beschäftigtenstruktur 
und die Berufsausbildung 

Die Großintegration hat infolge der starken Konkurrenz auf 
dem Halbleitermarkt durch die USA und Japan [4] sowohl 
Auswirkungen auf die Beschäftigtenstruktur des Bauelemen­
teherstellers selbst als auch auf die Anwender dieser Technik 
(s. Obersicht 2). Wesentliche Ursache für diese Strukturver­
schiebung ist, daß mit Rationalisierung und komplexen Ferti­
gungseinrichtungen der Bedarf an direkter Arbe:tsleistung in 
der Produktion, insbesondere bei sich ständig gleichartig 
wiederholenden Arbeitsprozessen, zurückgegangen, der .Auf­
wand für Planung, Vorbereitung und Dienstleistungen dage­
gen angestiegen ist. Außerdem verlangen die zunehmenden 
Innovationen einen· größeren Einsatz qualifizierter technisch.er 
Mitarbeiter. Die Veränderung der Beschäftigtenstruktur der 
Siemens AG zwischen den Jahren 1962 und 1975 zeigt bei­
spielsweise, daß der Anteil der qualifizierten technischen 
Mitarbeiter von 18 auf 27 Prozent anstieg. Ein Rückgang er­
gab sich im gewerblichen Bereich durch eine erhebliche 
Verminderung des Anteils an- und ungelernter Arbeiter (von 
44 auf 36 %), während sich der Anteil der. Facharbeiter von 
23 f!Uf 20 Prozent verringerte _[5]. 

Einen wesentlich größeren Einfluß hat die Mikroelektronik 
auf öie Beschäftigtenstruktur beim Anwender. Die Geräte­
fertigung erfährt eine Rationalisierung, durch die feinmecha­
nische Berufe betroffen sind. Ein Beispiel ist die Substitution 
der Mechanik durch Elektronik in der Fernschre!berfertigung. 
Für Mechaniker und auch für Werkzeugmacher, die für die 
Herstellung der mechanischen Teile die Schnittstempel ferti­
gen, bedeutet das: Wenn z. B. ein einziger integrierter elek­
tronischer Schaltkreis im Speichersender 936 mechanische 
Bauteile ersetzt, werden qualifizierte Facharbeiter für diesen 
Tätigkeitsbereich überflüssig. · 

Anstelle der früherEm Herstellung, Montage und Justage 
komplizierter Draht-, Stanz- und Biegeteile steht heute noch 
die weniger elektronischer Bauteile. Wenige Ange­
lernte treten an die Stelle von Fräsern, Drehern, Feinmecha­
nikern und Werkzeugmachern. Die Entwicklung und Herstel­
lung der speziellen und komplizierten Fertigungsmaschinen 
für die neue Produktion erfordern andererseits aber nach wie 
vor hochqualifizierte Facharbeiter im Werkzeug- und Maschi­
nenbau. Insofern werden nicht, wie z. B. die IG-Metall be­
fürchtet [6], ganze Berufsgruppen (feinwerktechnische Berufe) 
überflüssig, sondern die Aufgaben der Facharbeiter verlagern 
sich z. T. in andere Fertigungsbereiche mit höheren Qualifi­
kationsanforderungen. Dabei ist jedoch nicht auszuschließen, 
daß in Zukunft allgemein ein geringerer Bedarf an Facharbei­
tern in den feinmechanischen Berufen besteht. Andererseits 
sollte beachtet werden, daß als Folge der Standardisierung 
auf dem Halbleitermarkt sich Unterschiede in der Qualität 
feinwerktechnischer Geräte vor allem auf dem Gebiet der 
mechanischen Konstruktion äußern werden. Es ist also anzu­
nehmen, daß nach einer Phase der Umstrukturierung in Rich­
tung Elektronik die feinwerktechnische Fertigung eine neue 
Bedeutung erlangen wird. 

Durch die Mikroelektronik wurden neue Anwendungen mög­
lich. Die Fotoindustrie beispielsweise, fast ausschließlich nach 
Ostasien verlegt, kann infolge der Entwicklun'gen in der Mi­
kroelektronik mit verminderter Arbeitsleistung wieder in 
Deutschland produzieren. Durch den Trend beim Anwender 
elektronischer Technik zu immer mehr Individualität und 
Komfort entsteht andererseits wieder ein steigender Bedarf 
an neuer Arbeitsleistung. Für Elektromechaniker und Elektro-

niker, aber auch für die feinmechanischen Berufe*) bedeutet 
das eine deutliche Verschiebung der Gew:chtung ihrer Tätig­
keitsmarkmale vom Hardware- **) in den Softwarebe­
reich ***). Das setzt in Zukunft eine permanente Lernbereit­
schaft der Beschäftigten und die Berücksichtigung neuer Aus­
bildungsinhalte in Ausbildungsordnungen voraus. 

Der Kraftfahrzeugmechaniker wird von der Großintegrations­
technik kaum betroffen. Die kräfteübertragende Mechanik im 
Automobil ist durch Elektronik nicht zu ersetzen. Mikropro­
zessoren finden jedoch zunehmend Anwendung bei der Lö­
sung von Steuerungs- und Regelungsvorgängen (Zündung, 
Gemischeinspritzung usw.), bei Kontrollaufgaben, wie bei­
spielsweise Drehzahl-, Öldruck- und Kühlwassertemperatur­
überwachung und bei Maßnahmen der Verkehrssicherheit. 

Da der Kraftfahrzeugmechaniker und -schlosser seine Tätig­
keiten überwiegend im Wartungs- und 'lnstandsetzungsbe­
reich ausübt, wird er auch kaum von der fortschreitenden 
Automatisierung der in der Automobilferti­
gung berührt. 

Der Einfluß der rechnerunterstützten Ze:chnungserstellung 
auf den Tätigkeitsbereich von technischen Zeichnern wird 
gegenwärtig am Bundesinstitut für Berufsbildung untersucht 
[9]. Aus den Ergebnissen dieser Untersuchung geht hervor, 
daß sich die rechnerunterstützte ze:chnungserstellung insbe­
sondere bei sich ständig w:ederholenden gleichartigen oder 
vergleichbaren Aufgaben, wie z. B. bei der Herstellung von 
Rohrleitungsplänen für den Chemieanlagenbau, durchgesetzt 
hat. Eine ähnliche Entwicklung scheint sich bei der Herstel­
lung von Hydraulikplänen und bei der Variantenkomposition 
für die Automobilkonstruktion abzuzeichnen. 

Wichtige Kriterien für die Durchsatzung der rechnerunter­
stützten Zeichnungserstellung sind neben der bislang noch 
schwer abzuschätzenden Wirtschaftlichkeit, die Existenz von 
entsprechenden Programmen, die überwiegend aus dem 
Hochschulb"ereich zur Verfügung stehen. Schwerpunkte in der 
Anwendung der rechnerunterstützten Zeichnungserstellung 
sind die Flugzeugindustrie, aber auch te'lweise der Schiffbau. 
Im Maschinenbau s'nd b'sher nur wenige kommerzielle An­
sätze erkennbar, während an den Hochschulen die Forschung 
auf diesem Gebiet weiter fortgeschritten ist. Aus d'eser mehr 
evolutionären als revolutiol)ären Entwicklung der rechnerge­
stützten Konstruktion kann nicht von einer unmittelbaren ·Be­
drohung der Arbeitsplätze von technischen Zeichnern ge­
sprochen werden. Für d'e Berufsausbildung ist jedoch zu 
prüfen, ob in Zukunft Grundkenntnisse der elektronischen 
Datenverarbeitung zu fordern sind. 

Im Bereich der Bürq-, Handels- und Verwaltungsberufe wird 
in der betriebliche Arbeitsablauf durch den Einsatz 
von Daten- und Textverarbeitungssystemen weiter rationali­
siert werden. So können beispielsweise Belegungs-, Instand­
setzungs- oder Wartungsdaten mit verringertem .Personai!\Uf­
wand unmittelbar am Entstehungsort erfaßt und der Planung 
oder dem Rechnungswesen zur schnelleren -Entscheidungs­
und transparenter zugänglich gemacht 
werden. 

Bei objektiver Beurteilung dieser Situation muß andererseits 
berücksichtigt werden, daß die vielfältigen beratenden Tä­
tigkeiten, beispielsweise eines Bankkaufmannes beim Ge­
schäftsverkehr mit Kunden oder der Vers'cherungskaufmann 
beim Abschluß einer Versicherung, durch die Datenerfas­
sungs- und Datenverarbeitungssysteme zwar erleichtert, aber 
nicht ersetzt werden können. 

*) Nach der BGJ-Anrechnungsverordnung vom 4. 7. 1972 wurde der 
Ausbildungsberuf Büromaschinenmechaniker den Berufsfeldern 
Metalltechnik und Elektrotechnik zugeordnet. 

**) Montage der Bauelemente und Verdrahtung zum fertigen Gerät. 

***) Genutzt werden elektronisch gesteuerte Geräte durch. die Pro­
und die angeschlossenen Betriebssysteme, die auf 

die Logik der Anwendungsaufgaben hin abgestellt sind. 
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Die Entwicklungen bei der elektronischen Textverarbeitung 
scheinen erfolgreich zu verlaufen, nachdem jetzt das Problem 
der Übersetzung in andere Sprachen technisch gelqst ist [10]. 
Mit dem Übersetzungssystem "Systran" (System for auto­
matic translation) ist die Übersetzung von Informationstexten 
mit standardisierter Syntax möglich. Die Anwendung ist da­
her noch überwiegend auf technische Texte begrenzt. Für 
rechtsverbindliche Schriften, wie Verträge, Satzungen usw., 
als auch für imagerelevante Druckschriften und Texte, die 
muttersprachliche Qualität aufweisen müssen (z. B. aus der 
Literatur und Philosophie), sind die Textverarbe:tungssyste­
me bisher nicht geeignet. 

Auch wenn in einigen Berufen die Auswirkungen der Groß­
integrationstechnik bisher nicht das katastrophale Ausmaß 
erreicht haben, als das es in einigen Medien dargestellt wur­
de, sind doch andere Berufe bezüglich der traditionellen 
Tätigkeitsmerkmale durch die neue Technologie nahezu be­
deutungslos geworden. Hierzu zählen insbesondere die indu­
striellen Ausbildungsberufe Uhrmacher und Schriftsetzer. 

Insofern sind die Folgewirkungen des technologischen Wan­
dels zu bedeutsam, als daß sie bei zukünftigen Planungs­
und Investitionsentscheidungen im Bereich der Technologie­
forschung, der Wirtschafts-, Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik 
vernachlässigt werden dürfen. 

Es ist zu fragen, welche Maßnahmen notwendig sind, um für 
die verlorenen Arbeitsplätze neue Arbeitsmöglichkeiten, bei­
spielsweise durch Anwendung moderner Technologien, zu 
schaffen. Berücksichtigt die berufliche Ausbildung die Erfor­
dernisse der neuen Technologie? Sind die bestehenden Aus­
bildungsordnungen und Rahmenlehrpläne so variabel und 
das Berufsbildurrgssystem i. a. so flexibel, daß die neuen 
Technologien trotz deren Änderungsgeschwindigkeit berück­
sichtigt werden können? Wer schult im Rahmen der Erwach­
senenbildung betroffene Beschäftigte um und wer finanziert 
die 1 nvestitionen? Viele offene Fragen werden Industrie, 
Wirtschaft und Staat gemeinsam zu beantworten ·haben. Für 
das systematische Vorgehen zur Lösung dieser Fragen haben 
die verantwortlichen Ressorts die polit:schen Instrumentarien 
zu"r Verfügung zu stellen. Insofern wäre die lnitiat:ve zur Ein­
richtung einer Arbeitsgruppe zu begrüßen, die vom Bundes­
minister für Bildung und w;ssenschaft, vom Bundesminister 
für Forschung und Technologie, vom Bundesminister für 
Wirtschaft und vom Bundesminister für Arbeit mitgetragen 
werden sollte [11]. Durch gez!elte Forschungsvorhaben könn­
te auch das Bundesinstitut für Berufsbildung mit seinem 
Sachverstand im Bereich der beruflichen Bildung geme:nsam 
mit dem Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung, dem 
Institut für Produktionstechnik und Automatisierung der 

dem Institut für- Soz:alw:ssenschaft­
liche Forschung und anderen Institutionen einen wertvollen 
Beitrag zur Technologie-Folgenabschätzung leisten. Es ist 
aber bereits jetzt abzusehen, daß die Ausführung von For­
schungsprojekten erheblich unter der Entwicklungsgeschwin­
digkeit des technologischen Wandels und durch den Mangel 
brauchbarer offizieller Statistik- über Auswirkungen auf die 
Arbeitnehmer (z. B. Qualifikationsveränderungen), Arbeitsbe­
dingungen, Arbeitsplätze und Arbeitsaufgaben infolge von 
Strukturwandelprozessen - erschwert werden. Die Aktuali­
tät von Forschungsergebnissen könnte damit fragwürdig wer­
den. Es bedarf also zunächst der Entwicklung erwe:terter 
wirtschaftlicher Begriffe und statistischer Meßgrößen sowie 
entsprechende statistische Erhebungen im beträchtlichen 
Umfang. 

Zusammenfassend lassen sich bezüglich der beruflichen Bil­
dung folgende allgemeine hypothetische Aussagen machen: 

O Die Entwicklung der Großintegrationstechnik wird sich mit 
großer Geschwindigkeit weiter fortsetzen, solange sich 
die Wirtschaftlichkeit dieser Technik herausstellt, wahr­
scheinlich jedoch bis an die physikalischen Grenzen der 
Halbleitertechnik. Nach Expertenmeinung werden diese 
Grenzen voraussichtlich etwa 1990 erreicht sein [12]. 

0 Nicht die Tatsache des technischen Wandels ist für die 
Berufsausbildung besorgniserregend, sondern die Ge­
schwindigkeit dieser Entwicklung. 

0 Der direkte und indirekte Einfluß der Großintegrations­
technik ist nicht nur auf einige wenige Ausbildungsberufe 
beschränkt. Von den Auswirkungen sind die verschieden­
sten Berufsgruppen, insbesondere im Bereich der indu­
striellen Fertigung, im unterschiedlichen Maße betroffen. 

0 Neue Technologien wie die Großintegrationstechnik erset­
zen überwiegend Arbeiten, die durch ihre Gleichartigkeit 
zu den Tätigkeiten mit geringen Qualifikationsanforderun­
gen gehören. 

0 Es werden weder Ausbildungsberufe noch ganze Berufs.:: 
gruppen überflüssig, vielmehr gehen traditionelle Tätig­
keitsbereiche für bestimmte Facharbeiter verloren, die 
insbesondere mit der direkten Arbeitsleistung in der Fer­
tigung verbunden sind. 

0 Es ist zu erwarten, daß der Bedarf an Facharbeitern in 
den vom technologischen Wandel betroffenen 
pen insgesamt weiter abnimmt. 

0 Innovationen verlangen den verstärkten Einsatz technisch 
hochqualifizierter Facharbeiter, insbeso11dere im Bereich 
der Planung, Vorbereitung und der technischen Dienstlei­
stungen. 

0 Den ·Aufgaben der Berufsausbildung ein hohes Qualifika­
tionsniveau und die Befähigung zur M9bilität den Auszu­
bildenden zu vermitteln, kommt in Zeiten technologischer 
Veränderungen ein erhöhter Stellenwert zu. 

0 Durch Innovationsprozesse können fachspezifische Kennt­
nisse schnell veralten. Deshalb sollten in der Berufsaus­
bildung insbesondere Fähigk.eiten wie z. B. Gestaltung von 
Arbeitsabläufen, Fähigkeit selbständig Probleme zu lösen, 
Lernfähigkeit, Verantwortungsbereitschaft und kooperati­
ves Sozialverhalten gefördert werden [13]. 

0 Die betriebliche Ausbildung vermag auf den Wandel der 
Qualifikationsanforderungen unmittelbar und flexibel zu 
reagieren. Im Gegensatz zur schulischen werden in der 
betrieblichen Berufsbildung technische Neuerungen - in­
folge der engen Verbindung der Ausbildungsstätten mit 
dem Produktions- und Organisationsprozeß - ohne 
große Verzögerung in die Ausbildung weitergegeben. 

0 Die durch den technologischen Wandel verursachten Qua­
lifikationsveränderungen können durch die ständige, kurz­
zeitige Revision der bestehenden Ord'nungsunterlagen be­
rücksichtigt werden. Hierzu ist es unbedingt erforderlich, 
daß das Abstimmungsverfahren von Ausbildungsordnun­
gen und Rahmenlehrplänen des Bundes und der Länder 
zur Neuordnung von Ausbildungsberufen im Vergleich zu 
den bisherigen Erfahrungen wesentlich beschleunigt wird. 
Die Neuordnung eines Ausbildungsberufes sollte insge­
samt nicht länger als zwei Jahre betragen. 
Außerdem ist zu beachten, daß eine zu detaillierte Fest­
legung von Ausbildungsinhalten die Flexibilität bei der 
Umsetzung von Ausbildungsordnungen in die Praxis ver­
mindert. 

0 Technologische Innovationen mit hohen Änderungsge­
schwindigkeiten erfordern erhöhte Anforderungen quanti­
tativer und qualitativer Art an das Berufsbildungssystem 
im Bereich der Erwachsenenbildung. 

Anmerkungen: 

[1] Gabe I , J.: 3. Technologische Revolution durch Fortschritte der 
Halbleitertechnik? ln: Elektrotechnische Zeitschrift (etz-b), Bd. 29, 
Heft 12/1977 

[2] Darunter kommt alles ins Rutschen. Moderne Elektronik schafft 
Arbeitslosigkeit - sowohl bei den Herstellerfirmen als auch bei 
den Abnehmern. ln: Der Spiegel, Nr. 51/1976 

[3] Technologie und Arbeitsmarkt: Ein Volkswagen für fünf Mark. ln: 
W.irtscha,ftswoche Nr. 25/1977 

[4] Mackintosh-Marktstudie: ·Halbleiter, bedrückendes Bild. ln: Nach­
richtentechnische Zeitschrift (ntz), Bd. 30, Heft 4, 1977, S. 289 

[5] Entwicklungstendenzen in der Elektronik. Erweiterter Sonderdruck 
aus der Siemens-Zeitschrift. Hrsg. und Verlag: Siemens AG, Berlin 
und München, 1976 
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werkschafter 5/1976, S. 10 

[7] H e u b e r g e r , A, und E d e r , A.: Anwendung von Mikropro­
zessoren. In: Elektrotechnische Zeltschrift (etz-b), Bd. 29, Heft 
12/1977 

[8] Mikroprozessoren und Mikrocomputer. Hrsg.: Rationalisierungs­
Kuratorium der Deutschen Wirtschaft, Frankfurt/Maln, 1977 

[9] Buschhaus, D.: Problemanalyse zur Neuordnung der Berufs­
ausbildung für technische Zeichner, 2. Teil: Auswirkungen der 
rechnerunterstützten Zeichnungserstellung. 
Bundesinstitut für Berufsbildung B.erlin, Manuskriptdruck, 1978 

Dieter Buschhaus I Jörg-Rainer Gerlach 

[10] Textverarbeitung: Schneise durch die Sprachbarriere. ln: Manager­
Magazin, Nr. 12/1977 

[11] K e m p, T.: Arbeitspapier zu Auswirkungen des technischen 
Sprunges bei der Entwicklung von Mikroprozessoren auf die be­
rufliche Bildung. Bundesinstitut für Berufsbildung, Berlin, vom 
14. Juni 1977 

[12] F o I b e r t h , Otto G. und B I e h e r , J. Hartmut: Grenzen der 
digitalen Halbleitertechnik. in: Nachrichtentechnische Zeitschrift 
(ntz), Bd. 30, Heft 4/1977, S. 307 

[13] Der Anpassungszwang. ln: Informationsdienst des Instituts der 
deutschen Wirtschaft, Nr. 6/1978, S. 6 

Auswirkungen der elektronischen Datenverarbeitung 
auf die Ausbildungsordnungen für technische Zeichner 

Die Al!Sbildungsordnungsforschung kann z. Z. noch kein wis­
senschaftlich in sich geschlossenes Instrumentarium zur Kon­
struktion von Ausbildungsordnungsentwürfen anbieten. Am 
Beispiel 'der technisch-zeichnerischen Ausbildungsberufe sol­
len existierende Forschungsansätze auf ihre. Realisierbarkeil 
überprüft sowie praxis- und problemorientiert angewendet 
werden. Dabei muß sowohl der "Ist-Zustand" als auch die 
zukünftige Entwicklung berücksichtigt werden. Der Aufsatz 
stellt einen Abriß der mit diesem Ziel durchgeführten For­
schungsarbeiten dar. 

Eine wesentliche Aufgabe des Bundesinstituts für Berufsbil­
dung ist die Entwicklung von Ausbildungsordnungen. Im 
Arbeitsbereich Metalltechnik der Hauptabteilung AusGildungs­
ordnungsforschung werden wissenschaftlich gesicherte 
Grundlagen unter anderem auch für die technisch-zeich­
nerischen Ausbildungsberufe erarbeitet. 

ln Arbeitskreisen und in Fachausschüssen gemäß § 19 Aus­
bildungsplatzförderungsgesetz dienen die Forschungsergeb­
nisse als Arbeitsgrundlage für die Novaliierung oder Entwick­
lung von Ausbildungsordnungen. Die bisher vorliegenden 
Problemanalysen [1] geben einen Überblick über den Stand 
der gegenwärtigen technischen, wirtschaftlichen und gesell­
schaftlichen Entwicklung sowie Einblick in die konkrete Ar­
beits- und Ausbildungssituation für folgende Ausbildungs­
berufe: 

Berufs- Ausbildungs- Ausbil- Datum Aus-
klasse beruf dungs- der Aner- zubil-

dauer in kennung dende [2] 
Jahren 1976 

6350 Technischer 3,5 6.5.64 15 551 
Zeichner (in Berlin 3) 

6350 Technische 2 
Zeichnerin (nur in 
Berlin anerkannt) 

6352 Bauzeichner 3 26.11.63 9093 

6352 Teilzeichnerin 2 1179 
(in Berlin nicht 
anerkannt) 

·1. Ergebnisse der Analyse von statistischen Materialien 

Eine wesentliche Voraussetzung für die Neuordnung eines 
Ausbildungsberufs ist die Auswertung des verfügbaren sta­
tistischen Materials. Beim technischen Zeichner war dies da­
durch erschwert, daß die anerkannten Ausbildungsberufe mit 
den technisch-zeichnerischen Erwerbsberufen nicht völlig 
identisch sind. So korrespondieren beispielsweise die Ausbil­
dungsberufe Technischer Zeichner und Technische Zeich­
nerin mit den Erwerbsberufen Technischer Zeichner und Kon­
struktionszeichner. 

Die Auszubildendenzahlen des letzten Jahrzehnts weisen 
starke Schwankungen auf (siehe Abb. 1). Dies ist vornehmlich 
auf die konjunkturelle Entwicklung der Wirtschaft zurückzu­
führen. Zukünftig werden neben konjunkturellen Einflüssen 
auch technologische wirksam, insbesondere die rechner­
unterstützte Zeichnungserstellung. 

Der technische Zeichner hat in vielen Bere·ichen der Wirt­
schaft sein Betätigungsfeld. Er ist überwiegend in der In­
dustrie, aber auch im Handwerk und im öffentlichen Dienst 
zu finden. Die Statistik von 1970 erfaßt ihn in 26 Wirtschafts­
gruppen. 

Die Wirtschaftszweige mit den meisten erwerbstätigen tech­
nischen Zeichnern sind [3]: 

Wirtschaftszweig Erwerbs- männlich weiblich 
tätige 
insgesamt 

Maschinenbau 23400 15 700 7700 

Architektur- und 
Ingenieurbüros u. ä. 21 400 11 300 10 100 

Elektrotechnik 10 500 4400 6100 

Gebiets-
körperschalten 9 300 5 700 3 600 

Bauhauptgewerbe 6 700 4500 2 200 

Neben der horizontalen Mobilität zwischen den Wirtschafts-
zweigen ist auch eine starke vertikale Mobilität erkennbar. 
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Abbildung 1 
Auszubildende im Vergleich 

Technische Zeichner (6350) 

Verzeichnis der Quellen siehe Problemanal>.'se zur Neuordnung der Berufsausbildung 
für technische Zeichner, 1. Teil; Gerlach, Jörg-Rainer, Manuskriptdruck BBF, Apr. 77. 
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Der Beruf kann als "Sprungbrettberuf" bezeichnet werden. 
Beispielsweise schafften nach einer schweizerischen Unter­
suchung 57% der Maschinenzeichner einen beruflichen 
Aufstieg [4]. 

Die Möglichkeit einer Erwerbstätigkeit für Frauen ist beson­
ders groß. Ihr Anteil an den erwerbstätigen technischen 
Zeichnern betrug 1961 31 % und ist 1970 auf über 40% an­
gestiegen. Die Geschlechterrelation kann sich noch weiter 
zugunsten der Frauen verändern. Nach dem Urteil von Vor­
gesetzten könnte der Frauenanteil auf 92% steigen [5]. 

Die technischen Zeichner sind überwiegend als Angestellte 
beschäftigt. Eine bis 1975 zu beobachtende starke Zunahme 
der Arbeitslosigkeit (siehe Abb. 2) hat sich auf hohem Ni­
veau stabilisiert. Obwohl die weiblichen ArbeitnehrU,er einen 
geringeren Anteil der Beschäftigten ausmachen, liegt ihre 
Arbeitslosenquote gegenwärtig über derjenigen der männ­
lichen. 

Nach einer Multimomentaufnahme im Konstruktionsbüro 
eines Werkzeugmaschinenbauunternehmens [6] wurden fol­
gende technisch-ze:chnerische Tätigkeiten ermittelt: 

-Zeichnen 

- Ordnen, Diskutieren 

- dienstliche Abwesenheit 
Überlegen, Einsichtnahme 

ca. 40% 

ca.20% 

ca. 15 °/o 

Darüber hinaus f!nfallende Tätigkeiten wie Schreiben, Infor­
mieren, Berechnen, Telefonieren, Betriebsaufenthalte und 
Stücklistenerstellung liegen jeweils unter 5% der Arbeits­
zeit. Diese Untersuchung zeigt, daß neben den zeichneri­
schen Fähigkeiten auch planarisch-organisatorische Qualifi­
kationen am Arbeitsplatz verlangt werden. 

Die fachlichen und curricularen Bedingungen lassen sich aus 
den vorgelegten Materialien nicht ausreichend ableiten und 
begründen. Dazu bedarf es einer Untersuchung der Qualifi­
kationsanforderungen in den für die Ausbildung und Be­
schäftigung des technischen Zeichners wesentlichen Wirt­
schaftszweigen. ln Zusammenarbeit mit Sachverständigen 
wurde zu diesem Zweck ein Fragebogen entwickelt, der zur 
Zeit regional erprobt wird. Mit diesem sollen hauptsächlich 
Informationen zu den Arbeitsaufgaben und Arbeitsmitteln un­
ter Berücksichtigung der erforderlichen Kenntnisse und Fer­
tigkeiten erfaßt werden. Darüber hinaus sind zukünftige Ent­
wicklungen, insbesondere die rechnerunterstützte Zeichnungs­
erstellung, zu berücksichtigen. 

2. Auswirkungen der elektronischen Datenverarbeitung 

Zu den neuartigen Technologien, die Auswirkungen auf die 
Arbeitsplätze und Qualifikationen der Arbeitnehmer haben, 
gehört aucb die rechnerunterstützte Zeichnungserstellung. 
Im Rahmen der Neuordnung der technisch-zeichnerischen 
Ausbildungsberufe gewinnt diese Problematik für die Berufs­
ausbildung zunehmend an Bedeutung. Ausgehend von einer 
Analyse des gegenwärtigen Standes der Technik soll der 
2. Teil der Problemanalyse Hinweise auf eine zukunftssichere 
Ausbildung der technischen 'Zeichner geben. Dazu muß so­
woh'l die. Entwicklung der EDV-Anlagen (Hardware) als auch 
die der Programmsysteme zur Zeichnungserstellung (Soft­
ware) untersucht werden. 

Die vorhandene Software kann die Möglichkeiten der Hard­
ware noch nicht ausschöpfen. Eine weitere Verbesserung 
und Verbilligung der EDV-Anlagen wird durch Fortschritte in 
der Halbleitertechnik, erwartet. Mikroprozessoren spielen zur 
Zeit nur eine untergeordnete Rolle, .da ihre Leistungsfähig­
keit noch nicht den Anforderungen entspricht. Auf dem Markt 
werden schon einige vollausgestattete Arbeitsplätze zum 
rechnerunterstützten Kopstruieren und Zeichnen angeboten, 
die vom Preis her nicht nur für' Großbetriebe interessant sind. 
ln wachsendem Maße beeinflussen die Kosten für die Ent­
wicklung der Programmsysteme die Gesamtinvestitionen. 

Da es bisher nicht gelang, ein Zeichenverfahren zu entwik­
keln, das in der Lage ist, mit wirtschaftlich vertretbarem Auf­
wand alle technischen Gebilde zu erfassen und darzustellen, 
hat sich eine große Anzahl von Verfahren herausgebildet, die 
nur in begrenzten Aufgabengebieten rentabel eingesetzt wer­
den können. Neben Programmsystemen, die von .den Indu­
striebetrieben speziell für ihre eigenen Produkte konzipiert 
wurden, entstanden an den Hochschulen Systeme, die in 
gewissen Grenzen unabhängig von den Erzeugnissen sind. 

Dabei kann zwischen 

- 2 D-Systemen (zweidimensionale rechnerinterne Abbil­
dung), 

- 3D-Systemen (dreidimensionale rechnerinterne Abbi:dung) 
und 

- Programmsystemen zur Zeichnungserstellung mit Hilfe 
von Digitalisierungsgeräten 

unterschieden werden. 

Alle sogenannten 2 D-Systeme erfassen die einzelnen An­
sichts- und Schnittdarstellungen gesondert. Sie werden des­
halb vorwiegend zum Zeichnen von Objekten eingesetzt, die 
in wenigen Ansichten und Schnitten dargestellt werden kön­
nen. Die Vorteile derartiger Programmsysteme hinsichtlich 
Eingabeaufwand, Rechnerkapazität und Rechenzeit haben zu 
einer Reihe von erfolgreichen Anwendungsfällen in der In­
dustrie geführt. 

Bei den 3 D-Systemen wird durch eine r.echnerinterne Ab­
bildung der Objekte die räumliche Struktur mit allen Bezie-· 
hungen zwischen den geometrischen Grundelementen er­
faßt. Auf diese Weise sind beliebige Umwandlungen der 
Geometriedaten möglich. Folglich lassen sich alle gewünsch­
ten Ansichten und Schnitte sowie perspektivische Darstellun­
gen erzeugen. Außerdem kann das rechnerinterne Modell des 
Objektes so transformiert werden, daß es auch in den vor­
und nachgeschalteten Bereichen zur rechnerunterstützten 
Angebots- und Entwurfsbearbeitung bzw. Materialdisposition 
und'Fertigung dienen kann. Nachteilig ist der sehr hohe Ein­
gabeaufwand und die notwendige große Rechnerkapazität, 
die für komplexe Gebilde wie beispielsweise Getriebege­
häuse gegenwärtig nur in wenigen Betrieben zur Verfügung 
steht.. Aus wirtschaftlichen Gründen ist die automatische 
Zeichnungserstellung vielfach erst bei einer integrierten Da­
tenverarbeitung vertretbar. Daher wird die Bedeutung der 
3 D-Systeme zunehmen, wenn die Rechnerunterstützung auch 
in die vor- und nachgeschalteten Bereiche eindringt. Bisher 
ist die industrielle Anwendung nur bei Spezialproblemen 
gelungen. Im Bereich des Bauwesens wird sie zwar durch 
die geometrisch einfacheren Objekte begünstigt, doch steht 
die Struktur dieser Branche einer breiten Anwendung der 
3 D-Systeme entgegen. 

Mit Hilfe von Digitalisierungsgeräten können grundsätzlich 
beliebige Objekte aus einer maßstäblichen Entwurfszeichnung 
erfaßt und anschließend über eine numerisch gesteuerte Zei­
chenmaschine (Plotter) ausgegeben werden. Bei komplexen 
Gebilden ist jßdoch der Aufwand zur Erfassung der Geome­
trie relativ hoch. Die erfolgreichen Anwendungsfälle be­
schränken sich auf wenige Bereiche. 

Die theoretischen Probleme der rechnerunterstützten Zeich­
nungserstellung sind, insbesondere aufgrund der an den 
Hochschulen durchgeführten Forschungsarbeiten, zum gro­
ßen Teil gelöst. Dagegen bereitet die Umsetzung der ent­
wickelten Lösungsansätze in dje industrielle Praxis noch 
erhebliche Schwierigkeiten. Abgesehen von einigen Son­
derbereichen wie beispielsweise die Erstellung von Rohr­
leitungsplänen im Chemieanlagenbau, hat sich die Rechner­
anwendung noch nicht 'allgemein durchgesetzt. Überall dort, 
wo die Variantenko·nstruktion angewendet werden kann, ist 
die Möglichkeit des Einsatzes von automatischen Zeichenan­
lagen gegeben. Beispiele, bei denen' die Variantenkonstruk­
tion schon heute mit Rechnerunterstützung erfolgt, sind 
Elektromotors, Wärmetauscher und Pumpen. Nach Schätzun-
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gen macht der Anteil der Variantenkonstruktion im Maschi­
nenbau 20% und im Werkzeugmaschinenbau fast 50% 
aus [7]. 

Jedoch kann aus diesen Zahlen nicht ohne weiteres auf den 
künftigen Anteil der automatischen Zeichnungserstellung in 
diesen Branchen geschlossen werden. Die Einführung wird 
weitgehend von Wirtschaftlichkeitsberechnungen bestimmt, 
bei denen eine große Anzahl von Aspekten zu berücksich­
tigen sind. 

Ein erheblicher Teil der technisch-zeichnerischen Arbeiten' 
entzieht sich einer Bearbeitung durch den Rechner. Vor allem 
ist der Rechner bei Neukonstruktionen in der Regel gegen­
über dem technischen Zeichner nicht konkurrenzfähig. Ge­
naue Aussagen über den möglichen Anteil der rechnerunter­
stützt erstellbaren Zeichnungen können nur im Einzelfall auf­
grund umfangreicher Analysen aller Aggregate und Bauteile 
gemacht werden. 

ln erster Linie mangelt es zur Zeit an standardisierten Pro­
grammsystemen. Nur in wenigen Fällen lassen sich Bausteine 
verschiedener Programme ohne zusätzliche Anpaßarbeiten 
miteinander kombinieren. Die Bestrebungen zur Standardi­
sierung werden von der Bundesregierung intensiv gefördert, 
um die Konkurrenzfähigkeit der deutschen Wirtschaft zu er­
halten. Erst wenn gehormte Programmbausteine zur Ver­
fügung stehen, ist in größerem Umfang mit einer automa­
tischen Zeichnungserstellung zu rechnen. 

Bei den gegenwärtig eingesetzten Programmsystemen hat 
Cler Bearbeiter die Eingabedaten aufzubereiten und die Rech­
nerergebnisse zu kontrollieren. Ein Eingriff in den Programm­
ablauf ist meist nicht möglich. Durch die mit dem Rechner­
einsatz verbundene Formalisierung der Arbeitsabläufe kön­
nen die technischen Zeichner Arbeiten übernehmen, für die 
bisher höhere Qualifikationen verlangt wurden. Die heute 
noch nicht allgemein spürbaren Auswirkungen auf die tech­
nischen Zeichner sind zum Teil durch die geringe Anwen­
dungsbreite der in der Wirtschaft verwendeten. starren Pro­
grammsysteme bedingt. 

Obgleich gegenwärtig Programmsysteme vorherrschen, die 
wenig flexibel sind und keinen Eingriff in den Programm­
ablauf zulassen, wird in·der Zukunft das Arbeiten im Dialog 
mit dem Rechner einen breiten Raum einnehmen. Denn durch 
die Kombination der intellektuellen Fähigkeiten des Men­
schen mit den Möglichkeiten des Rechners läßt sich die 
rechnerunterstützte Zeichnungserstellung auf weitere Berei­
che ausdehnen. Die Kommunikation mit dem Rechner über 
ein Bildschirmgerät ermöglicht es, Zeichenarbeiten auszufüh­
ren, deren vollständige Programmierung einen nicht vertret­
baren Aufwand darstellen würde. Beispielsweise kann die 
Verteilung der Maße über mehrere Ansichten bei komplexen 
Körpern nur im Dialog ausgeführt werden. 

Die neuen technischen Möglichkeiten erfordern Veränderun­
gen der heutigen Ausbildungsinhalte. Zur Kommunikation mit 
dem Rechner sollte der technische Zeichner insbesondere in 
der Lage sein: 

- die einzelnen geometrischen Grundelemente eines tech­
nischen Gebildes mathematisch zu beschreiben, 

- die charakteristischen Achsen und Maße der Grundele­
mente anzugeben, 

- die Lage von Flächen und Körpern in Koordinatensyste­
men festzulegen, 

- durch Subtraktion und Addition von geometrischen Grund­
elementen technische Bauteile gedanklich zu zerlegen 
und aufzubauen. 

Zur Zeichnungserstellung mit Unterstützung des Rechners 
werden keine Programmierkenntnisse benötigt, und der for­
male Umgang mit den Programmsystemen ist in wenigen 
Tagen oder Wochen erlerobar. Doch sind für ein selbstän­
diges Arbeiten mit dem Rechner einige Fertigkeiten und 
Kenntnisse der Datenverarbeitung notwendig. 

Dazu gehören: 

- Grundkenntnisse der binären Zahlendarstellung, 

- Kenntnisse über den grundsätzlichen Aufbau von Dateien 
und die Verarbeitung der Daten im Rechner, 

- Fertigkeit, Bauteilgeometrien zu kodieren. 

Da ein Rechner nur die algorithmierbaren Arbeiten über­
nehmen kann, sind von der Innovation vorwiegend Arbeits­
k'räfte berührt, die keine planarisch-konstruktiven Qualifika­
tionen besitzen. Bei der Einführung von EDV-Systemen wer­
den weiterhin technische Zeichner benötigt, um die Daten für 
den Rechner in geeigneter Weise aufzubereiten. Da diese 
Arbeiten meist ein hohes Abstraktionsvermögen und tech­
nisches Verständnis voraussetzen, können nur solche Ar­
beitskräfte die Ausführung übernehmen, die entsprechende 
Voraussetzungen besitzen. Für technische Zeichner, die· nur 
nach detaillierter Anweisung arbeiten können, wird deshalb 
die Nachfrage auf dem Arbeitsmarkt immer geringer werden. 

Programmsysteme, die die Geometriedaten rechnerintern 
dreidimensional abbilden, stellen besonders hohe Anforde­
rungen an die intellektuellen Fähigkeiten der Arbeitskräfte. 
Eine Fallstudie in einem Industriebetrieb der Feinwerktech­
nik zeigte, daß in zwei Jahren ausgebildete technische Zeich­
ner dazu nicht in der Lage waren, wohl aber diejenigen, die 
eine längere Ausbildung mit umfangreicher Werkstattpraxis 
besaßen. 

Die hier gewonnenen Erkenntnisse hinsichtlich der Ausl:!il­
dungsinhalte, der Ausbildungszeit und des Werkstattanteils 
an der Ausbildung sollten bei der Neuordnung der technisch­
zeichnerischen Ausbildungsberufe ·berücksichtigt werden. 

ln einigen Bereichen wie kleinen technischen Büros oder In­
stituten, in denen neben technischen Zeichnungen auch Dia­
gramme u. ä. anfallen sowie' Büroarbeiten zu verrichten sind, 
wird ein Arbeitsfeld weiterbestehen bleiben, das nicht oder 
nur wenig yon der rechnerunterstützten Zeichnungserstellung 
berührt wird. Benötigt werden hier technische Zeichner, die 
sowohl Zeichenarbeiten als auch organisatorische und ver­
waltende Tätigkeiten ausführen können. Zur Verbesserung 
der Ausbildungs- und Beschäftigungsmöglichkeiten für die 
technisch-zeichnerischen Berufe sollten in diesem Fall ent­
sprechende Ausbildungsinhalte aufgenommen werden. 

Generell kann gesagt werden, daß technische Zeichner, die 
Zeichenarbeiten nur nach detaillierter Anweisung ausführen 
können, in Zukunft immer weniger Chancen haben, ihre 
Qualifikationen zu verwerten. Diejenigen, die grundlegende 
Fertigkeiten und Kenntnisse der Fertigungs- und Montage­
technik, räumliches Vorstellungsvermögen sowie die Regeln 
des technischen Zeichnens in der Ausbildung erlernt haben, 
besitzen genügend Flexibilität und Mobilität, um sich auf neue 
Arbeitsmethoden umzustellen, in andere Arbeitsgebiete des 
technischen Zeichnens auszuweichen oder an Qualifizierungs­
maßnahmen für Erwachsene teilzunehmen. 
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Qualifikationsstrukturen in Teilbereichen der beruflichen 
- am Beispiel der Verkehrsberufe -

Um eine ungeordnete VIelfalt von Weiterbildungsmaßnahmen 
und Fortbildungsordnungen zu vermelden, Ist die Entwick­
lung eines Strukturkonzeptes für berufliche Weiterbildung 
notwendig, das die horizontale und vertikale Gliederung von 
Qualifikationen und Abschlüssen erkennen läßt. Für ein sol­
ches Strukturkonzept, das Insbesondere auf "Aufstlegswel­
terblldung" bezogert ist, werden einige Grundsätze aufge­
stellt. Diese Grundsätze werden am konkreten Belspiel der 
Verkehrsberufe und zwar für die Ebene "unteres Manage­
ment" erläutert. 

1. Allgemeine Fragestellung 

Immer wieder sieht sich das Bundesinstitut für Berufsbildung 
mit der Forderung konfrontiert, bestimmte Weiterbildungs­
gänge durch Rechtsverordnung gern. § 46 Abs. 2 BBiG zu 
regeln. Wenn Regelungen und Rechtsverordnungen im Wei­
terbildungsbereich nicht völlig unübersichtlich werden sollen 
und wenn durch Weiterbildungsordnungen dem Grundsatz 
der Flexibilität von Bildungsgängen auf dem Ar.beitsmarkt 
Rechnung getragen werden soll, stellt sich die Frage, welche 
Strukturen im Weiterbildungsbereich geschaffen und durch 
Abschlüsse und Zertifikate gefördert werden sollten. Damit 
zusammen hängen Fragen wie z. B. die, ob Abschlüsse be­
rufs- bzw. fachübergreifend erworben werden können und 
welche Arten von Qualifikationen über berufliche Weiterbil­
dungsgänge vorrangig vermittelt werden sollten (mehr fach­
spezifisches Wissen oder mehr Qualifikationen, die den 
Charakter von "Schlüsselqualifikationen" haben). Um solche 
Fragen begründet beantworten zu können, ist eine Konzep­
tion über die Strukturierung von Qualifikationsbereichen in 
der beruflichen Weiterbildung erforderlich. 

Die folgenden Überlegungen behandeln jene Formen beruf­
licher Weiterbildung, die meist - wenn auch etwas mißver­
ständlich- als Aufstiegsweiterbildung bezeichnet werden [1]. 
Die Frage nach geeigneten Qualifikationsstrukturen wird hier 
also auf Bildungsgänge, in denen Zusatzqualifikationen ver­
mittelt werden und die auf Abschlüsse vorbereiten, einge­
schränkt. 

Eine Konzeption zur Strukturierung des Weiterbildungs­
bereichs hat zentrale Aussagen der Qualifikationsforschung 
zu berücksichtigen, ohne daß hier deren extensive Erörte­
rung in den Vordergrund treten soll. Nicht die ausführliche 
Diskussion der verschiedenen Ansätze zur Qualifikations­
forschung steht im Mittelpunkt der folgenden Überlegungen, 
vielmehr geht es um die Möglichkeit der Strukturierung eines 
konkreten Bildungsbereiches, in dem Bildungsmaßnahmen 
bislang nur punktuell aufgegriffen wurden, ohne daß dabei 
die Beziehungen zwischen verwandten Berufen erkennbar 
wurden. Erfahrungen aus bisherigen Forschungsarbeiten im 
BIBB, wie z. B. die Weiterbildung zum lndustriemeister, wur­
den dabei genutzt [2]. Im folgenden sollen zunächst einige 
allgemeine Überlegungen und Prinzipien zur Strukturierung 

des Weiterbildungsbereichs dargestellt werden, um daran 
anschließend an einem konkreten Beispiel, der Weiterbildung 
in den Verkehrsberufen, diese allgemeinen Überlegungen zu 
verdeutlichen. 

Die Begriffe Qualifikation und Qualifikationsstrukturen werden 
unterschiedlich und uneinheitlich gebraucht [3]. Unter beruf­
licher Qualifikation soll hier. ein Bündel an Kenntnissen, Fer­
tigkeiten, Fähigkeiten und Einstellungen verstanden werden, 
daß der einzelne im Laufe seiner Lerngeschichte - in der 
Familie, in den Bildungs- und Ausbildungsinstitutionen und 
im Beruf- erwirbt und das auf berufliches Handeln bezogen 
ist [4]. Unter Qualifikationsstruktur wird die qualitative und 
quantitative Verteilung individueller Qualifikationen verstan­
den, und zwar bezogen auf einen bestimmten Bereich, z. B. 
auf das Beschäftigungssystem insgesamt oder auf eine 
Branche oder einen Betrieb [5]. Mit Qualifikationsstruktur 
kann sowohl die bestehende als auch die durch Bildungs­
maßnahmen anzustrebende, erwünschte Verteilung individuel­
ler Qualifikationen gemeint sein. Qualifikationsverteilungen 
können horizontal und vertikal gegliedert sein. Bei der hori­
zontalen Gliederung interessiert vor allem, welche Qualifika­
tionsarten berufliche Flexibilität und Mobilität auf ähnlichem 
Beschäftigungsniveau gewährleisten. Bei der vertikalen Glie­
derung ist insbesondere zu fragen, ob die vorhandenen An­
gebote eine ausreichende Durchlässigkeit anstelle von Sack­
gassen gewährleisten. 

2. Grundsätze zur Strukturierung von Qualifikationen in Teil-
bereichen der beruflichen Weiterbildung 

Sollen Vorstellungen über geeignete und zweckmäßige Quali­
fikationsstrukturen in der beruflichen Weiterbildung erarbei­
tet werden, werden eine Reihe von Schwierigkeiten sichtbar. 
So liegen z. B. nur unvollständige und für diesen Zweck 
ungeeignete Daten vor. Zunächst fehlen verläßliche Angaben 
über die vorhandenen Qualifikationsstrukturen und insbeson­
dere über die Entwicklung der Qualifikationsanforderungen 
in verschiedenen Aufgabenbereichen und für verschiedene 
Funktionen oder Berufe. Eine weitere Schwierigkeit besteht 
darin, daß Konzepte, die die verschiedenen Dimensionen von 
Qualifikationen systematisch beschreiben, bislang erst in 
Ansätzen vorgelegt worden sind [6] oder sich nur auf be­
stimmte Tätigkeitsbereiche beschränken [7]. Daraus ergibt 
sich das Problem, daß die Bedeutung der verschiedenen 
Qualifikationsarten und ihre Zusammensetzung für die Aus­
übung konkreter Tätigkeiten bislang kaum - und wenn, nur 
für einzelne Berufe - geklärt sind. Daher ist auch noch weit­
gehend offen, welche Qualifikationen in Aus- und Weiterbil­
dung vorrangig zu yermittein sind. 

Trotz dieser verschiedenen Schwierigkeiten lassen sich 
einige wichtige Grundsätze der sinnvollen Strukturierung von 
Qualifikationen in der beruflichen Weiterbildung bereits jetzt 
formulieren. 
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Beim folgenden Vorschlag zur Strukturierung von Qualifika­
tionen im Weiterbildungsbereich wird von verschiedenen Ar­
ten von Aufgaben und davon abgeleiteten Qualifikationsanfor­
derungen ausgegangen: 

- Es gibt Aufgaben, die für einzelne Berufe oder Fachrich­
tungen typisch sind und solche, die fachrichtungsüber­
greifenden Charakter haben, also z. B. für ein ganzes 
Berufsfeld typisch sind. 

- Es gibt Aufgaben, die sich zu Funktionen bündeln lassen 
und solche, be,i denen eine Zuordnung zu Funktionen 
nicht möglich ist. Unter Funktion wird hier eine bestimmte 
Aufgabenkonstellation innerhalb des betrieblichen Arbeits­
ablaufs verstanden, also eine Bündelung von Aufgaben 
auf höherer Aggregationsebene. 

Somit unterscheiden wir hier vier verschiedene Aufgaben­
arten, die in der folgenden Vierfeldertabelle dargestellt sind. 
Für die Strukturierung von Qualifikationen in der Weiterbil­
dung sind - so ist unsere These - insbesondere solche 
Aufgaben von Bedeutung, die für verschiedene Berufe oder 
Fachrichtungen gemeinsam gefordert werden (Feld 3 und 4) 
und hierbei insbesondere solche, die sich gleichzeitig Funk­
tionen zuordnen lassen (Feld 4). 

Aufgaben, die sich Funktionen zuordnen lassen 

ja nein 
berufsspez. 1 2 
Aufgaben 

berufsüber-
greifende 3 4 
Aufgaben 

Bei der Formulierung der folgenden Grundsätze sind ver­
schiedene bildungspolitische, arbeitsmarktpolitische und so­
zialpolitische Gesichtspunkte berücksichtigt. Darüber hinaus 
beruhen diese Grundsätze zum Teil auf einer Auswertung 
der Literatur, zum anderen Teil stützen sie sich auf Erfah­
rungen, die in verschiedenen Projekten des Bundesinstituts 
für Berufsbildung gemacht wurden. 

2.1 Berufliche Weiterbildung setzt Berufspraxis voraus und 
knüpft an die beruflichen Erfahrungen der Teilnehmer an. 
Sie soll Qualifikationen problem- und praxisorientiert ver­
mitteln, damit die in der Weiterbildung erworbenen neuen 
Qualifikationen auch im tatsächlichen beruflichen Handeln 
wieder eingesetzt werden können. Ein enger Praxisbezug ist 
daher für berufliche Weiterbildung unabdingbar. 

2.2 Für die praktische Wirksamkeit von beruflichen Weitar­
bildungsmaßnahmen ist es erforderlich, daß sfe sich nicht nur 
auf die Vermittlung von fachlichem Wissen oder die Anwen­
dung von Techniken beschränken, sondern auch Fähigkeiten 
zur Kommunik?tion und Kooperation sowie Einstellungen und 
Verhaltensweisen vermitteln. 

2.3 Es sind solche Qualifikationen herauszufinden, die den 
Charakter von Grund- bzw. Schlüsselqualifikationen haben. 
Unter Schlüsselqualifikationen werden hier Qualifikationen 
verstanden, die in besonderem Maß geeignet sind, dem Er­
fordernis der Übertragbarkeit (Transfer) auf verschiedene 
Anwendungsgebiete zu genügen. Durch sie wird die Fähig­
keit zum Erwerb neuer Qualifikationen, die durch den tech­
nischen oder organisatorischen Wandel gefordert werden, 
erhöht und größere Flexibilität und Mobilität der Arbeitskräfte 
im eigenen Arbeitsfeld und auf dem Arbeitsmarkt erreicht 
werden. 

2.4 Berufliche Weiterbildung soll insbesondere berufsüber­
greife.nde, funktionsspezifische Qualifikationen vermitteln. 

Unsere Hypothese ist, daß berufsübergreifende Aufgaben, die 
sich Funktionen zuordnen lassen, andere Qualifikationsanfor­
derungen an den einzelnen stellen als berufsspezifische Auf­
gaben, und zwar werden Qualifikationen komplexerer Art 
erforderlich. Solche funktionsbezogenen aber berufsübergrei­
fenden Qualifikationen können ebenfalls den Charakter von 
Schlüsselqualifikationen einnehmen, da sie sich, losgelöst 
vom einzelnen Gegenstand, auf die verschiedensten Anwen­
dungsgebiete übertragen lassen. 

2.5 Die Abschlüsse verschiedener Weiterbildungsinstitutio­
nen müssen vergleichbar sein, damit einerseits die verschie­
denen Weiterbildungsgänge und Abschlüsse für die Teilr 
nehmer transparent werden und andererseits für vergleich­
bare Abschlüsse gleiche Chancen der Verwertbarkeit auf 
dem Arbeitsmarkt hergestellt werden. 

2.6 Soweit erkennbar, sind die neuasten Entwicklungen und 
Tendenzen des wirtschaftlichen, technischen und organisato­
rischen Wandels bei der Feststellung der Weiterbildungs­
inhalte einzubeziehen. Der beschleunigte technologische und 
organisatorische Wandel läßt indes eine unmittelbare Orien­
tierung der Bildungsinhalte an den Anforderungen des Be­
schäftigungssystems nicht zu. Bei einer völligen Entkoppe-• 
lung bestünde jedoch die Gefahr, die Erfordernisse der 
Praxis zu verfehlen. Weiterbildungsgänge sollten daher in 
einem Teil der gegenwärtigen bzw. den zukünftigen Erfor­
dernissen des Beschäftigungssystems genügen, zum anderen 
Teil müßten sie darüber hinausgehen. lnfolge der ungesicher­
ten Aussagekraft entsprechender Prognosen kommt der Her­
ausarbeitung von berufsübergreifenden Grund- oder Schlüs­
selqualifikationen eine besondere Bedeutung zu, die gleich­
zeitig den Erfordernissen der Flexibilität und Mobilität ge­
nügen. 

2.7 Gliederung und Abgrenzung der Inhalte von Weitar­
bildungsgängen müssen übersichtlich sein, damit Bildungs­
angebote von den Adressaten als Chance zur Verbesserung 
der eigenen Situation genutzt werden können. 

Die Anwendung der hier aufgestellten Grundsätze zur Struk­
turierung von Qualifikationen in der beruflichen Weiterbildung 
soll im folgenden anhand eines Beispiels, das gegenwärtig 
im BIBB diskutiert wird, dargestellt und verdeutlicht werden. 

3. Strukturlerung der Qualifikation Im Transport- und 
Verkehrswesen 

Im BIBB sind in den letzten Jahren Arbeiten zur Vorbereitung 
von Rechtsverordnungen im Transport- und Verkehrswesen 
durchgeführt worden. Jugendlichen und ungelernten Erwach­
senen mit mehrjähriger Berufspraxis ist damit die Möglichkeit 
gegeben, die Facharbeiterprüfung abzulegen. Eine entspre­
chende Verordnung ist im Beruf des Berufskraftfahrers seit 
dem 1. 1. 1974 in Kraft und für den Beruf des Flugzeug­
abfertigars seit dem 1. 10. 1977. Daneben gibt es in den 
Ländern Harnburg und Bremen Regelungen für den Beruf 
des Hafenfacharbeiters. Damit sind für die Bereiche "Land", 
"Wasser" und "Luft" Regelungen in Kraft, für die jetzt eine 
Konzeption für die aufstiegsorientierte Weiterbildung zu 
finden ist. 

Im gesamten Transport- und Verkehrswesen gibt es im tech­
nischen Abwicklungsbereich das sog.enannte "Untere Ma­
nagement", also - analog zur Industrie - die Meister­
ebene. Dieser Bereich ist jedoch noch durch Uneinheitlich­
keit und Unübersichtlichkeit gekennzeichnet. Es gibt zumeist 
betriebsinterne Weiterbildungen und Abschlüsse, die zwar 
Ähnlichkeiten aufweisen, aber noch keine Struktur erkennen 
lassen. Im Bereich des Straßenverkehrs können z. B. die 
Fahrmeister, Fahrdienstleiter und Disponenten ihrer Funktion 
nach dem "unteren Management" zugeordnet werden, von 
der Ausbildung her genügen sie diesen Anforderungen 
allerdings nicht. 
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Wie müßte also die Struktur aussehen, um den o. g. Grund­
sätzen zur Strukturierung von Qualifikationen in der beruf­
lichen Weiterbildung gerecht zu werden? Um diese Frage 
beantworten zu können, müssen zunächst die derzeitigen 
Aufgaben untersucht werden, die auf der Ebene des .,Unte­
ren Mana'Qements" ausgeübt werden. Danach wären die 
Folgen der technisch-organisatorischen Entwicklung daraufhin 
zu überprüfen, inwieweit Veränderungen - soweit vorher­
sahbar - in die Bestimmungen der Aufgaben einzubeziehen 
wären. Weiterhin wäre zu untersuchen, welche dieser Auf­
gaben in den verschiedenen Bereichen im Verkehrs- und 
Transportwesen gemeinsam vorkommen und welche sich zu 
gemeinsamen Aufgabengruppen bündeln und Funktionen 
zuordnen lassen. Diesen Aufgaben, Aufgabengruppen und 
Funktionen müßten die entsprechenden Qualifikationen zu­
geordnet werden. 

Für Aufgaben und Funktionen übergreifenden Charakters 
können dann berufs- bzw. fachübergreifende Qualifikationen 
oder auch .,Schlüsselqualifikationen" ausgewiesen werden. 

ln dem Versuch, diesen Prozeß der Bestimmungen geeigneter 
Qualifikationsstrukturen beispielhaft im Verkehrswesen dar­
zustellen, werden Erfahrungswerte, nicht jedoch schon de­
taillierte Untersuchungen zugrundegelegt Weiterhin erfolgt 
zul)ächst eine Beschränkung auf den Iechhisehen Abwick­
lungsbereich, obwohl schon jetzt zu erkennen ist, daß auch 
der kaufmännische Bereich nicht unbeachtet gelassen wer­
den darf. 

3.1 Aufgaben und Funktionen 

3.1.1 Fachrichtungsübergreifende Aufgaben und Funktionen 

Für den angesprochenen Bereich lassen sich eine Reihe von 
fachrichtungsübergreifenden Aufgaben anführen, die sich den 
drei Funktionen: Planung und Steuerung, Kommunikation und 
Kooperation, Ausbildung und Anleitung von Mitarbeitern 
.zuordnen lassen. Nachfolgend werden einige Beispiele ge­
nannt. Berufsübergreifende die sich nicht gleich­
zeitig Funktionen zuordnen lassen, werden der Einfachheit 
halber hier nicht aufgenommen. 

Funktionen 

a) Planung und 
Steuerung 

b) Kommuni­
kation und 
Kooperation 

c) Ausbildung 
und An­
leitung von 
Mitarbeitern 

Fachrichtungsübergreifende Aufgaben' 

- Planung und Überwachung des sach­
gerechten und wirtschaftlichen Ein­
satzes von Betriebsmitteln 

- Übertragung von Aufgaben an Mitar­
beiter entsprechend ihrer Qualifikation 
und Leistungsfähigkeit 

- Sicherstellung eines unfall- und stö­
rungsfreien und termingerechten Ar­
beitsablaufs 

Partnerschaftliehe Zusammenarbeit mit 
den Mitarbeitern 

- Auswertung von Informationen, Beurtei­
lung von Anliegen und Weiterleitung an 
die entsprechenden Stellen 

- Zusammenarbeit mit der Geschäftslei­
tung, dem Betriebsrat, dem Bildungs­
und Sicherheitsbeauftragten und ande­
ren Betriebseinheiten 

-.Mitwirkung bei der Planung der Aus­
und Weiterbildung 

- Vermittlung von Fertigkeiten, Kennt­
nissen, Fähigkeiten, Einstellungen und 
Verhaltensweisen 

- Koordination der betrieblichen und 
außerbetrieblichen Bildungsaufgaben 

3.1.2 Fachrichtungs- bzw. fachspezifische Aufgaben und 
Funktionen 

Neben den bisher genannten gibt es auch solche Aufgaben 

bzw. Funktionen, die jeweils nur in einem der Transport­
und Verkehrsbereiche .,zu Lande", .,zu Wasser" und .,in der 
Luft" auftreten. Eine detaillierte Auflistung der fachspezifi­
schen Aufgaben und eine Zuordnung zu Funktionen wird an 
dieser Stelle nicht vorgenommen. 

3.1.3 Funktionen des Verkehrsmeisters 

Die Zuordnung der übergreifenden Aufgaben zu den drei 
Funktionen wurden derart vorgenommen, daß die Gemein­
samkeiten zwischen den verschiedenen Verkehrsbereichen 
auf der Ebene .. Unteres Management" sichtbar werden. 
Diese Gemeinsamkeiten legen es nahe, die aufgelisteten 
Aufgaben einer bereichsübergreifenden definierten Funktion 
.,Verkehrsmeister" zuzuordnen und die verschiedenen Ver­
kehrsbareiche als verschiedene .,Fachrichtungen" dieser 
Funktion zu betrachten. Es ist offensichtlich, daß die Funk­
tion ,.Verkehrsmeister" als Bindeglied zwischen der Fach­
arbeitarebane und der Betriebsleiterebene angesiedelt ist 
und Managementcharakter hat. 

3.2 Qualifikationen 

Die Funktion des Verkehrsmeisters verlangt neben fach­
spezifischen solche Qualifikationen, die in der Terminologie 
dieses Beitrags als Grund- oder Schlüsselqualifikationen 
bezeichnet worden sind. Schlüsselqualifikationen bedeuten : 
dann nicht nur das Verfügen über Fähigkeiten, die den 
Schlüssel zum Erwerb neuer Fähigkeiten, neuer Fertigkeiten 
und Kenntnisse bilden [8]. sondern darunter werden hier 
auch solche Qualifikationen verstanden, die sich auf die 
Erledigung tätigkeits- bzw. berufsübergreifender Aufgaben 
beziehen. Auch funktionsspezifische aber berufsübergreifende 
Aufgaben verlangen Kompetenzen, die den Charakter von 
Schlüsselqualifikationen haben. 

Die oben angegebenen gemeinsamen Aufgaben für die Funk­
tion des Verkehrsmeisters lassen sich als Schlüsselqualifika­
tionen in diesem Sinne ausweisen. ln Anlehnung an Glieäe­
rungsprinzipien im Industriemeisterbereich lassen sich in 
einer ersten Annäherung für die Funktion des Verkehrsmei­
sters folgende ., Schlüsselqualifikationen" unterscheiden: 

Die unter 3.1.1 a) aufgeführten Aufgaben erfordern die Fä­
higkeit zum kosten- und rechtsbewußten Handeln. Unter 
3.1.1 b) sind Aufgaben beschrieben, die die Fähigkeit zur 
Förderung und Durchsatzung einer wirkungsvollen Zusam­
menarbeit aller Beteiligten in einem Betrieb verlangen. Um 
die Aufgaben der beiden Bereiche erfüllen zu können, müs­
sen also Führungs- und Leitungsqualifikationen vermittelt und 
erworben werden. 

Unter 3.1.1 c) werden Aufgaben einer planenden, lehrenden, 
lenkenden und beratenden Funktion beschrieben. Sie bein­
halten das Einfühlungsvermögen in typische Entwicklungs­
erscheinungen und Verhaltensweisen im Jugendalter, die 
Fähigkeit zum didaktisch methodischen Lehren, zum Erken­
nen und Beseitigen bzw. Vermindern von Ursachen für 
Schwierigkeiten und Konflikte innerhalb und außerhalb des 
Betriebs (berufs- und arbeitspädagogische Qualifikationen 
nach der AEVO). 

Die unter 3.1.2 genannten Aufgaben erfordern in erster Linie 
Qualifikationen, die den in den einzelnen Fachrichtungen be­
reits während der Ausbildung und der Berufspraxis erwor­
benen speziellen fachlichen Qualifikationen entsprechen, je­
doch noch über diese hinausgehen. Auch hier ist ein lach­
richtungsübergreifender Qualifikationsanteil zu erwarten, da 
methodische Qualifikationen in den Vordergrund rücken. 

3.3 Schematische Obersicht 

Die dargestellten Überlegungen sind in· der nachstehenden 
Abbildung verdeutlicht. Es ist hier eine sachliche Gliederung 
und nicht eine zeitliche Abfolge dargestellt. 
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fachspezifi-
scher Teil: 

Straße I Schiene fachrichtungs- fachrichtungs-
spezifischer spezifischer 

fach richtungs- Teil: Wasser Teil: Luft 
spezifischer 
Teil: Land . 

fachrichtungsübergreifende Qualifikationen 
(Schlüsselqualifikationen): 
Führungs- und Leitungsqualifikationen, berufs-
und arbeitspädagogische (Ausbilder-)qualifikationen 
(AEVO) 

Berufspraxis 

Hafen-
Berufskraft- Iacharbeiter Flugzeug-
fahrer (Hamburg und abfertiger 

Bremen) 

Weiter­
bi'ldung, 
Ebene 
"unteres 
Manage­
ment", 
Meister­
ebene 

Berufs­
ausbil­
dung 
Fach­
arbeiter­
ebene 

4. Zusammenfassung und weiterführende Überlegungen 

Die in diesem Beitrag skizzierten Grundsätze zur Strukturie­
rung von Qualifikationen in der beruflichen Weiterbildung 
haben erkennen lassen, in welcher Richtung und in welcher 
Weise Strukturvorstellungen für die berufliche Weiterbildung 
entwickelt werden können. Bei der beispielhaften Darstellung 
im Verkehrsbereich konnte jedoch nur ein Teil der o. a. 
Grundsätze zur Strukturierung von Qualifikationen aufgegrif­
fen werden. 

So wurde deutlich, daß berufliche Aufstiegs-Weiterbildung 
nicht ohne einschlägige berufliche Erfahrung auskommt, daß 
also Berufspraxis konstitutives Merkmal dieser Form beruf­
licher Weiterbildung sein muß. Wie wichtig die Vermittlung 
sozialer Qualifikationen, Fähigkeiten zur Kooperation und 
zur Kommunikation und von Einstellungen und Verhaltens­
weisen ist, wurde für die Funktion ,des Verkehrsmeisters 
aufgezeigt. Für den Verkehrsmeister haben soziale Quali­
fikationen den Charakter von Schlüsselqualifikationen. 

Betont wurde insbesondere auch die Bedeutung berufsüber­
greifender und funktionsspezifischer Qualifikationen, die hier 
ebenfalls als Schlüsselqualifikationen bezeichnet wurden. Die 
Forderung nach größerer Übersichtlichkeit der Bildungsange­
bote für die Teilnehmer wurde insofern berücksichtigt, als 

. durch berufsübergreifende Weiterbildungsgänge die Vielfalt 
an speziellen Weiterbildungsangeboten eingeschränkt wird. 

Die Forderung nach Berücksichtigung der durch technischen, 
organisatorischen und wissenschaftlichen Wandel veränderten 
Qualifikationsanforderungen in den Weiterbildungsinhalten 
konnte in unserem Beispiel der Verkehrsberufe an dieser 
Stelle nicht ausführlich dargestellt werden. Auf sie wäre bei 
der Entwicklung konkrete Curricula sowie bei der Entschei­
dung für bestimmte Ordnungsinstrumente zu achten. 

Trotz der Grenzen, die bei der Erörterung des hier vorge­
tragenen Beispiels sichtbar geworden sind, zeigen die Über­
legungen, in welcher Weise staatlicfierseits ein Ausbau der 
beruflichen Weiterbildung erfolgen kann, so daß verbesserte 
Chancen für einen Aufstieg - in diesem Falle für Fach­
arbeiter - entstehen. Dabei ist insbesondere die Bedeutung 

von fachübergreifenden Qualifikationen hervorgehoben wor­
den. Deutlich geworden ist ebenfalls, daß eine Charakterisie­
rung solcher übergreifender Qualifikationen zunächst nur un­
genau erfolgen kann, sofern nicht eine detaillierte Zusammen­
stellung tatsächlich durchgeführter Aufgaben vorgenommen 
wird. Zur Unterstützung und Absicherung der erforderlichen 
Strukturierungsüberlegungen sind deshalb zukünftig verstärkt 
bereichsübergreifende vergleichende Funktionsanalysen er­
forderlich. Für Strukturierungsüberlegungen, die sich auch auf 
die Formulierung von Aufstiegsbedingungen beziehen (Durch­

von Bildungsmaßnahmen), müssen sich solche Ana­
lysen über mehrere i',liveaus erstrecken. 

Diese Erkenntnisse sollten in Zukunft auch stärker für die 
Regelungstätigkeit des Bundes in der beruflichen Weiterbil­
dung nutzbar gemacht werden. Qualifikationen, die auf die 
beschriebene Weise ermittelt und festgelegt werden, zeichnen 
sich durch ihre besondere Bedeutung für eine breite Palette 
von Bildungsmaßnahmen sowie durch eine relativ hohe zeit­
liche Konstanz aus. Hierbei sollten die vom ehemaligen Bun­
desausschuß für Berufsbildung erarbeiteten "Kriterien für 
Fortbildungsordnungen" in stärkerem Maße genutzt werden. 

Anmerkungen 
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Dietrich Harke 

As·pekte der Untersuchung von Lernproblemen 
in der .beruflichen Erwachsenenbildung 

Die Untersuchung und Erklärung von Lernproblemen Erwach­
sener bilden eine wichtige Aufgabe Pädagogischer Diagno­
stik. Die vorhandenen mehr individuumzentrierten und mehr 
lernumweltzentrierten Erklärungsansätze für Lernprobleme 
werden beschrieben und auf die besondere Lernsituation 
Erwachsener bezogen. Nach einem Oberblick über verein­
zelte Untersuchungen zu Lernprozessen und Lernproblemen 
in verschiedenen Bereichen der Erwachsenenbildung werden 
Entwicklung und Aufbau eines diagnostischen Instruments 
zur Erfassung von Lernproblemen Erwachsener geschildert 
und Einsatzperspektiven umrissen. 

1. Lernprobleme als Gegenstand und Aufgabe Pädagogischer 
Diagnostik 

Die Beschäftigung mit Lernproblemen oder Lernschwierig­
keiten Erwachsener ist eine in diesem Bildungsbereich bisher 
noch kaum systematisch aufgegriffene Aufgabe. Den allge­
meinen bildungspolitischen Postulaten, wie "Berücksichtigung 
der Besonderheiten des Erwachsenen" oder "Orientierung 
an den Teilnehmern", stehen in der beruflichen Erwach­
senenbildung nur allzu häufig recht allgemeine, adressaten­
unspezifische Erkenntnisse über das Lernen im Erwachsenen­
alter gegenüber, aus denen sich auch nur globale didaktische 
Grundregeln ableiten lassen. Genauere Ergebnisse sind von 
theoriegeleiteten empirischen Untersuchungen zu erwarten, 
die in die Analyse von Lernprozessen auch die spezielle 
Lernsituation einzelner Adressatengruppen oder Teilnehmer 
einbeziehen, weil darin wesentliche Erklärungsmomente für 
Verläufe und Ergebnisse von Lernvorgängen liegen. 

Besonders dringlich erscheint die Gewinnung von Erkennt­
nissen über jene "Schwachstellen" beruflicher Erwachsenen­
bildung, die als Lernprobleme der Teilnehmer in Erscheinung 
treten. Im folgenden werden deshalb verschiedene For­
schungsansätze und Entwicklungsarbeiten dargestellt, die 
geeignet erscheinen, die Lernerfolge und Lernsituation jener 
Teilnehmer an Bildungsveranstaltungen zu verbessern, die 
durch Lernprobleme besonderen Belastungen ausgesetzt 
sind. Das können die schwächeren Teilnehmer eines Kurses, 
aber auch ganze Adressatengruppen sein, die aus persön­
lichen ·oder arbeitsmarktbedingten Gründen genötigt sind, 
an Bildungsveranstaltungen teilzunehmen, dabei aber durch 
ungünstige Lernvoraussetzungen oder Lernbedingungen in 
ihren Erfolgsaussichten beeinträchtigt sind. Derartige Pro­
bleme zeigen sich am augenfälligsten an hohen Abbruch­
quoten von Veranstaltungen, an schlechten Noten oder hohen 
Durchfallquoten bei Prüfungen. Sie sind aber auch d'ann als 

anzusehen, wenn Teilnehmer ihre Leistungen nur 
mit unverhältnismäßig hohem Aufwand erreichen oder sich 
vergeblich bemühen, bisherige Leistungen zu verbessern. 

Von Lernproblemen oder Lernschwierigkeiten ist zweckmäßi­
gerweise dann zu sprechen, wenn Diskrepanzen zwischen 
fremd- oder selbstgesetzten Bezugsnormen und individuellen 
Leistungen auftreten. Diskrepanzen kann es durch Abwei­
chungen von individuellen oder institutionellen Leistungs­
normen (z. B. des Dozenten oder der Bildungseinrichtung) 

oder von sozialen Normen (z. B. Verhaltensregeln der Be­
zugsgruppe) geben. Einige Autoren unterscheiden deshalb 
zwischen zwei grundlegenden Arten von Schulschwierigkei­
ten: 1. den Leistungs- bzw. Lernschwierigkeiten und 2. den 
Anpassungs- oder Sozialschwierigkeiten (HUBER u. MANDL 
1977, S. 305). Die Entwicklung von Konzepten und Gewinnung 
von Erkenntnissen, die zur Untersuchung und Erklärung von 
Lernproblemen beitragen können, vollzieht sich vor allem in 
drei größeren Wissenschaftsbereichen: (1) der Lernpsycho­
logie, (2) der Lehr-Lern-Forschung bzw. Unterrichtsforschung 
und (3) der Pädagogischen und Psychologischen Diagnostik. 

Die Lernpsychologie hat mit ihren allgemeinen Theorien über 
Lernvorgänge und mit speziellen Untersuchungen zum Ler­
nen im Erwachsenenalter grundlegende Erkenntnisse ge­
liefert, wie sie von LÖWE (1971), BRANDENBURG (1974) oder 
VERRES-MUCKEL (1974) zusammenfassend dargestellt wer­
den. Insbesondere konnte die herrschende These eines um­
fassenden Rückgangs geistiger Leistungsfähigkeit mit zuneh­
mendem Alter weitgehend widerlegt werden; das kalenda­
rische Alter wird heute nur als eine unter verschiedenen 
Bestimmungsgrößen des Lernans Erwachsener angesehen. 
Die Gültigkeit der Prinzipien des Lernans auch für Erwach­
sene, z. B. die Bedeutung von Motivation, Verstärkung oder 
Transfer, ist die für das Erwachsenenlernen be­
sonders wichtigen Aspekte, wie Lernungewohnheit, Pro-

' bleme des Umlernens oder Berücksichtigung eingeschliffe­
ner Lerngewohnheiten, wurden herausgestellt. Die Gültigkeit 
und Umsetzbarkeil lernpsychologischer Forschungsergebnisse 
wird abe,r durch zwei Umstände begrenzt: 

- ein Großteil der Ergebnisse ist durch Experimente unter 
unterrichtsfernen Laborbedingungen gewonnen und des­
halb nur bedingt mit der komplexen Lernsituation im 
Unterricht vergleichbar, 

- die Lernpsychologie ist traditionell mehr auf die Gewin­
nung allgemeingültiger Erkenntnisse oder Regeln gerich­
tet, sie zielt nicht auf Untersuchung adressatenspezifi­
scher oder individueller Besonderheiten. 

Als Lehr-Lern-Forschung wird ein stärker lernerzentriertes 
Forschungsprogramm jüngeren Datums bezeichnet, das die 
mehr lehrerzentrierten Untersuchungen der Unterrichtsfor­
schung ergänzt. Es versucht, die im Unterricht wirksamen 
Komponenten in ihren 'Wechselbeziehungen zu erfassen und 
theoriebezogen zu erklären. HEIDENREICH u. HEYMANN 
(1976) haben eine Übersicht wichtiger Literatur und For­
schungsarbeiten vorgelegt und 10 Prirzipien formuliert, 
denen derartige Untersuchungen genügen sollten. Diese 
können mit geringfügigen Modifikationen auch für die Er­
wachsenenbildung übernommen werden (vgl. HARKE 1977, 
S. 47). Lehr-Lern-Forschung konzentriert sich bislang auf den 
allgemeinen Schulbereich, und auch bei den vereinzelten 
Ansätzen von Unterrichtsforschung in der Erwachsenenbil­
dung bleiben die Lehr-Lern-Prozesse, das "Zentrum"• der 
Weiterbildung, meist ausgeblendet, wie SIEBERT (1977 b, 
S. 664) in einer aktuellen Bestandsaufnahme feststellt. 
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Den dritten und wichtigsten Erkenntnisbereich für die Unter­
suchung von Lernproblemen bildet die Pädagogische Diagno­
stik. Sie umfaßt die auf Bedingungen, Verläufe und Ergeb­
nisse von .pädagogischen Prozessen bezogenen Verfahren 
und Tätigkeiten (vgl. HOPF 1975, S. 222); richtet sich vor­
wiegend auf die Feststellung individueller Leistungen, Merk­
male oder Entwicklungen und orientiert sich zum Teil an den 
methodischen Vergehensweisen und Standards Psycholo­
gischer Diagnostik. Längere Zeit beschränkte sich Pädago­
gische Diagnostik fast ausschließlich auf Intelligenz- und 
Leistungsdiagnostik wie Schulnoten oder Prüfungen. Grund­
annahmen, Zielsetzungen und Instrumente der traditionellen 
Psychologischen Diagnostik sind in den letzten Jahren aber 
zunehmend kritisiert und in Frage gestellt worden (vgl. 
PAWLIK 1976); damit wurde auch ein verändertes Aufgaben­
verständnis Pädagogischer Diagnostik eingeleitet. Unter den 
bildungspolitischen Zielsetzungen der Förderung des Lernens 
und der Lernenden zeichnet sich die Tendenz ab, Pädago­
gische Diagnostik als wesentlichen Ansatzpunkt notwendiger 
Innovationen in allen Bildun'gsbereichen zu begreifen (BIL­
DUNGSGESAMTPLAN 1973, Bd. 1, S. 75). Das erweiterte 
Verständnis Pädagogischer Diagnostik geht erheblich über 
Lernleistungskontrollen hinaus und wendet sich der Unter­
suchung von ·Bedingungen der Lernumwelt ebenso zu wie 
diagnostischen Aufgaben bei der Beratung oder Betreuung 
von Lernenden (vgl. HOPF 1975 oder INGENKAMP 1975). Vor 
diesem Hintergrund werden auch die Untersuchung und Er­
klärung von Lernproblemen Erwachsener als originäre und 
dringliche Aufgaben Pädagogischer Diagnostik angesehen. 

2. Erklärungskonzepte für Lernprobleme 

2.1 lndividuumzdntrierte Ansätze 

Unterschiedliche theoretische Konzepte sehen die Ursachen 
für Lern'probleme vor allem im Individuum. Einmal sind es 
die organische·n oder neurophysiologischen Erklärungen für 
Beeinträchtigungen, wie sie bei körperlichen Störungen des 
Nervensystems oder der Sinnesorgane auftreten und in der 
Erwachsenenbildung z. B. bei einigen Teilnehmern der beruf­
lichen Rehabilitation anzutreffen sind. Dazu gehören aber 
auch jene lernbeeinträchtigenden biologischen Veränderun­
gen, die im höheren Lebensalter in ·gewissem Umfang ein .. 
treten, wie verringerte Wahrnehmungsleistungen oder ver­
langsamte Reaktionsgeschwindigkeit. 

Eine zweite Art von Erklärungsansätzen bilden die verschie­
denen Persönlichkeitstheorien. Tiefenpsychologische Theo­
rien betonen die Bedeutung frühkindlicher Konflikte und 
Fehlentwicklungen, die sich über das Unterbewußtsein aus­
wirken. Andere Persönlichkeitstheorien sehen eine Erklärung 
für Lernprobleme in bestimmten Eigenschaften oder Fähig­
keiten, wie z. B. Ehrgeiz, Intelligenz oder Konzentration. Die 
darin enthaltene Annahme .über die zeitliche Stabilität von 
Persönlichkeitsmerkmalen auch in unterschiedlichen Situa­
tionen wurde allerdings von der Verhaltenstheorie für einige 
Eigenschaften wide_rlegt (vgl. PAWLIK 1976, S. 21/22). 

Individuumzentrierte Erklärungen für Lernprobleme ergeben 
sich auch aus den meist recht heterogenen Lernvorausset­
zurigen von Erwachsenen, insbesondere bei den kognitiven 
Strukturen. Bei der Erklärung von Lernerfolgen oder -miß­
erfolgen sind die Arten der Informationsaufnahme und -Ver­
arbeitung von erheblicher Bedeutung, die unter Bezeich­
nungen wie .,kognitive Stile" oder .,kognitive Strukturiert­
heil" (vgl. KROHNE 1977) näher untersucht wurden. WEI­
NERT u. ZIELINSKI (1977, s: 301) verweisen aber auch auf 
die Bedeutung aufgaben- und wissensspezifischer Strate­
gien. Weiterhin wird die zentrale Rolle motivationaler Fak­
toren für Lernprozesse Erwachsener von den verschieden­
sten Autoren unterstrichen. 

2.2 Lernumweltzentrierte Ansätze . . 

Unter dem Gesichtspunkt der Lernumweltzentrierung sollen 
verschiedene Untersuchungs- und Erklärungsansätze behan-

delt werden, die Verläufe und Ergebnisse von Lernprozessen 
als ein Zusammenwirken personaler und situativer Faktoren 
ansehen, wobei Art und Anzahl der in diese .,Interaktion" 
einbezogenen Faktoren erheblich differieren. 

Von den verschiedensten Autoren wird die bei der Betrach­
tung von Lernproblemen vorherrschende Reduzierung auf in­
dividuelle Persönlichkeitsmerkmale kritisiert (BARKEY 1976, 
S. 27). ln tabellarischen Vergleich exemplarischer 
M6delle Pädagbgischer Diagnostik stellt BARKEY (1976, 
S. 48 ff.) einer' engen lndividuum-Zentrierung die umfassen­
dere Zentrierung auf Individuum + Lernprozeß bzw. Indivi­
duum + Lernumwelt gegenüber. WEINERT u. ZIELINSKI 
(1977) unterstreichen die Notwendigkeit der Berücksichtigung 
unterschiedlicher Analyseebenen für eine wissenschaftliche 
Bedingungsanalyse individueller Lernverläufe und unterschei­
den dabei (1) die Ebene des Schulsystems, (2) die Ebene der 
Schulklasse und (3) die Ebene des einzelnen Schülers. 
HUBER u. MANDL (1977) klassifizieren verschiedene Er­
klärungsansätze für Schulschwierigkeiten nach dem Grad der 
Komplexität des theoretischen Ansatzes, d. h. nach dem Aus­
maß, in dem die verschiedensten Bedingungskomplexe für 
Lernprobleme in die Erklärung einbezogen werden. 

Wenn im folgenden einige Erklärungskonzepte für Lernpro­
bleme skizziert werden, so handelt es sich dabei meist um 
Ansätze, die sich ursprünglich auf Lernschwierigkeiten oder' 
Unterrichtsaspekte im allgemeinbildenden Schulwesen be­
ziehen und deren Anwendungsmöglichkeiten auf Lernpro­
bleme Erwachsener oder Fragen des Erwachsenenunterrichts 
noch nicht oder kaum untersucht sind. Dies entspricht dem 
insgesamt bei Lehr-Lern-Prozessen Erwachsener zu verzeich­
nenden Forschungs- und Datendefizit (vgl. SIEBEAT 1977 b). 

Die Verhaltenstheorie orientiert sich an den verschiedenen 
Lerntheorien, sie sieht die Hauptursachen ... von Lernproblemen 
in .den jeweiligen Umweltbedingungen. Das verhaltenstheo­
retische Bedingungs- und Erklärungsmodell umfaßt: 

- situationsbezogene Bedingungen oder Reize, z. B. des 
Unterrichts oder des Verhaltens anderer, 

- individuumbezogene Bedingungen, wie vorhandenes Ver­
haltensrepertoire, Lernerfahrungen, aktuelles Befinden,, 

- unmittelbare Konsequenzen gezeigten Verhalte_[ls, wie 
Erfolg, Verstärkung und deren Häufigkeit oder Regel-
mäßigkeit. ' 

Mit Hilfe einer genauen Situations- und Verhaltensanalyse 
versucht die verhaltenstheoretische Diagnostik eine Beschrei­
bung von Problemverhalten in Abhängigkeit von den kon­
trollierenden Umgebungsvariablen (vgl. SCHUL TE 1976). Der 
verhaltenstheoretische Ansatz bietet •damit auch für Lern­
probleme differenzierte Untersuchungs- und Erklärungs­
muster. 

Allgemeine Untersuchungskonzepte zur .,Effektivität des Un­
terrichts" oder .. Effektivität des Lehrers" sind - schon we­
gen ihrer Orientierung an Leistungsmittelwerten von Lern­
gruppen (vgl. TREIBER u. a. 1976, S. 158) - nicht für die Er­
fassung oder Erklärung individueller Lernerfolge oder Lern­
probleme geeignet. Auch die in der Unterrichtsforschung ent­
wickelten und häufiger eingesetzten Beobachtungssysteme, 
zur Interaktionsanalyse erscheinen dazu wenig hilfreich. Die 
stärker bekannten Verfahren von FLANDERS und von BA­
LES und ihre Varianten sowie die in ähnliche Richtung 
gehenden Arbeiten von TAUSCH und TAUSCH dienen vor 
allem der Untersuchung des sozial-emotionalen Klimas, das 
als weitgehend durch die verbalen Äußerungen des Lehrers 
bestimmt angesehen wird. 

Ungeeignet erscheinen diese Systeme für ,unseren Zweck, 
nicht nur wegen. ihrer weitgehenden Theor[elosigkeit, ihrer 
Lehrerzentriertheil und der Vernachlässigung der intellek­
tuellen, kognitiven Aspekte der Kommunikation (vgl. NEU­
MANN u. STIEHL 1976, S. 166 f.), sondern auch wegen der 
Ausblendung der individuellen Bedingungen, wie Lernge-
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schichte und -erfahrungen und der Umweltbedingungen, un­
ter denen sich die Interaktion vollzieht. Das in der Erzie­
hungswissenschaft zunehmend vertretene Interaktionskonzept 
des symbolischen Interaktionismus bezieht diese Aspekte 
durch Betonung handlungssteuernder Momente, wie Rollen­
erwartungen, Normen oder Machtstrukturen, wesentlich stär­
ker ein, ist aber von der zugrunde liegenden Theorie und der 
damit verbundenen Methodik kaum zur Erklärung von Lern­
schwierigkeiten geeignet (WEINERT u. ZIELINSKI1977, S. 294). 

Ein spezielles Forschungsprogramm versucht nähere Auf­
schlüsse über die Bedeutung einzelner Komponenten des 
Lehr-Lern-Geschehens durch eine Analyse der Wechselwir­
kungen zwischen Schiilermerkmalen und Unterrichtsmethoden 
zu erhalten. Diese als ATI (Aptitude-Treatment-Interaktion) 
oder TTI (Trait-Treatment-lnteraktion) bezeichneten For­
schungskonzepte sind durch die Einbeziehung individueller 
Unterschiede, wie Fähigkeiten oder andere Persönlichkeits­
merkmale, stärker lernerorientiert Wie auch durch den in die­
sem Kontext verwendeten Begriff "Adaptiver Unterricht" ver­
deutlicht wird, zielen diese Konzepte auf die Anpassung des 
Unterrichts an unterschiedliche Lernvoraussetzungen ab, et­
wa durch ergebnisbezogene Differenzierungsformen, Förder­
eder Jndividualisierungsmaßnahmen. Dieser Forschungsan­
satz erscheint für das Lernen Erwachsener deshalb be­
sonders interessant, weil die Adressaten der Erwachsenen­
bildung meist eine erhebliche Heterogenität aufweisen, z. B. 
in bezug auf vorhandene schulisch-berufliche Vorkenntnisse, 
kognitive Formen der lnformationsverarbeitung, Lerngewohn­
heiten, Lerngeschwindigkeit, Motivationslagen und psychische 
Strukturen. Zusammenfassende Darstellungen bisheriger Ar­
beiten (vgl. FLAMMER 1975, S. 291, oder SCHWARZER u. 
STEINHAGEN 1975, S. 17 f.) verweisen aber auch auf die 
insgesamt wenig befriedigenden und zum Teil widersprüch­
lichen Ergebnisse, die sich allerdings zu einem erheblichen 
Teil aus methodischen Mängeln der einzelnen Untersuchun­
gen erklären Jassen. Vorschläge zur Beseitigung bisheriger 
Unzulänglichkeiten des ATI-Forschungsprogramms und zur 
unterrichtlichen Nutzung unter Berücksichtigung der Kon­
zepte zielerreichenden Lernens machen TREIBER u. PETER­
MANN (1976). 

Ein Mangel dieses Konzepts wie auch der zuvor genannten 
Interaktionskonzepte ist die fehlende Erfassung der für Lern­
probleme so wesentlichen negativen Lernerfahrungen, fehlen­
den Kenntnisse oder lernhemmenden Verhaltensmuster oder 
Motive. WEINERT u. ZIELJNSKI (1977, S. 295) fordern des­
halb ein "Jängsschnittlich definiertes lnteraktionskonzept", 
denn .,die individuell (oder institutionell) verarbeiteten Rück­
wirkungen aller vorausgegangenen Interaktionen zwischen 
einer Person und Klassen von Situationen definieren Art und 
Wahrscheinlichkeit, wie künftig Lern- oder Lehrsituationen 
wahrgenommen, kategorisiert und beantwortet werden". 

Eine genauere AufschlüsseJung des Zusammenspiels der ver­
schiedenen personalen und situativen Komponenten des 
Lernvorgangs versuchen die verschiedenen Modelle schuli­
schen Lernens, wie HARNISCHFEGER u. WILEY (1977, S. 225) 
in einem Vergleich der Konzepte von CARROL.:L und von 
BLOOM mit dem eigenen' zeigen. Alle drei Modelle stimmen 
darin überein, die Lerrierfahrungen, aktiven Lernzeiten und 
Schülercharakteristika einschließlich kognitiver Fähigkeiten 
als unmittelbare Determinanten der Schulleistung zu be­
trachten, darüber hinaus werden Aspekte der Lernaufgabe, 
der Qualität des Unterrichts und curriculare sowie Insti­
tutionale Faktoren in unterschiedlichem Ausmaß mit ein­
bezogen. Ähnlich komplexe Modelle haben zur Schulleistung 
KRAPP (1976) und zum Leistungsversagen TIEDEMANN 
(1977) vorgelegt. Die Modelle sind für den allgemeinbilden­
den Schulbereich entwickelt worden, sie bedürfen noch einer 
systematischen Überprüfung ihrer Anwendbarkeit auch in der 
Erwachsenenbildung. 

Das wohl umfassendste Interaktions- bzw. Transaktionskon­
zept wird von gern als Ökopsychologie oder Umwelt-

psychologie bezeichneten Forschungsrichtung vertreten, die 
nicht nur den aktuellen Bezug zwischen Person und Umwelt 
betont, sondern darüber hinaus die zeitliche Abfolge von 
gegenseitiger Beeinflussung einbezieht (vgl. HUBER u. 
MANDL 1977, S. 312 f., und OLWEUS 1976, S. 178). So unter­
suchte FATKE (1977) in einer explorativen Studie das Pro­
blem .,Verhaltensauffälligkeiten" und die Frage, wie sich die 
Wechselbeziehungen zwischen institutionellen Strukturen der 
Schulumwelt und individuellen Merkmalen auf das Verhalten 
der Schüler auswirken. Er entwickelt unter Einbeziehung 
von Konzepten der Sozial-, Tiefen- und kognitionspsycholo­
gie, der Sozialisationsforschung und Biologie ein dynami­
sches, transaktional-ökologisches Verhaltensmodell, um die 
Komplexität menschlichen Verhaltens angemessen zu er­
fassen (S. 166), einschließlich der Verhaltensauffälligkeilen 
bzw. Disfunktionalitäten. Mit derartigen ökopsychologischen 
Ansätzen verbreitert sich das Spektrum der Untersuchungs­
und Erklärungskonzepte für Lernprobleme. WEINERT u. ZIE­
LINSKI (1977, S. 294 f.) betonen und belegen, daß Lernpro­
bleme im Schulbereich auch durch die Leistungs- und Ver­
haltensnormen und damit Anforderungen der Bildungsinsti­
tutionen und des strukturiert werden. 

Auch für eine wissenschaftliche Analyse von Lernproblemen 
Erwachsener erscheint eine Einbeziehung solcher Umwelt­
komponenten erforderlich; curricular-institutionelle Aspekte 
gehören ebenso dazu wie Bedingungen der individuellen 
Lebenssituation. Die Unterschiede zwischen den Lernbedin­
gungen verschiedener Bildungseinrichtungen sind in der be­
ruflichen Erwachsenenbildung als besonders stark anzusehen, 
bedingt durch den Trägerpluralismus und unterschiedliche 

der Bildungseinrichtungen, mangelnde cur­
riculare Vergleichbarkeit der Veranstaltungen und durch 
fehlende, regional unterschiedliche oder nur rahmenartige 
Regelungen, z. B. als Prüfungsordnungen. Durch die Berück­
sichtigung derartiger Lernumwelt-Komponenten wird es mög­
lich, problemangemessene Erklärungskonzepte für Lern­
schwierigkeiten Erwachsener zu gewinnen, die als Grund­
lage für die Entwicklung von Vergehensweisen zur Präven­
tion und Intervention dienen sollen. 

3. Stand und Perspektiven der Untersuchung von Lern­
problemen in der Erwachsenenbildung 

3.1 Themenbezogene Untersuchungen in verschiedenen 
Bereichen der Erwachsenenbildung 

ln einem kurzen Überblick soll nun skizziert werden, in wei­
chen Bereichen der Erwachsenenbildung es Untersuchungen 
gibt, denen Bedeutung für die Erfassung und Erklärung von 
Lernproblemen Erwachsener zukommt. 

ln der sozialkulturellen Erwachsenenbildung fehlt es weit­
gehend an Untersuchungen zu Lehr-Lern-Prozessen (vgl. 
SIEBERT 1977 b), eine Ausnahme macht dabei die umfang­
reiche "Hannoverstudie" des Lehrstuhls für Erwachsenen­
bildung (SIEBERT u. GERL 1975, SIEBERT 1977 a). Unter den 
primär didaktischen Zielstellungen wurde dabei vor allem 
die Partizipation der Teilnehmer untersucht, sozial- und 
motivationspsychologische Daten wurden vor allem hinsicht­
lich der Kursplanung und -durchführung ausgewertet. Unter 
Verwendung verschiedener vorgetesteter Instrumente zur 
Unterrichtsbeobachtung und Fragebogen für Teilnehmer und 
Kursleiter konnte ein breites Ergebnisspektrum über Unter­
richtsverläufe, das Lernverhalten der Teilnehmer, das Kurs­
leiterverhalten und über Zusammenhänge gewonnen werden, 
die auch geeignet sind, Art und Bedingungskonstellationen 
verschiedener Lernprobleme Erwachsener zu erhellen. Der 
aus lerndiagnostischer Perspektive besonders interessante 
Versuch öer Rekonstruktion individueller Lernprofile und 
-prozesse war jedoch nur bedingt erfolgreich, dieses Ziei 
soll aber in Folgeuntersuchungen beibehalten werden (SIE­
BERT 1977 b, S. 676). 
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Das Defizit an Lehr-Lern-Untersuchungen der beruflichen 
Erwachsenenbildung wird durch die vereinzelten Studien 
kaum gemindert, die in unterschiedlichem Ausmaß Lern­
schwierigkeiten von Teilnehmern behandeln. Im Bereich der 
Umschulung sind die Untersuchungen von ULLRICH (1971), 
GUMMERSBACH (1975), HOCHGÜRTEL u. MEUTER (1975) 
oder des SOFI zu nennen, mit Problemen der beruflichen 
Rehabilitation befassen sich SEYDT (1976) und einige an­
dere Arbeiten. Die Studie von VÖLLER (1974) betrifft das 
Management, in einer früheren Veröffentlichung des BIBB 
(HARKE 1977) wurden Ergebnisse von Untersuchungen im 
Industriemeisterbereich und in Vorbereitungslehrgängen für 
Berufskraftfahrer vorgelegt. 

Bei genauerar Durchsicht weisen die mejsten dieser Studien 
erhebliche Unzulänglichkeiten auf, die hier nicht einzeln dar­
gestellt werden können. Charakteristische Mängel sind: 

- die Lernschwierigkeiten werden mit meist selbst entwor­
fenen Fragebogen in sehr globalen Kategorien erfaßt, wie 
z. B. Behaltensprobleme, Umstellungsschwierigkeiten, 
Schwierigkeiten in theoretischen Fächern. Die Kategorien 
sind nicht eindeutig: Um welche zeitliche Erstreckung der 
Informationsspeicherung (Kurzzeit- oder Langzeitgedächt­
nis) geht es und um welche Art von Lerninhalten han­
delt 'es sich bei "Behaltensproblemen"? Welche Aspekte 
der· Lernsituation sind mit den "Umstellungsproblemen" 
gemeint: das lange Sitzen, der Aufenthalt in geschlos­
senen Räumen, das systematisch-theoretische Denken 
oder die soziale Unsicherheit in der Lerngruppe? 

- Die Lernprobleme werden häufig generalisierend für die 
gesamte Bildungsmaßnahme oder Fächerkomplexe erfaßt 
und interpretiert, es fehlt dabei die Einbeziehung der 
Situations- oder Umweltvariablen wie Fächer, Dozenten, 
Inhalte oder spezieller Unterrichtssituationen; 

- bei den Teilnehmeraussagen handelt es sich häufig um 
Einschätzungen oder Zuschreibungen, die, nicht genügend 
relativiert, als Tatsachen interpretiert werden; 

- die Untersuchungen sind kaum theoriebezogen und er­
lauben damit keine kontextbezogene Interpretation von 
Einzelergebnissen oder Herstellung und Erklärung von 
Zusammenhängen. 

Eine etwas andere Forschungssituation ist im Hochschul­
bereich festzustellen: hier gibt es verschiedene theoretisch 
fundierte Untersuchungen, die eine differenzierte Analyse 
von Lern- und Arbeitsproblemen vornehmen (z. B. MOELLER 
u. SCHEER 1971, ALT-STUTTERNHEIM 1976, FLORIN u. 
ROSENSTIEHL 1976). Die Untersuchungen resultieren dabei 
häufig aus den Aufgabenstellungen psychotherapeutischer 
Beratungsstellen für Studenten. 

3.2 Entwicklung eines diagnostischen Instruments zur Er-
fassung von Lernproblemen Erwachsener 

Als erheblich erschwerend bei der Durchführung von Unter­
suchungen zu Lernproblemen Erwachsener wirkt sich das 
Fehlen von theoriebezogenen - statistischen Gütekriterien 
genügenden - Erhebungsinstrumenten aus, die auf die Be­
sonderheiten der engezielten Adressatengruppe und ihrer 
Lern- und Lebenssituation abgestellt sind. Im Rahmen des 
Projektes 4.023 "Lernverhaltem und Lernprobleme Erwachse­
ner" des Bundesinstituts für Berufsbildung wurde deshalb 
Ende 1976 mit der Entwicklung eines diagnostischen Instru­
ments zur Erfassung von Lernproblemen Erwachsener begon­
nen, das für die Verwendung in weiten Bereichen der beruf­
lichen Erwachsenenbildung konzipiert ist. Diese Arbeiten wur­
den in enger Zusammenarbeit mit dem Forschungszentrum für 
Prävention und Therapie der Stiftung Rehabilitation Haidei­
berg geleistet, das auch die ersten Erprobungen im Berufs­
förderungswerk Haideiberg durchführte. 

Zu ,Beginn stand eine Analyse einschlägiger Literatur und 
eine Zusammenstellung von Instrumenten zu vergleichbaren 

Problemkomplexen. Diese erbrachte 5 Fragebogen aus dem 
Hochschulbereich zu Lern- und Arbeitstechniken sowie 5 im 
Rehabilitationsbereich entwickelte und erprobte Problem­
fragebogen. Weiterhin fanden sich etwa 10 englischsprachige 
einschlägige Verfahren zll "study skills", also Lern- und 
Studientechniken aus dem Schul- bzw. Collegebereich. 4 der 
Fragebogen - 2 zum Lern- und Arbeitsverhalten, je einer 
zu Prüfungsangst und Selbstsicherheit - und eine Anzahl 
neu formulierter Fragen (ltems) wurden dann in 6 Ausbil­
dungsgruppen mit 124 Rehabilitanden getestet durch 
freie Schilderungen lton Lernproblemen ergänzt. Nach der 
Auswertljng fiel die Entscheidung zum Aufbau eines pro­
blembezogenen geschlossenen Teilnehmerfragebogens mit 
verhaltenstheoretischer Orientierung. Die Form wurde auch 
in Hinblick auf die angestrebte Verwendung des Instruments 
durch Lehrkräfte in der Bildungspraxis gewählt, dabei waren 
Gesichtspunkte der Einsatzökonomie und eines geringen 
lerndiagnostischen Kenntnisstandes in der Erwachsenen­
bildung maßgeblich. 

Der entwickelte Teilnehmerbogen wurde in 7 Ausbildungs­
gruppen mit 148 Rehabilitanden erprobt und nach der sta­
tistischen Auswertung (Faktorenanalysen, Clusteranalysen, 
ltem-Analysen) überarbeitet. Unter Berücksichtigung der Er­
gebnisse von Unterrichtseinschätzungen der Teilnehmer 
wurde 1978 mit den Arbeiten an einem Dozentenfragebogen 
begonnen, der zur Zeit erprobt wird. Weitere Schritte sind 
die Erprobung beider Fragebogen außerhalb der beruflichen 
Rehabilitation in ausgewählten Bereichen und bei inter­
essierten Trägern. Dazu ist eine Anpassung der Instrumente 
an die spezifischen Bereichsbedingungen erforderlich und 
die Erarbeitung von Basisinformationen, auch in Hinblick 
auf Maßnahmen zur Verringerung von Lernproblemen. 

Zur Veranschaulichung des Instruments -können die Inhalts­
bereiche des Teilnehmerfragebogens, wie er im Rehabilita­
tionsbereich verwendet wurde, kurz umrissen werden. Bei 
den statistischen Analysen ergaben sich 8 Dimensionen oder 
Arten von Lernproblemen, die durch jeweils ca. 10 ltems 
gebildet werden: 

(1) Orientierungspfobleme: z. B. Schwierigkeiten, den Über­
blick zu gewinnen, etwas zu verstehen, dem Unterrichts­
tempo zu folgen; 

(2) Selbstunsicherheit: Angst, im Unterricht zu sprechen, von 
anderen nicht akzeptiert zu werden, Verlegenheit; 

(3) Anstrengungsvermeidung: Tendenzen zum Abschalten, 
zum Träumen, zum Unterbrechen der Atbeit; 

(4) Arbeitsverhalten: Schwierigkeiten beim Ordnen des Stof­
fes, bei der Lernplanung, beim Schreiben von Notizen; 

(5) Prüfungsangst: Angstgefühle und körperliche Symptome 
bei Klausuren und Prüfungen, Angst vor der Arbeit; 

(6) Aktives Vermeiden: Angstvermeidung durch überhöhte Lei­
stungsansprüche, ergiebigeres Arbeiten unter Druck, An­
reiz durch Konkurrenz; 

(7) Behinderungsbewältigung und Zukunftsperspektive: Sor­
gen um künftigen Arbeitsplatz, häufiges Denken an Ver­
gangenheit; 

(8) Behinderungskompensation: Ausgleich der Behinderung 
durch besondere Leistungen möglich und nötig, Hoffnung 
auf berufliche Verbesserung durch die Ausbildung. 

Neben den vorgenannten Lernproblemdimensionen enthält 
die revidierte zweite Fassung des Teilnehmerbogens die zu­
sätzlichen Themenkomplexe "Leistungsmotivation", gruppen­
dynamische Aspekte wie "Wettbewerb" und "Kohäsion" so­
wie verschiedene Aspekte der Unterrichtsgestaltung wie "Ver­
ständlichkeit" oder "Anforderungen". 

Mit. der Entwicklung und Erprobung des skizzierten Instru­
ments soll ein doppelter Zweck verfolgt werden: Es soll ein­
gesetzt werden als 
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- Hilfsmittel für die Unterrichtspraxis mit dem Ziel der 
Erkennung und Verringerung von Lernproblemen durch die 
Nutzung des Instruments. Durch die Information über die 
Untersuchungsergebnisse in einzelnen Klassen soll bei den 
betroffenen Teilnehmern, Dozenten und Institutionen eine 
Sensibilisierung und Thematisierung 'in Gang gesetzt werden, 
die, unterstützt durch Basisinformationen, der Vorbereitung 
und Auswahl von Maßnahmen zur Prävention und Interven­
tion dienen. 

- Hilfsmittel für die Erwachsenenbildungsforschung mit dem 
Ziel der Gewinnung von Daten und Entwicklung von Kon­
zepten über Lernprobleme, Lernprozesse und Lernsituatio­
nen einzelner Adressatengruppen der beruflichen Erwach­
senenbildung. Die Verwendung eines identischen, diagnosti­
schen Standards genügenden Instruments würde die für die 
Erwachsenenbildung notwendige vergleichende Änalyse von 
Besonderheiten einzelner Zielgruppen (vgl. BRANDENBURG 
1974, S. 102 f.) erleichtern. Ein dem Instrument entsprechen­
des Auswahlkriterium derartiger Zielgruppen wäre eine hohe 
Auftratanshäufigkeit von Lernproblemen, wie sie etwa bei den 
hinsichtlich ihrer Berufs- und Weiterbildungschancen benach­
teiligten Gruppen gegeben ist. ln Verbindung mit der Um­
setzung der aus solchen Untersuchungen gewonnenen Er­
gebnisse könnten so auch bildungspolitisch aktuelle Auf­
gaben einer Lösung näher gebracht werden. 
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AUS DER ARBEIT DES 8188 

Fritz Gutschmidt I Ute Laur 

Medien für die betriebliche Elektronik-Ausbildung -
ein Zwischenbericht zum Modellversuch MME-Betriebe 

Im Jahre 1974 wurde mit 20 Ausbildungsbetrieben der Elek­
troindustrie, der Stahlindustrie und der Chemischen Industrie 
ein Modellversuch im Bereich Medienforschung des Bundes­
instituts für. Berufsbildung begonnen. Übergeordnetes Ziel 
dieses Vorhabens ist die Verbesserung der betrieblichen Aus­
bildung speziell im Fachgebiet Elektronik. Hier stehen viele 
Betriebe - große und kleine - vor besonderen Schwierig­
keiten, die sich durch die erhöhten Anforder.ungen an die 
Elektronik-Ausbildung (festgelegt in den neu gelaBten Aus­
bildungsordnungen für das Berufsfeld Elektrotechnik) zuge­
spitzt haben. 

Die Bereitstellung geeigneter Lehr- und Lernmittel ist ein 
erfolgversprechender Ansatz, den erhöhten Anforderungen an 
die Elektronik-Ausbildung gerecht zu werden. Demgemäß 
wird seit etwa vier Jahren in enger Kooperation mit der Aus­
bildungspraxis an der Entwicklung, Erprobung und lmple­
mentation thematisch und funktional einschlägiger Medien 
(als betriebsspezifische Erweiterung des Mehrmediensystems 
Elektrotechnik- MME) gearbeitet, bisher mit gutem Erfolg. 

1. Zur Diskussion der Ziele und der Konzeption 

Die allgemeine Zielsetzung des Modellversuchs war unpro­
blematisch; als es jedoch darum ging zu präzisieren und zu 
konkretisieren,- was unter der "Verbesserung der betrieblichen 
Elektronik-Ausbildung" zu verstehen sei, begann eine not­
wendige und fruchtbare Diskussion. Dabei wurden folgende 
Punkte herausgestellt: 

1) Seitens der beteiligten Ausbilder wurde primär die Frage 
nach der berufsspezifischen Fachkompetenz in Elektronik ge­
stellt. Die Ausbildungsordnungen geben hierüber nicht hin­
länglich Auskunft. Sie sind nicht auf der Ebene zu vermitteln­
der Qualifikationen formuliert. Vielmehr erschöpfen sie sich 
weitgehend in der Aufzählung von Themen und Begriffen. 
Diese Angaben bedürfen der Interpretation, die zwangs­
läufig uneinheitlich ausfällt, denn ein Betrieb mißt dem Aus­
bildungsthema A eine größere Bedeutung zu; ein anderer 
schätzt 'Thema B als gewichtiger ein. Dies ist gängige Aus­
bildungspraxis und bedingt eine relativ breite Streuung 
dessen, was im Berufsfeld Elektrotechnik (und sicher nicht 
nur dort) tatsächlich vermittelt wird. Zwar besteht Einigkeit 
darüber, daß die in den Ausbildungsordnungen angespro. 
chenen Inhalte behandelt werden müssen (Rechtsverordnung), 
aber mit welcher Intensität, auf welchem Niveau und im Hin­
blick auf welches konkrete Ziel dies geschieht, darüber gehen 
Clie Auffassungen auseinander [1]. ln den gemeinsamen Ar­
beitssitzungen des Modellversuchs kam es zur Klärung und 
Annäherung vieler Standpunkte, ohn'e daß die Unterschiede 
in den weitergreifenden Qualifikationsinteressen der Beteilig­
ten aufgehoben wurden. ln einem ersten Schritt einigte man 
sich auf ein relativ hohes Anspruchsniveau in der fachlichen 
Ausbildung und auf bestimmte •thematische Schwerpunkte. 

Im späteren Verlauf des Versuchs ergaben sich einige Ver­
schiebungen (z. B. Ergänzung um einfachere Übungen). 

2) Differenzen wurden ebenfalls hinsichtlich des Erwerbs 
berufsübergreifender, allgemeiner Fähigkeiten deutlich. Wel­
che dieser sogenannten extrafunktionalen Qualifikationen für 
den künftigen Facharbeiter als notwendig erachtet werden, 
inwieweit die betriebliche Ausbildung dafür überhaupt zu­
ständig ist bzw. zu welchem Zeitpunkt der Ausbildung ihre 
Vermittlung geschehen soll, wurde durchaus kontrovers dis­
kutiert. Hier spiegelt sich das generell divergierende Mei­
nungsbild zu diesen Fragen beruflicher Bildung wider. Die 
Gespräche führten jedoch zu einer für die Entwicklung der 
Medien wichtigen und von allen getragenen Entscheidung: 
Selbständiges und kooperatives Lernen muß mit den neuen 
Ausbildungsmitteln möglich sein; von der Konzeption und 
Ausgestaltung des Materials her darf diese Qualifizierungs­
chance nicht ausgeschlossen werden. 

3) Diese Forderung wurde durch folgende ebenfalls weit­
reichende Vereinbarung ergänzt: Eine durchgängig am Prin­
zip der "black box" orientierte Elektronik-Ausbildung wird 
von den Ausbildern nicht befürwortet. Die Auszubildenden 
müssen den theoretischen Hintergrund und die Vorgänge, 
die zwischen Input und Output vermitteln, in hinreichendem 
Maße kennen; ansonsten verfügen sie über ein rein pragma­
tisches Wissen ohne näheres Verständnis, was zweifelsohne 
u. a. eine ungünstige Ausgangsbasis für die unverzichtbare 
Weiterbildung im Bereich Elektronik darstellt. Genauso wich­
tig war allen, daß die theoretischen Inhalte nicht losgelöst, 
sondern in Verbindung mit konkreten Aufgabenstelh,mgen der 
Fachpraxis zu unterrichten sind. Der Zerstückelung des Lern­
prozesses sollte entgegengewirkt werden. 

4) Hierfür bot sich als didaktische Konzeption "projekt­
orientiertes Lernen" bzw. eine Auswahl von Merkmalen die-· 
ser Methode an [2]. Dieser Punkt war zunächst strittig. Einer­
seits werden die Vorteile einer projektbezogenen Ausbildung 
durchaus gesehen: Lernmotivation, Arbeitsbereitschaft und 
Lernerfolg werden gefördert, wenn die Auszubildenden ein, 
auch für sie attraktives Ziel ihrer Bemühungen - z. B. ein 
funktionstüchtiges, praktisch verwertbares Gerät- vor Augen 
haben und während des Ausbildungsprozesses nicht aus­
schließlich nutzlose Dinge herstellen. Andererseits wurde 
dieser Methode der größere Vorbereitungs- und Arbeitsum­
fang, der zunächst vermutete höhere Zeitaufwand und die 
notwendige Umstellung in der Ausbildungsorganisation ent­
gegengehalten. Gewiß spielen Unsicherheiten von Ausbil­
dern neuen Lehr- und Lernformen gegenüber ebenso eine 
Rolle. Auch hier gelang es, einen sinnvoll,en Kompromiß zu 
finden: Es werden in sich abgeschlossene Ausbildungsein­
heiten (Übungen) entwickelt,. von denen, jeweils eine be­
stimmte Anzahl so miteinander verbindbar ist, daß ein Pro­

·jekt erarbeitet werden kann (aber nicht muß). Das Ba_ukasten-
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prlnzip, das dem Mehrmediensystem MME insgesamt zu­
grundeliegt, hat sich erneut als vernünftige Lösung bestätigt. 

5) Am Modellversuch nehmen Ausbildungsstätten teil, die 
Großunternehmen angehören [3]. was von Außenstehenden 
teilweise kritisiert wird. Das bedeutet jedoch keinesfalls, daß 
allein oder vorzugsweise für die Großindustrie Ausbildungs­
mittel hergestellt werden, wenngleich dort ebenfalls Bedarf 
besteht. Vielmehr müssen die neu zu entwickelnden Medien 
unter didaktischen, lernorganisatorischen und nicht zuletzt 
finanziellen Aspekten so gestaltet sein, daß sie gleicher­
maßen von Klein- und Mittelbetrieben mit ihren vielfach er­
schwerten Ausbildungsbedingungen verwendet werden kön­
nen. Darin stimmen alle Versuchsteilnehmer überein. 

Hiermit sind die konzeptionellen und Qualifika­
tionsabsichten der neuen Ausbildungsmittel umrissen. Im 
Laufe des Modellversuchs wurde im Prinzip - abgesehen 
von gewissen Modifikationen - an ihnen· festgehalten. So 
wird beispielsweise in der weiteren Entwicklungsarbeit ein 
stärkeres Gewicht auf die Befähigung zum Systemdenken 
und planvollen Fehlersuchen gelegt werden. Neben solchen 
Überlegungen kamen immer wieder grundsätzliche Probleme 
zur Sprache, zum Beispiel die Frage nach dem nötigen Vor­
lauf der Ausbildung in bezug auf technologische Verände­
rungen (Mikroprozessor-Technik). Die Lösung dieses Pro­
blems ist zwar äußerst dringlich, kann aber nicht mehr 
Gegenstand des laufenden Modellversuchs sein [4]. 

2. Entwicklung der Medien, Insbesondere der 
Fachpraktischen Obungen 

Die Entwicklung der Medien für die betriebliche Elektronik­
Ausbildung erfolgte in zwei Stufen: 

Zunächst wurden Lehrprogramme (in Buchform und als Ton­
bildschauen) zu wichtigen Themen betrieblicher Unterwei­
sung (z. B. zur Funktionsweise elektronischer Bauelemente) 
entwickelt. Entsprechendes geschah auf dem Sektor der pro­
grammierten Experimentalübungen; das vorhandene Reper­
toire wurde um eine Vielzahl von Meß- und Schaltübungen 
ergänzt. ln beiden Fällen handelt es sich um betriebsspezi­
fische Weiterentwicklungen auf der Basis von im Modellver­
such MME mit Berufsschulen gewonnenen Erkenntnissen. 
überdies wurden Kurzfilme (z. B. zu den Kippstufen und zur 
Löttechnik) erstellt, deren grundlegende mediendidaktische 
Konzeption sich ebenfalls in dem Schulversuch bewährt hatte. 

Im Mittelpunkt der zweiten Stufe stand die gemeinsame Ver­
wirklichung der oben umschriebenen Fachp,raktischen Obun­
gen. Zunächst einigte man sich in drei Arbeitskreisen (Nach­
richten-, Energie- und Fernmeldeelektronik) über Lehrziele 
und Inhalte der Übungen sowie die mit ihnen herstellbaren 
funktionsfähigen Geräte (z. B. Netzgerät, NF-Stereoverstär­
ker, Digitalvoltmeter, Gebührenimpuls-übertragungsstrecke, 
Ampelsteuerung). Anschließend wurde die Hardware erörtert. 
Um die Kosten möglichst gering zu halten, galten zwei Grund­
sätze: Verwendung nur handelsüblicher Bauteile. und Klein­
materialien sowie Rückgriff auf in vielen Betrieben bereits 
vorhandene Stecksysteme oder Übungsteile (z. B. sog. PAL­
Prüfrahmen). 

Im weiteren wurde die inhaltliche und formale Ausgestaltung 
der Fachpraktischen Übungen Inhaltlich gliedert sich 
jede Übung in drei Teile: 

1. die Funktionsbeschreibung, die die theoretischen Grund­
lagen zusammenfaßt Diesen Teil sollen die Auszubildenden 
in der Regel nicht allein bearbeiten. Der Ausbilder hat die 
Aufgabe, zusätzliche Informationen und Erläuterungen zu 
geben. Zur Unterstützung dieses Unterrichts steht ihm ein 
Satz von Overheadfolien zur Verfügung; 

2. der Praktische Übungsteil enthält alle notwendigen Un­
terlagen, anh,and derer der Auszubildende selbständig -
allein oder zu zweit bzw. in kleinen Gruppen, was sich sehr 
bewährt hat - die entsprechende Schaltung oder Bau7 

gruppe aufbaut und maßtechnisch überprüft. Die Verbindung 
zur Theorie und zur Berufspraxis wird in den Übungen her­
gestellt. Der Ausbilder hat hier vorrangig die Funktion des 
individuellen Beraters. 

3. Prüfaufgaben dienen in erster Linie der Selbstkontrolle 
für die Auszubildenden oder lerndiagnostischen Zwecken. Der 
Ausbilder kann mit ihnen feststellen, inwieweit der behan­
delte Stoff verstanden wurde und dann den Ausbildungs­
prozeß unter Berücksichtigung des Lernzustandes der Aus­
zubildenden weiter planen. 

Dem Auszubildenden stehen alle diese Unterlagen zur Ver­
fügung. Das Exemplar des Ausbilders ist um wichtige didak­
tische, technische und organisatorische Angaben ergänzt. 
Bisher wurden Fachpraktische Übungen zu 5 Projekten ent­
wickelt; zahlreiche weitere Übungen (ca. 20 Projekte) sind 
für die Entwicklung in 1978/79 vorgesehen [5]. 

3. Erprobung und lmplementation der Medien 

Im Vorfeld zur Hauptuntersuchung ging es darum, Ausbilder 
und Auszubildende probeweise mit programmierten Lernmit­
teln (Büchern, Tonbildschauen und Experimentalübungen) 
bekannt zu machen und sie auf ihren systematischen Einsatz 
im Rahmen der Elektronik-Ausbildung (1. Phase der Haupt­
untersuchung) vorzubereiten. Es ist vcrn zentraler Bedeu­
tung, mit den Anwendern die Chancen und Schwierigkeiten 
neuer Medien zu diskutieren, die von ihnen gemachten Er­
fahrungen zu besprechen und Hinweise für den Ierner- und 
qualifikationsgerechten Einsatz der Medien zu geben. Oft 

die Möglichkeiten von Ausbildungsmitteln sonst nicht 
genügend ausgeschöpft, oder es kommt aufgrund falscher 
Erwartungen zur Fehlverwendung von Medien: Dies ist eine 
Erfahrungstatsache. Die Ergebnisse der Einführungsphase 
bestätigen die Verwendbarkeit der programmierten Bücher, 
Tonbildschauen und Experimentalübungen einschließlich des 
Elektronik-Lehrbaukastens in der betrieblichen Ausbildung. 
Eine detaillierte Auswertung steht noch aus [6]. 

Die Fachpraktischen Übungen, zentrales und innovatives 
Element Betriebsversuchs, befinden sich seit Frühjahr 
1977 in der Erprobung (2. Abschnitt der Hauptuntersuchung). 
Zahlreiche Ausbildungsgruppen lernen damit; wir verzeich­
nen einen ständigen umfangreichen Rücklauf empirischer 
Daten. Erste Zwischenergebnisse liegen bereits vor. Sie 
lassen eindeutig erkennen, daß der mit den Fachpraktischen 
Übungen eingeschlagene Weg richtig ist. Die Zufriedenheit 
mit diesen Unterlagen ist auf beiden Seiten (bei Ausbildern 
und Auszubildenden) beachtlich groß. Dabei präferieren die 
Lerner - erwartungsgemäß - den praktischen ÜbungsteiL 
Die Auseinandersetzung mit theoretschen Äussagen (in der 
.,Funktionsbeschreibung") bereitet einigen Schwierigkeiten, 
was weniger auf das Übungsmaterial als solches zurückzu­
führen ist als auf eine Reihe von Determinationstaktoren der 
aktuellen Ausbildungssituation (z. B. mangelnde Vorausset­
zungen beim Auszubildenden, Zeitdruck, Probleme der Aus­
bilder bei der Erläuterung theoretischer Sachverhalte). 

ln dem Modellversuch geht es darum, Medien gemeinsam zu 
konzipieren, zu entwickeln, unter Praxisbedingungen zu über­
prüfen und zugleich um Fragen ihrer lmplementation. Das 
bedeutet konkret: Welche Informationen, Arbeits- und Er­
fahrungsmöglichkeiten sind notwendig, um Ausbildern, die 
nicht selbst am Modellversuch beteiligt waren, in eine sach­
gerechte Verwendung der neuen Medien einzuführen? Die 
Versuchsteilnehmer besitzen einen beachtlichen Informations­
und Erfahrungsvorsprung. Sie können ihren Sachverstand in 
Fragen der Medienanwendung durch die gemeinsamen Dis­
kussionen weiterentwickeln, ihnen steht im Modellversuch 
ein breites Erprobungsfeld offen, dessen Ergebnisse rück­
gekoppelt, analysiert und soweit möglich gemeinsam be­
sprochen werden. Wie läßt sich das notwendige medien­
didaktische und lernorganisatorische Know how an andere 
Ausbilder weitervermitteln? Das ist das Kernproblem, das 
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uns 1978 im Modellversuch beschäftigen wird und für dessen 
Lösung seitens der beteiligten Betriebe bzw. Ausbilder ein 
hohes Engagement besteht. 

Bisher vorliegendes Informationsmaterial zum Modellversuch 
.. MME-Betriebe": 

Teil 1: .,Zur Anwendung komplexer Lehrsysteme in der 
betrieblichen Ausbildung, Berufsfeld Elektrotechnik." 
BBF, Berlin 1975 

Teil 2: "Konzeption und Durchführung der Hauptunter­
suchung im Modellversuch MME-Betriebe." BBF, 
Berlin 1975 

Teil 3: "Erste Erfahrungen mit dem MME in der betrieb­
lichen Ausbildung. Ergebnisse aus der Vorphase." 
BBF, Berlin 1976 

Teil 4: .,Fachpraktische Übungen zum Bereich Elektronik 
für die betriebliche Ausbildung." BBF, Berlin 1977 

Sabine Adler 

Anmerkungen 

[1] Daraus resultiert ein Aspekt der Problematik zentralisierter Prü­
fungen (PAL-Aufgabenbanken). 

[2] Die konsequente Umsetzung "projektorientierten Lernens" war unter 
den Rahmenbedingungen des Modellversuchs nicht möglich. Dem­
gemäß wurden von vornherein Abstriche gemacht und nur eine 
näherungsweise Form des projektbezogenen Lernans anvisiert. 

[3] Die Gründe hierfür liegen u. a. in methodischen und organisatori­
schen 1 Fragen, aber auch in der Kooperation mit dem Zentralver­
band der Elektroteqljnischen Industrie (ZVEI), der den Kontakt zu 
diesen Unternehmen'; hergestellt hat. 

[4] Hier stellt sich jedoch für das BIBB eine wichtige Aufgabe, die von 
unterschiedlichen Aspekten her möglichst kurzfristig anzugehen ist. 

[5] Ab Mitte 1978 sind erste Fachpraktische Obungen erhältlich: über die 
anderen Medien zur Elektronik gibt der MEDIEN-KATALOG des 
BIBB Auskunft. 

[6] Die Veröffentlichung eines Ergebnisberichtes zu diesem Thema Ist 
für 1978 geplant. ' 

8188-Verfahren zur Begutachtung der Förderungswürdigkeit 
von beruflichen Fortbildungs- und Umschulungsmaßnahmen 

Die Erprobung in der Praxis der Arbeitsämter hat ein vom 
Bundesinstitut für Berufsbildung entwickeltes Verfahren zur 
Begutachtung der Förderungswürdigkeit von beruflichen Fort­
bildungs- und Umschulungsmaßnahmen im Rahmen des Aus­
bildungsförderungsgesetzes (AFG, § 34) bestanden. Die Ar­
beitsämter haben dieses Verfahren als zweckmäßiges und 
wesentliches Arbeits- und Hilfsmittel für die Überprüfung von 
Bildungsmaßnahmen übernommen. 

Anderthalb Jahre nach dem ersten Einsatz des Begutach­
tungsinstrumentariums brachten die von den Arbeits- und 
Landesarbeitsämtern erstellten Erfahrungsberichte überwie­
gend positive Ergebnisse. Das Instrumentarium war 1975 in 
Zusammenarbeit mit der Bundesanstalt für Arbeit entwickelt 
worden, um der Bundesanstalt eine t?essere und einheitliche­
re Beurteilung der von ihr nach dem Arbeitsförderungsgesetz 
geförderten beruflichen Erwachsenenbildungsmaßnahmen zu 
ermöglichen. 

1. Konzeption des Instrumentariums 

Das Instrumentarium besteht aus einem Merkmals-/Fragen­
katalog und dazugehörigen Erläuterungen. Es soll den zu­
ständigen Sachbearbeitern der Arbeitsämter erlauben, an­
hand begründeter Qualitätsmerkmale und vereinheitlichter 
Maßstäbe festzustellen, inwieweit die in § 34 Arbeitsförde­
rungsgesetz (AFG) gestellten Anforderungen für eine Förde­
rung durch die Bundesanstalt von einer beruflichen Bildungs­
maßnahme erfüllt werden. Die finanzielle Förderung der in­
dividuellen Teilnahme an einer beruflichen Erwachsenenbil­
dungsmaßnahme ist neben der arbeitsmarktpolitischen 
Zweckmäßigkeit und persönlicher Voraussetzungen davon 
abhängig, ob die Maßnahme hinsichtlich: der Dauer, der Ge­
staltung des Lehrplans, der Unterrichtsmethode sowie der 
Ausbildung und Berufserfahrung des Leiters und der Lehr­
kräfte eine erfolgreiche berufliche Bildung erwarten läßt: 

Die Problematik des Instrumentariums,· wie es von der Bun­
desanstalt benötigt wurde, lag vor allem darin, daß die Be-

gutachtung der Förderungswürdigkeit der Teilnahme an einer 
Maßnahme vor Beginn einer Maßnahme erfolgen muß. Diese 
Gegebenheit schloß von vornherein eine Verwendung der 
gängigen Bewertungsansätze wie Prozeß- und Ergebnis­
evaluation aus. Deshalb wurde ein Verfahren gewählt, bei 
dem die in ein Bitdungsangebot eingehenden Faktoren einer 
Analyse und Bewertung unterzogen werden. Die Eingangs­
faktoren sind zu Begutachtungsbereichen wie z. B. Lehrplan­

Erfolgskontrollen oder Qualifikation der Lehr­
kräfte zus,a,mmengefaßt worden. 

Zu den Eingangsfaktoren sind in einem Fragenkatalog .je­
weils ein:.ielne Anforderungen formuliert und entsprechend 
ihrer Bedeutung für den angestrebten Erfolg der Bildungs­

drei unterschiedlichen Verbind·lichkeitsstufem zu­
geordnet worden. Als "unabdingbar" wird dabei die Erfül­
lung von Anforderungen gewertet, die nach Auswertung der 
einschlägigen Literatur und nach Aussagen von Experten und 
Praktikern als unverzichtbare Eingangsgrößen für ein Bil­
dungsangf'/bot angesehen werden. Anforderungen, deren Er­
füllung ebenfalls als wichtig angesehen werden, sind dem 
Verb:ndlich)Seitsgrad "erforderlich" zugeordnet worden. Wer­
den in einer Bildungsmaßnahme mehr als 5 der als erfor­
derlich eingestuften Anforderungen nicht erfüllt, erscheint 
die Qualität einer Bildungsmaßnahme ernsthaft in Frage ge­
stellt. Bei den Anforderu'ngen, deren Erfüllung als "er­
wünscht" argegeben ist, handelt es sich um Anforderungen 
an die Planung und Durchführung einer Bildungsmaßnahme, 
d:e·von der Bildungspolitik und erziehungswissenschaftliehen 
Forschung gestellt werden, in der Mehrzahl der beruflichen 
Erwachsenenbildungsmaßnahmen jedoch derzeit noch nicht 
erfüllt werden bzw. erfüllt werden können. Die Aufstellung 
dieser Anforderungen ist auch unter dem Gesichtspunkt der 
Anregung für die Träger und einer sukzessiven Verbesserung 
der Bildungsmaßnahmen aufgenommen worden. 

Insgesamt ist das Begutachtungsinstrumentarium und die 
dazugehörenden- Erläuterungen zwar vorrangig als Beurtei­
lungsgrundlage und 7hilfe für die zuständigen Sachbearbeiter 
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der Arbeitsämter entwickelt worden. Gleichzeitig sollen mit 
ihm aber auch, besonders neuen Trägern, Anregungen und 
Orientierungen für die Gestaltung und Durchführung von 
beruflichen Erwachsenenbildungsmaßnahmen gegeben wer­
den. 

2. Erfahrungen mit dem Begutachtungsinstrumentarium 

Die Bundesanstalt für Arbeit hat das Instrumentarium zur 
Begutachtung aller Maßnahmen der beruflichen Fortbildung 
und Umschulung, die nicht in Betrieben durchgeführt wer­
den, mit Wirkung vom 1.1.1976 angeordnet [1]. Gleichzeitig 
war vorgesehen, daß die Erfahrungen der Arbeitsverwaltung 
mit dem Instrumentarium nach anderthalb Jahren gesammelt 
und dieses ggf. auf vorliegende Modifizierungsnotwendig-
keiten untersucht wird. '· 

Diese Erfahrungsberichte liegen jetzt vor. 

Angewandt wurde das Instrumentarium in dem Berichtszeit­
raum bei insgesamt 2266 Bildungsmaßnahmen, die auf das 
Vorliegen der in § 34 AFG gestellten Anforderungen über­
prüft wurden. Die Voraussetzungen für eine Förderung sahen 
die Arbeitsämter bei 1768 Bildungsmaßnahmen bei der ersten 
Überprüfung als erfüllt an; bei 430 Bildungsmaßnahmen wur­
de das Vorliegen der Förderungsvoraussetzungen erst nach 
Erfüllung von Auflagen anerkannt und 62 Bildungsmaßnah­
men erfüllten die Anforderungen nicht, die Förderung wurde 
dementsprechend abgelehnt. 

ln den von den Arbeitsämtern und Landesarbeitsämtern ab­
gegebenen Erfahrungsberichten wird die Arbeit mit dem Be­
gutachtungsinstrumentarium positiv beurteilt. Sie halten das 
Instrumentarium !rotz anfänglicher Erhöhung des Bearbei­
tungsaufwandes und Erhöhung der fachlichen Anforderungen 
an die Bearbeiter in den Arbeitsämtern für ein zweckmäßiges 
und wesentliches Arbeits- und Hilfsmittel, das eine Überprü­
fung der Bildungsmaßnahmen auf der Grundlage einheitli-
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eher und gesicherter Maßstäbe erlaubt. Zu den mit der An­
wendung des Begutachtungsinstrumentarium erzielten Ver­
besserungen wurden in der Rangfolge die folgenden ange­
geben: "Versachlichung der Verhandlungen mit dem Bil­
dungsträger; Verbesserung der Gesprächsposition des Sach­
bearbeiters insgesamt", "Vertiefung der Kenntnisse über 
Anforderungen an die Weiterbildungsträger bei Planung und 
Durchführung beruflicher Erwachsenenbildungsmaßnahmen", 
"Gewinnung eines umfassenderen Bildes über Inhalt und 
Ausgestaltung der Bildungsmaßnahmen", "Anpassung der 
Träger an die gestellten Anforderungen und damit Verbesse­
rung der Qualität der Maßnahmen" sowie "Ermöglichung des 
rechtzeitigen Erkennans von Mängeln und Lücken und damit 
Erleichterung ihrer Behebung vor Maßnahmebeginn". Diesen 
positiven Erfahrungen standen auch andere gegenüber, die 
sich bei den Arbeitsämtern in einem gegenüber früher er­
Arbeitsämtern gemeldet, daß manche Träger zunächst 
Schwierigkeiten mit der Erfüllung der gestellten Anforderun­
gen und Beantwortung der Fragen ·hatten. Ursachen dafür 
seien darin zu sehen, daß den Trägern ebenfalls ein höherer 
Zeitbedarf füt die Bearbeitung des Instrumentariums entste­
he und die Notwendigkeit der gestellten detaillierten Anfor­
derungen nicht immer gesehen werden. Dies trifft vor allem 
dann zu, wenn die Träger nicht über die geforderten Pla­
nungsunterlagen für die Bildungsmaßnahme verfügen und 
die!fe kurzfristig nachreichen müssen, um die Förderung 
durch das Arbeitsamt sicherzustellen. Insgesamt wird das 
Instrumentarium damit als ein Beitrag zur Verbesserung einer 
gezielten und nach vereinheitlichten Kriterien ausgerichteten 
Förderung der beruflichen Bildung bewertet, das außerdem 
bei einer Reihe von Bildungsmaßnahmen zu einer Erhöhung 
der Qualität beigetragen hat. 

Anmerkung 

[1] Vgl. Dienstblatt der Bundesanstalt für Arbeit, 24. Jg., Nr. 75 vom 
18. Oez. 1975, S. 1075--1094. 

empirische Forschungsergebnisse. über, die Entwicklung 
von Qualifikationsanforderungen in der Industrie 

Eine umfangreiche, vom Bundesinstitut für Berufsbildung 
beim Soziologischen Forschungsinstitut Göttingen (SOFI) in 
Auftrag gegebene Studie zur Qualifikationsforschung zeigt, 
daß in der Mehrzahl der in die Untersuchung elnl),zogenen 
Fälle lnfolge des ökonomisch bedingten technisch-organisa­
torischen Wandels eine starke Substitution von traditionellen 
Facharbeitertätigkeiten durch Angelerntentätigkelten und 
HUfsarbeiten eintrat. Auch innerhalb des verbleibenden Spek­
trums von Facharbeit entstanden häufig neue Tellbereiche 
mit Im Vergleich zu früher eingeschränkteren Funktionen 
bzw. Qualifikationsanforderungen. Diese Ergebnisse bestä­
tigen die Hypothese über die tendenzielle Polarisierung der 
Qualifikationsanforderungen in der Industriellen Produktion*). 

1. Ziel der Untersuchung 

übergeordnetes Ziel der Untersuchung war es, grundlegende 
Informationen zum Verhältnis von Ausbildungssystem und 

Beschäftigungssystem im Bereich der industriellen Arbeit zu 
gewinnen. 

*) Die Durchführung der Untersuchung erfolgte in 3 Phasen. ln der 
ersten Phase wurden der Forschungsansatz und erste Hypothesen 
entwickelt (Veröffentlichung: Produktion und Qualifikation, Eine 
Vorstudie zur Untersuchung von Planungsprozessen im System der 
beruflichen Bildung, Schriften zur Berufsbildungsforschung, Bd. 14, 
4. Aufl., Hannover 1974); ihr folgte die Erprobung und Ausdifferen­
zierung des Ansatzes sowie der Hypothesen in einer Fallstudie über 
die Druckindustrie bzw. die Zeitungssetzerei (unveröffentlichter For­
schungsbericht: Produktion und Bericht über den Pre­
test im Rahmen der Untersuchung von Planungsprozessen im System 
der beruflichen Bildung, März 1974); die letzte Phase beinhaltete die 
Hauptstudie mit einer Analyse von, 7 lndustriebranchen, deren Er­
gebnisse jetzt vorliegen (Veröffentlichungen: 1. Produktion und 
Qualifikation, Bericht über die Hauptstudle, Teil I und II, Göttingen 
1977; 2. Produktion und Qualifikation, Kurzfassung des Berichtes 
über die Hauptstudie, in: Bundesinstitut für Berufsbildung, Berichte 
zur beruflichen Bildung, Heft 1). 
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Die zum Zweck der empirischen Untersuchung notwendig 
differenzierten und zugleich eingegrenzteren ·Untersuchungs­
ziele lauteten: 

a) Entwicklung und Erprobung eines Erhebungsinstrumen­
tariums zur differenzierten empirischen Analyse von 
Qualifikationsanforderungen, 

b) Erweiterung der Kenntnisse über Veränderungen der 
Qualifikationsanforderungen in der industriellen Produk­
tion infolge technisch-organisatorischer Umstellungen; 
insbesondere Erkenntnisse über das Profil und die Spann­
weite von Qualifikationsanforderungen sowie über den 
quantitativen Umfang heutiger Facharbeitertätigkeiten, 

c) Erklärung der Ursachen und Mechanismen qualifikations­
relevanter Veränderungen im gewerblich-technischen Be­
reich von lndustriearbeit; ggf. Ermi(tlung typischer Quali­
fikationsanforderungsentwicklungen. 

Implizit sollten aus der bisherigen Qualifikationsforschung 
hervorgegangene Hypothesen über die Auswirkungen des 
industriellen Wandels überprüft werden, vor allem die Hypo­
thesen 

- der technische Wandel ziehe im Durchschnitt eine stän­
dige Höherqualifizierung aller Arbeitskräfte nach sich, 

- der ökonomisch bedingte technisch-organisatorische Wan­
del impliziere statt weiterer Höherqualifizierung perma­
nente Polarisierung der Qualifikationsanforderungen, d. h. 
Höherqualifizierung Arbeitsplätze bei Dequalifi­
zierung der Mehrzahl der Tätigkeiten, 

...:.... einige quantitativ bedeutsame qualifizierte Tätigkeitsbe­
reiche wie z. B. der Instandhaltungsbereich könnten durch 
ihre Expansion eine Requalifizierung industrieller Arbeit 
bewirken, 

- der technisch-organisatorische Wandel bewirke eine Ver­
schiebung von den gegenständlich-technischen zu den 
mehr sozialen bzw. von den prozeßgebundenen (betriebs-, 
arbeitsprozeß-, fachspezifischen) zu den prozeßübergrei­
fenden Qualifikationsanforderungen. 

2. Methodisches Vorgehen 

Als Untersuchungsmethode wurde die - bereits im Pretest 
erprobte - Methode der Fallstudie gewählt, die eine Kom­
bination von quantitativer und qualitativer Analyse erlaubt; 
Fallstudien wurden in 15 ausgewählten Betrieben von 7 ln­
dustriebranchen (durchschnittlicf:l 2 Betriebe pro Branche) 
du rehgeführt 

Die Auswahl der Branchen und Setriebe wurde nach folgen­
den Kriterien 

- gegenwärtig oder in der nahen Vergangenheit relativ 
hoher Facharbeiteranteil, 

- Repräsentation des vielseitigen Spektrums an Produk­
tionsformen {von den eher handwerklich-manufaktureilen 
Produktionsformen über verschiedene Zwischenstufen 
mechanisierter industrieller Fertigung bis zum Bereich 
automatisierter Großindustrie), 

- durchgeführte wesentliche technisch-organisatorische Um­
stellungen (zumindest in Teilbereichen der Branchen bzw. 

sowie nach einer Reihe von Besichtigungen und Experten­
gesprächen, nach Auswertung einschlägiger Fachliteratur und 
statistischer Materialien vorgenommen. 

Die Analyse der ökonomischen, technologischen und be­
schäftigungsstrukturellen Branchenentwicklungen erfolgte mit 
Hilfe offiziell zugänglicher Kennziffern, 
ergänzt durch qualitative Informationen aus dem Studium 
technischer Fachliteratur und aus Expertengesprächen. Die 
Analyse der ökonomischen, technisch-organisatorischen und 

beschäftigungsstrukturellen Entwicklung und der Verände­
rung der Qualifikationsanforderungen in den Betrieben ba­
sierte auf intensiven empirischen Primärerhebungen: auf der 
Auswertung von Betriebsdaten und -Statistiken, auf Experten­
gesprächen (in Form von lntensivbefragungen) mit vor allem 
Vertretern der verschiedenen Leitungsebenen und des 
triebsrates, auf Arbeitsplatzbeobachtungen und -befragungen 
anhand eines ausdifferenzierten Instrumentariums. 

Sollte mit der empirischen Untersuchung der Veränderungen 
in den Qualifikationsanforderungen der Betriebe vor dem 
Hintergrund einer Analyse ihrer ökonomischen, technisch­
organisatorischen und beschäftigungsstrukturellen Entwick­
lung der Versuch unternommen werden, die Determinanten' 
und Ursachen qualifikationsrelevanter Veränderungen aufzu­
zeigen, so sollte die jeweils nebeneinander erfolgende und 
aufeinander bezogene Analyse von Branche und zugehörigen 
ausgewählten Betrieben es ermöglichen, die festgestellten 

·Veränderungen in den Qualifikationsanforderungen zu ver-
allgemeinern, d. h. ggf. typische bzw. generelle Qualifika­
tionsanforderungsentwicklungen herauszukristallisieren. 

Im Zentrum der empirischen Primärerhebungen standen die 
Arbeitsplatzbeobachtungen mit Qualifikationsanforderungs­
analyse an typischen qualifizierten Facharbeiterarbeitsplätzen. 
Sie erfolgten mit Hilfe einEls sorgfältig nach verschiedenen 
Dimensionen oparationalisierten Qualifikationsbegriffs und 
eines darauf basierenden Leitfadens für die Arbeitsplatz­
beobachtungen [1]. 

Die Kategorien des Leitfadens zur Beobachtung bzw. Be­
schreibung der Tätigkeiten und Qualifikationsanforderungen 
am Arbeitsplatz bezogen sich v. a. auf folgende Aspekte des 
Arbeitsprozesses bzw. Arbeitsverhaltens: '" 

- die technische Ausrüstung am Arbeitsplatz, 

- die Funktionskomplexe im Arbeitsablauf (arbeitsvorberei-
tende Funktionen, propuzierende Funktionen, Kontroll­
funktionen usw.), 

- die aufeinander aufbauenden Anforderungsebenen (An­
forderungen an das sensumotorische Verhalten, an das 
perzeptiv-routinisierte Verhalten usw.) in Anlehnung an 
das von S. Hacker [2] entwickelte Konzept hierarchischer 
Handlungsregulationsebenen, 

- die stofflich-organisatorischen Bedingungen des Arbeits­
prozesses {Arbeitsgegenstand, Arbeitsmittel und Arbeits­
organisation) und 

- die Transferqualität der erforderlichen Qualifikationen 
(prozeßgebt.l'ndene versus prozeßübergreifende Qualifika­
tionsanforderungen). 

3. Untersuchungsergebnisse 

Die Analyse der ausgewählten Fälle zeigt, daß mit dem Vor­
dringen technisch-organisatorischer Veränderungen in bisher 

Fertigungsbereiche die traditionell 
qualifizierten Facharbeiterfunktionen [3] tiefgreifend umge­
wandelt wurden - teilweise unter Beibehaltung alter Berufs­
bezeichnungen; und twar 

- verschwanden insgesamt mehr fachlich qualifizierte Tätig­
keitsgebiete als neue entstanden, 

- entstanden im Zuge der Reduzierung fachllch qualifizier­
ter Tätigkeitsgebiete eine Vielfalt beschränkter Teilfunk­
tionen mit dem Niveau komplexer oder einfacher Ange­
lerntentätigkeiten und anspruchsloser Jedermannstätig­
keilen {mit Ausnahme der Entwicklung im 
tungsbereich, wo die Anforderungsdifferenzierung fast 
ausschließlich auf der Basis von Facharbeit verlief), 

- bildeten sich innerhalb des. verbleibenden Spektrums von 
Facharbeit häufig neue Teilbereiche mit im Vergleich zu 
früher eingeschränkteren Funktionen bzw. Qualifikations-
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anforderungen, denen jedoch auch Gruppen mit kaum 
verändertem Anforderungsprofil (allerdings mit neuer 
Aufgabenzusammensetzung) und Gruppen mit neuartigen 
Anforderungsschwerpunkten gegenüberstehen, 

- gilt für die meisten der im Vergleich zu früher einge­
schränkteren Fach&rbeitertätigkeiten wie auch für die 
meisten der neu entstandenen Angelerntentätigkeiten, daß 
sie nicht nur hinsichtlich ihrer fachlichen Qualifikations­
anforderungen reduziert wurden, sondern auch hinsicht­
lich der sozialkommunikativen und arbeitsmotivationalen 
Qualifikationsanforderungen [4]. 

Die Tendenz zur Auflösung komplizierter Arbeitsfunktionen 
infolge ökonomisch bedingter technisch-organisatorischer 
Veränderungen in den Produktionsstrukturen drückt sich in 
einer mehr oder minder starken Abnahme des Anteils der 
Facharbeiter an den "produktiv Beschäftigten" [5] je Branche 
bzw. Betrieb aus; auf Branchenebene erscheint dieser Fach­
arbeiterrückgang durch eine gleichzeitige Zunahme der tech­
nischen Angestellten weitgehend ausgeglichen - was sich 
durch das mit der Vereinfachung der Arbeit in der unmittel­
baren Produktion einhergehende Anwachsen der planenden, 
vorbereitenden und kontrollierenden Arbeitsfunktionen in 
den der Produktion vor- und nachgelagerten Bereichen er­
klären' läßt; die Analyse der ausgewählten Betriebe, die als 
technologisch führende Betriebe die künftige Entwicklung 
der Branche gewissermaßen vorwegnehmen, ergibt dagegen 
hinsichtlich eines Ausgleichs des Facharbeiterrückgangs durch 
technische Angestellte ein weniger positives Bild: in vieien 
untersuchten Betrieben ging der gemeinsame Anteil von 
Facharbeitern und technischen Angestellten an den "produk• 
tiv Beschäftigten" im untersuchten Zeitraum zurück [6]. 

Die in den meisten untersuchten Fällen festgestellte quanti­
tative Substitution traditioneller Facharbeitertätigkeiten durch 
Angelerntentätigkeiten und Hilfsarbeiten sowie die häufige 
Einschränkung vormals breit qualifizierter Tätigkeiten auf 
fachlich nurmehr eingeschränkt qualifizierte Tätigkeiten, sind 
nach Auffassung der Autoren ein empirischer Beleg für eine 
deutliche Polarisierungstendenz der Qualifikationsanforde­
rungen in der industriellen Produktion. Somit wird die These 
einer gleichsam gesetzmäßigen Höherqualifizierung infolge 
des technisch-organisatorischen Wandels für den Bereich der 
Industrie durch die vorliegenden Forschungsergebnisse nicht 
gestützt. Vielmehr wird deutlich, daß bei den untersuchten 
Betrieben !rotz, ökonomischen Wachstums und technologi­
scher Innovationen die Qualifikationsanforderungen breiter 
Tätigkeitsbereiche nicht erweitert, sondern überwiegend 
deutlich beschränkt worden sind. - So ist etwa die Ten­
denz zur Vereinfachung komplizierter Arbeit besonders in 
den Industriezweigen ausgeprägt, in denen überwiegend 

Prozesse in industrielle Ferti­
gungsformen umgewandelt wurden (Druck-, Möbel-, Bau- und 
feinmec!lanische Industrie). 

·4. Stellenwert der Ergebnisse 

Diese trgebnisse über die tendenzielle Ftolarisierung der 
Qualifikationsanforderungen im Bereich der industriellen 
Produktion bestätigen die 1970 von Kern/Schumann [7] ver­
öffentlichten Erkenntnisse über einen Trend zur Polarisie­
rung industrieller Arbeit infolge technischer Innovationen. Zu­
gleich bedürfen sie der weiteren Ergänzung und Überprü­
fung: 

- in Branchen, die nicht in die empirische Analyse des 
Projektes einbezogen werden konnten (z. B. in der Elek­
troindustrie, in der chemischen Industrie, in der Nah-
rungs- und Genußmittelindustrie), ' 

- im Bereich der Mittel- und Kleinbetriebe, auf den die 
Untersuchung nicht konnte, und 

- durch Einbeziehung des Tätigkeitsbereichs der techni­
schen Angestellten, dessen Entwicklung - wie die Unter­
suchung selbst zeigt - zumindest .auf Branchenebene 
den mehr oder minder starken quantitativen Rückgang 
an Facharbeitern teilweise kompensiert. 

Für alle an der beruflichen Bildung Beteiligten und Interes­
sierten sind die Ergebnisse insofern brisant als sie aufzei­
gen, daß höchstwahrscheinlich "aus der realen Entwicklung 
der Qualifikationsanforderungen in der Industrie. . . kein 
Rückenwind für eine Berufsbildungspolitik zu erwarten (ist), 
die einen Ausbau der Ausbildungsleistungen mit dem Hin­
weis auf die angeblich ständig steigenden Qualifikations­
anforderungen an d)e Beschäftigten begründet" [8]. 

Das Fazit der Autoren, daß sich aus der in der Untersuchung 
aufgezeigten Entwicklung der Qualifikationsanforderungen in 
Teilbereichen der Industrie unmittelbar keine Folgerungen 
für eine Konzeption qualifizierter Berufsausbildung a b I e i -
t e n lassen und für eine requalifizierende Berufsbildungs­
politik reaktive Maßnahmen auf die Entwicklung im Be­
schäftigungssystem allein nicht ausreichen, ist richtig. Zum 
einen machen die vorliegenden Ergebnisse erneut deutlich, 
daß bei. der Konstruktion beruflicher Curricula - in Überein­
stimmung mit dem Anspruch aller auf eine 
qualifizierte Berufsausbildung - nicht die Anforderungen der 
Mehrzahl der als Maßstab zu dienen haben, 
sondern die Anforderungen an typischen qualifizierten t;>zw. 
hochqualifizierten Facharbeiterarbeitsplätzen in Abstimmung 
mit den neuasten fachwissenschaftliehen Erkenntnissen und 
pädagogisch-didaktischen Notwendigkeiten. Zum anderen 
führen sie vor Augen, daß die Anstrengungen zur Verwirk­
lichung des Anspruchs aller Arbeitnehmer auf eine befriedi­
gende, die Fähigkeiten entfaltende und damit qualifizierte 
Arbeit sich nicht beschränken dürfen auf Forderungen und 
Maßnahmen zur Verbesserung technisch-organisatorisch wei­
testgehend festgelegter Arbeitsplätze, sondern vor allem auch 
darauf richten müssen, entscheidenden Einfluß auf Planung 
und Entwicklung von Technologie und Arbeitsorganisation zu 
gewinnen. 

Abschließend sei noch auf das der Untersuchung zugrunde­
liegende umfangreiche unq fundierte Material hingewiesen. 
Der fachlich, wissenschaftlich und/oder bildungspolitisch in­
teressierte Leser wird aus dem vorgelegten Material und den 
differenzierten Analysen eine Fülle detaillierter Informationen 
zur Entwicklung der untersuchten Branchen und Betriebe 
erhalten. 

Die rund 100seitige Kurzfassung des Berichtes über die hier 
vorgestellte Studie ist gegen eine Schutzgebühr von DM ?,­
erhältlich, die 1200seitige Langfassung gegen eine Schutz­
gebühr von DM 30,-; Anfragen sind zu richten an: Bundes­
institut für Berufsbildung, Hauptabteilung 1, Fahrbelliner 
Platz 3, 1000 Berlin 31 [9]. 

Anmerkungen 

[1] Vgl. das "Kategorienschema zur Quallflkationsanforderungsanalyse" 
und den "Leitfaden für die Arbeitsplatzbeobachtung" im Anhang 
des ll. Teils des Berichts über die Hauptstudie Produktion und 
Qualifikation, a. a. 0. 

(2] Vgl. H a c k e r , S.: Allgemeine Arbeits-1md lngenieurpsychologle, 
Berlin·(Ost) 1973. 

[3] Traditionelle Facharbeitertätigkeit wurde im Untersuchungskonzept 
charakterisiert durch die zur Anwendung kommende Einheit von 
handwerklichem Geschick, Materialgefühl, gegenständlicher lrtelli­
genz und hohem Qualitätsbewußtsein. 

[4] Vgl. Kurzfassung des Berichts über die Hauptstudie Produktion und. 
Qualifikation, a. a. 0., S. 84. 

.[5] "Produktiv Beschäftigte" stellt als Kategorie eine Aggregation der 
technischen Angestellten, Facharbeiter und sonstigen Arbeiter nach 
dem statistischen Merkmal "Stellung der 'Beschäftigten im Betrieb" 
dar; zur näheren Begründung vgl. Kurzfassung des Berichts über die 
Hauptstudie Produktion und Qualifikation, a. a. 0., S. 36. 
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[6] Vgl. Tabelle 3 im Anhang der Kurzfassung des Berichts über die [B] Kurzfassung des Berichts über die Hauptstudie Produktion und 
Hauptstudie Produktion und Qualifikation, a. a. 0. Qualifikation, a. a. 0., S. 96/97. 

[7] Vgl. Kern , H. un,d s· c human n, M.: Industriearbeit und Ar· [9] Zu den Titeln von Kurz- und Langfassung vgl. die Fußnote am An· 
belterbewußtsein, Frankfurt!Main, 1970. fang des Artikels. 

Willi Karow 

Fernunterricht eine Lerngelegenheit 
/für die berufliche Bildung?*) 

Das private Fernlehrwesen ln der Bundesrepublik Deutsch· 
land war über Jahrzehnte eine Informelle, äußerst wichtige 
Ergänzung zum formalen Blldungswesen; dies zeigen Teil· 
nehmerzahlen von durchschnittlich 250 000 pro Jahr in den 
sechzlger Jahren. Zur Zeit befindet sich privater Fernunter­
richt trotz neuer gesetzlicher Regelungen gemessen an der 
Teilnehmerzahl in einer Krise (1977: ca. 100 000 Teilnehmer). 
Was können die Symptome dieser Krise sein und welche 
Verbesserungsmöglichkelten gibt es? 

1. Definitorische Vorbemerkung· 

Das den Begriffen Fernunterricht und berufliche Bildung 
unterliegende Verständnis orientiert sich am Arbeits- und Zu­
ständigkeitsbereich des Bundesinstituts für Berufsbildung, 
dem eine Reihe gesetzlich festgelegter Aufgaben für den 
beruflichen Fernunterricht obliegen. Der unterlegte Fern­
unterrichtsbegriff basiert auf der für die Bundesrepublik tra­
ditionellen, gleichwohl oft als disfunktrenal kritisierten defi­
nitorischen Unterscheidung von Fernunterricht und Fern­
studium. Angesichts des sich entwickelnden Hochschul-Fern­
studiums an der Fernuniversität Hagen und an verschiedenen 
Präsenzhochschulen im Rahmen des FIM-Versuchs wird diese 
Unterscheidung jedoch wieder griffiger und sie ist hilfreich 
bei der Beschreibung diskriminierender Faktoren, die den 
Fernunterricht betreffen. Merkmale von Fernunterricht i. d. S. 
sind der private Status seiner Veranstalter/Träger und die 
Beschränkung auf gedrucktes Lernmaterial (Lehrbriefe) im Me­
dienbereich, das begrenzt - und dies vor allem im Sprach­
Fernunterricht - durch auditive Medien und im technisch­
naturwissenschaftlichen Fernunterricht durch labaralive und 
experimentelle Hilfsmittel ergänzt wird. Die Inhalte von Fern­
unterricht liegen größtenteils unterhalb der Hochschulebene. 
Wenn sie auf Prüfungen des öffentlichen Berechtigungs­
wesens vorbereiten, sind die Abschlüsse nicht natürlicher 
Bestandteil des jeweiligen Fernlehrgangs in der Verantwor­
tung der Veranstalter, sondern liegen bei völlig unabhängi­
gen Externen-Veranstaltungen anderer Bildungsträger bzw. 
Berechtigungsvergeber. Die didaktischen Merkmale von Fern­
unterricht und Fernstudium sind sicherlich ähnlich, jedoch 
zeigt der Fernunterricht eine geringere Wissenschaftsorien­
tierung. 

Im. Sinne des Berufsbildungsgesetzes und des Arbeitsförde­
rungsgesetzes sind Berufsbildung berufliche Erstausbildung 
als Grund- und Fachbildung (Industrie- und Handwerksbe­
rufe), berufliche Fortbildung als Anpassung an die technisch­
wissenschaftliche Entwicklung und als Aufstiegsfortbildung 
(z. B. Meisterausbildung). Die berufliche Umschulung soll 
entsprechend dieser Auslegung zu einer anderen als der 
ausgeübten beruflichen Tätigkeit befähigen. Als ein beson-

*) Dieser Aufsatz war ein Beitrag zur Fernphase des B.R.I.E.F.-Sympo­
siums über Fernstudium und Fernunterricht am 13. und 14. April1978 
in Tübingen. 

deres Merkmal dieser Berufsbildung gilt die Tatsache, daß 
sie nicht in beruflichen Schulen durchgeführt wird, die den 
Schulgesetzen der Länder unterliegen. Dieses Merkmal ist 
wesentlich, denn es beeinflußt die curriculare Qualität be­
ruflicher Fernlehrgänge. 

Unter der Prämisse, daß Fernunterricht als ein bestimmter 
Ausschnitt aus dem Fernlehrwesen verstanden wird, der durch 
private TrägerNeranstalter, geringe Medienbreite und über­
wiegend nichtuniversitäre Inhalte gekennzeichnet ist und mit 
beruflicher Bildung die nichtakademische und nichtschulische 
Berufsbildung gemeint sind, wird unter fünf Gesichtspunkten 
geprüft, ob Fernunterricht eine Lerngelegenheit für baruf­
Oehe Bildung ist. Diese Gesichtspunkte sind: 

- Fernunterrichtsangebot 

- Curriculare Qualität 

- Berechtigungs"':'esen 
Binnencurriculare Struktur 

- Finanzielle 

2. Fernunterrichtsangebot 

Die Transparenz des privaten Fernunterrichts ist in der 
Bundesrepublik z. Z. so gut wie nie zuvor. Aufgrund des 
Fernunterrichtsschutzgesetzes von 1976 muß jeder Veranstal­
ter entgeltlicher Fernlehrgänge einen Antrag auf Zulassung 
für jeden einzelnen Lehrgang bei einer zentralen Stelle der, 
Länder stellen. Für ca. 1000 Lehrgänge wurden solche An­
träge gestellt. Bereinigt man diese Zahl um Doppelzählungen 
gleicher Lehrgänge mit verschiedenen Einstiegsstufen, um 
ausländische Lehrgänge und um solche Lehrgänge, die von 
Lernmittel-Versandhäusern in fremden Sprachen angeboten 
werden, ;:;o ergibt sich folgendes Bild (N = 820 Lehrgänge): 

Art der Fernlehrgänge 

0 Berufliche Fernlehrgänge insgesamt 
- davon: Lehrgänge, die auf eine staatlich(! Ex­

ternenprüfung vorbereiten (z. B. Techniker, In­
genieure, Betriebswirt grad.): 12,2 °/o 

- Lehrgänge, die auf eine Prüfung vor einer zu­
ständigen Sielte nach dem BBiG vorbereiten 
(z. B. Biianzbllf!hhalter, Facharbeiter, Meister): 
10 Ofo 

- Lehrgänge, die auf Prüfungen anderer öffentli­
cher Steilen oder von Berufsverbänden vorberei­
ten (z. B. Heilpraktiker, Küchenspezial ist): 4,2 °/o 

- Lehrgänge ohne Bezug zu anerkannten Prüfun­
gen. (z. B. Anpassungsfortbildung, Theologie): 
35,5 °/o · 

0 Allgemeinbildende Fernlehrgänge insgesamt 
- davon: Lehrgänge mit der Möglichkeit, eine 

staatliche Externenprüfung vorzubereiten (z. B. 
Abitur, Reaischulabschluß): 10,6 Ofo 

- Lehrgänge als Einzelfächer ohne Vorbereitung 
auf eine anerkannte Prüfung: 9 °/o 

- Sprachfernlehrgänge ohne ausdrücklichen Be­
15 °/o 

0 Hobby- und Freizeit-Fernlehrgänge insgesamt 

Anteil ln °/a 

61,9 

34,6 

3,5 
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Ordnet man dieses Angebot nach den Stufen beruflicher 
Bildung, die ·in Ziffer 1 beschrieben wurderr, so ergibt sich 
fast keine Lerngelegenheit für die berufliche Erstausbildung. 
Auf den theoretischen Teil solcher Prüfungen vor Industrie­
und Handels- sowie Handwerkskammern bereiten nur ganz 
wenige Fernlehrgänge vor; dies steht in einem bedauerlichen 
Gegensatz zu einer steigenden Nachfrage nach Externen­
prüfungen gemäß § 40 des Berufsbildungsgesetzes für solche 
Abschlüsse und insgesamt 455 Ausbildungsberufen in Indu­
strie und Handwerk. Der Anteil von Fernlehrgängen, die auf 
verwertbare berufliche Berechtigungsprüfungen oberhalb der 
Erstausbildung vorbereiten, beträgt zwar 26,4% oder ca. 
216 Lehrgänge, doch täuscht diese Zahl eine Vielfalt vor, die 
nicht gegeben ist, da viele Fernlehrinstitute gleichartige Lehr­
gänge konkurrierend ari!,)ieten. Am größten ist die Anzahl 
der Lehrgänge, die keide"n Bezug zu anerkannten Prüfungen 
haben und die der beruflichen Anpassungsfortbildung zuzu­
rechnen sind. Doch auch hier täuscht Quantität über inhalt­
liche Qualität hinweg und die Teilnahme an solchen Fern­
lehrgängen ist - neben persönlichen Bewertungsmaßstäben 
- unter dem Aspekt beruflicher Qualifizierung in vielen 
Fällen obsolet. 

3. Curriculare Qualität 

Unter curricularer Qualität sei hier die Übereinstimmung der 
Ziele und Inhalte beruflicher Fernlehrgänge mit den Ausbil­
dungsgängen verstanden, die sie ersetzen bzw. realisieren 
sollen. Curriculare Originalität kann schlechterdings in be­
ruflichen Fernlehrgängen, die auf öffentliche Prüfungen vor­
bereiten, kaum angestrebt werden. Gedient wäre den Teil­
nehmern an diesen Lehrgängen bereits, wenn deren Orien­
tierung an den curricularen Vorgaben, die aus Aus- und 
Fortbildungsordnungen, Rahmenlehrplänen, Prüfungsanfor­
derungen usw. ableitbar sind, so vollständig wie möglich 
wäre. Dies ist jedoch - wie die jahrelange Überprüfungs­
arbeit des Bundesinstituts für gezeigt hat -
nur selteri der Fall. Curriculare 'Mängel solcher beruflichen 
Fernlehrgä'nge, die auf Berufsprüfungen vorbereiten, haben 
sich in der Unvollständigkeit der Inhalte und Überbetonung 
der Faktenvermittlung, in den inhaltlichen Modernitätsrück­
ständen und in der defizitären Lernzielstruktur hinsichtlich 
komplexerer Lernzielebenen gezeigt. Die problemorientierte 
Darstellungsweise, die auf Selbstbestimmung des Teilneh­
mers beifl\ Lernen und in der beruflichen Tätigkeit gerichtet 
ist, tritt meist hinter eine fachlich gegliederte Vermittlung 
rein instrumenteller Kenntnisse zurück. Schlüsselqualifikatio­
nen, die dem Lernen im Fernunterricht nicht immanent sind, 
werden kaum berücksichtigt. 

Dieses Bild rigider und unvollständiger Realisierung von 
geordneten Ausbildungsgängen durch Fernunterricht wird 
noch krasser bei der Gruppe der Lehrgänge für die beruf­
liche Anpassungsfortbildung als Folge fehlender Orientie­
rungsdaten. Wo die Fernlehrinstitute eigentlich Raum hätten, 
curriculare Originalität zu entwickeln, der Entwicklung be­
ruflicher Anforderungen zu folgen und die oft in Anspruch 
genommene Aktualität des Fernunterrichts zu demonstrieren, 
bieten sie häufig nur reduzierte prüfungsorientierte Lehr­
gänge an; da wird aus dem Bautechniker die um prüfungs­
relevante Nebenfächer ber,einigte Bautechnik und aus dem 
Bilanzbuchhalter der ebenso reduzierte Lehrgang Buchhal­
tung und Bilanz. 

Qualifizierender Fernunterricht für die berufliche Anpassungs­
fortbildung wird meist nur d9rt geleistet, wo Berufsverbände 
und Branchenorg!fnisationen di.e gewünschten Qualifikationen 
vorgeben und entweder mit Hilfe eigener Fernlehreinrich­
tungen oder in Zusammenarbeit mit privaten Fernlehrinsti­
tuten die Lehrgänge auch durchführen. 

4. Berechtigungswesen 

Die Berücksichtigung des Bildungsmittels Fernunterricht im 
öffentlichen Berechtigungsweisen ist absolut unzureichend. 

Die Selbstverständlichkeit, mit der am Ende eines Fern­
studiums ein anerkanntes Zertifikat steht, fehlt im Fernunter­
richt völlig. Eine funktionale Einheit von Ausbildungsgang 
und qualifizierender Berechtigung findet man im Fernunter­
richt nur dort, wo Berufsverbände einen Fernlehrgang durch­
führen oder durchführen lassen, die Abschlußprüfung selbst 
abnehmen und die Anerkennung des die erreichte Qualifi­
kation ausweisenden Zertifikats im eigenen Wirkungsbereich 
auch durchsetzen. Hierfür gibt es in der Bundesrepublik nur 
wenige Beispiele. Die 8egel für den Fernunterrichtsteilneh­
mer, der ein anerkanntes Zertifikat anstrebt, ist, daß er sich 
vor die Externenprüfungsausschüsse der zuständigen Stellen 
begeben und dort eine vom Fernlehrgang unabhängige Prü­
fung unter erschwerten Bedingungen ablegen muß. Die Be­
rechtigungen vergebenden Stellen des beruflichen Bildungs­
wesens, in erster Linie die Industrie- und Handelskammern 
und die Handwerkskammern, zeigen zwar grundsätzlich ein 
liberales Prüfungswesen, doch erschweren im Einzelfall häufig 
die Zulassungsbedingungen und die Einstellung der Prü­
fungsausschüsse gegenüber Fernunterrichtsteilnehmern eine 
unbelastete Prüfungsteilnahme. 

Das staatliche Externenprüfungswesen diskriminiert den 
Fernschüler allerdings noch mehr. Universitäre Bildungsab­
schlüsse sind durch Fernunterricht bald nicht mehr erreich­
bar. Einer seit 1973 bestehenden Empfehlung der KMK zur 
Einrichtung "besonderer Prüfungen" für Fernunterrichtsteil­
nehmer sind die Länder bisher kaum nachgekommen. 

5. Binnencurriculare Struktur 

Lange vor Beginn der wissenschaftlichen Diskussion über 
die Unterrichtstechnologie wurden im Fernunterricht Theo­
rien zur Objektivierung von Lehrfunktionen verfolgt (z. B. 
Methode Rvstin). Was dieser vorwissenschaftlich-pragmati­
schen Unterrichtstechnologie fehlte, war eine empirisch über­
prüfte Herausarbeitung wesentlicher Unterrichtsfunktionen 
und deren Reflexion an den Bedingungen des Erwachsenen­
lernens. Dieser Zustand hat sich im Fernunterricht erst in 
den letzten Jahren verändert; die Veränderung hat noch 
keinen optimalen Stand erreicht. Während solche Lehrfunk­
tionen wie das Wecken und Steuern der Aufmerksamkeit, 
das Darbieten des eigentlichen Lehrstoffs, die Ermöglichung 
von feed-back und die Sicherstellung, daß das Gelernte be­
halten wird, heute in allen Medien des Fernunterrichts mehr 
oder weniger gut ausgeprägt erkennbar sind, zeigen sich 
nach wie vor Defizite bei so wesentlichen Funktionen l(llie der 
Information des Lernenden über die von ihm erwarteten 
Lernergebnisse. Auch das Anknüpfen an relevante vorauszu­
setzende Kenntnisse wird häufig durch sog. Baukastensyste­
me, nach denen Fernlehrgänge zusammengesetzt werden, 
unmöglich gemacht, Lernhilfen iri Studienanleitungen und 
durch motivationals Elemente werden vernachlässigt, <;lie 
Leistungsbeurteilung wird von Erwägungen über sog. päd­
agogische Beurteilungen verzerrt und Transfermöglichkeiten 
werden nur selten bereitgestellt. 

6 .. Finanzielle Förderung 

Die Teilnahme am beruflicl'\en Fernunterricht kann systema­
tisch seit 1969 nach den Grundsätzen des Arbeitsförderungs­
gesetzes finanziell gefördert werden. Zieht man die tatsäch­
lichen Förderungszahlen heran und setzt sie ins Verhältnis 
zur- stets unsicheren - Zahl der Fernunterrichtsteilnehmer 
und zur Zahl der insgesamt nach dem AFG Geförderten, so 
erscheint Fernunterricht als Lerngelegenheit im Rahmen be­
ruflicher Bildung völlig zweifelhaft: in dßn Jahren 1969 bis 
1977 verringerte sich die Anzahl der Fernunterrichtsteilneh­
mer vermutlich von ca. 250 000 auf etwa 80 000. Von diesen 
wurden im gleichen Zeitraum gefördert: 

1969 1970 

1808 4869 
k. A. 4078 

1971 

8405 
6262 

1972 

9719 
5866 

1973 

9650 
5270 

1974 

7315 
3107 

1975 

7050 
3766 

1976 

5478 
1974 

1977 

4327 
1790 
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(Die obere Reihe gibt die Gesamtzahl der geförderten Farn­
unterrichtsteilnehmer an, die untere die Zahl der Neuein­

Der Trend ist - wie die Teilnahme am Fernunterricht über­
haupt - abwärts gerichtet. ln dem angeführten Zeitraum 
wurden durchschnittlich nur 4,9 °/o aller Personen, die an 
geförderten Maßnahmen der beruflichen Bildung teilnahmen, 
als Fernunterrichtsteilnehmer gefördert. Unterstellt man wei­
ter eine jährliche Gesamtteilnehmerzahl in diesem Zeitraum 
von 165 000, so erhielten davon nur durchschnittlich 4,1 '% 
FörderungsmitteL Angesichts dieser Disproportionantäten 
muß man sich fragen, warum berufliche Bildung im Fern­
studium fast kostenlos ist und Kursstudenten, die am ehesten 
den Fernschülern vergleichbare Teilnehmergruppe am Fern­
studium in Hagen, für 11,70 DM monatlich studieren, wäh­
rend Fernschüler in der Regel das rd. Zehnfache davon 
monatlich aufbringen müssen. 

7. Was kann verbessert werden? 
Diese Frage kann hier nur ansatzweise beantwortet werden. 

Erika Fink I Edgar Sauter I Heinrich Tillmann 

- Fernunterrichtsangebot: Ausbau der bisher nicht genü­
gend berücksichtigten Felder in der beruflichen Bildung 
z. B. durch Subventionierung oder durch öffentlich-recht­
lich getragenen Fernunterricht. 

- Curriculare Qualität: Verstärkung der Qualifikations- und 
Curriculumforschung vor allem mit Blick auf den Fern­
unterricht für die berufliche Anpassungsfortbildung und 
die Erstausbildung. 

- Berechtigungswesen: Öffnung und Liberalisierung des 
Externenprüfungswesens auf allen Ebenen der beruflichen 
Bildung sowie Erwägung einer Übertragung von Prü­
fungsrechten auf Fernunterrichtsveranstalter. 

- Binnencurriculare Struktur: Errichtung eines Instituts für 
curriculare Entwicklungsarbeit für Fernlehrgänge. 

Finanzielle Förderung: Verbesserung der Förderungsbe­
ratung, Abbau der limitierenden Bedingungen für die 
Förderung des beruflichen Fernunterrichts. 

Analy-se der Trägerorganisationen in der beruflichen 
Erwachsenenbildung - ein Projektansatz für die Verbesserung 
der Informationslage im Bereich -Erwachsenenbildung 

1. Ausgangslage 

Die immer wieder beklagte defizitäre Informationslage in der 
beruflichen Erwachsenenbildung ist einem systematischen 
Auf- und Ausbau sowie einer dringend erforderlichen, effek­
tiven und nachhaltigen Förderung dieses Bereichs abträglich. 
Ein Bedarf an zuverlässigen, hinreichend differenzierten und 
vergleichbaren Informationen über den Bereich besteht bei 
allen an der Erwachsenenbildung Beteiligten [1]. 

Es hat in den letzten Jahren eine Reihe von Aktivitäten ge­
geben, um diesem Informationsmangel zu begegnen. Diese 
haben sich in mehreren regionalen Bestandsaufnahmen nie­
dergeschlagen und darübe.r hinaus in Form von Bestimmun­
gen über Erwachsenenbildungs- bzw. Weiterbildungsstatisti­
ken Eingang in gesetzliche Regelungen einiger Bundesländer 
(z. B. Bayern, Rheinland-Pfalz) gefunden [2]. Aus verschiede­
nen Gründen - sei es wegen unterschiedlicher Fragestel­
lungen, Methoden, Abgrenzungen oder weil die befragten 
lnstitiutionen selbst· (noch) nicht über die. Informationen ver­
fügten - haben die Untersuchungen z. T. nicht zu vergleich­
baren Ergebnissen geführt; der Anspruch der 1,Bestands­
aufnahmen" konnte nur teilweise eingelöst werden. 
Diese Ansätze zu regionalen Bestandsaufnahmen sowie die 
vielfältigen Bemühungen um Trägerstatistiken, Ressortsta­
tistiken und amtliche Statistiken (z. B: im Rahmen des Mikro­
zensus) spiegeln die Uneinheitlichkeit des Erwachsenenbil­
dungsbereichs auf der Informationsebene wider; sie unter­
streichen aber zugleich die Notwendigkeit eines bundes­
weiten Überblicks, der über die wichtigstem 
Daten hinaus weitere planungsrelevante Informationen quali­
tativer Art umfaßt [3]. 

Für die Überwindung der defizitären Informationslage auf 
Bundesebene sind weitreichende Vorschläge gemacht wor: 
den, die sich auf die Einführung eines Weiterbildungsinfor­
mationssystems und eine umfassende Weiterbildungsstatistik 
beziehen [4]. Es ist jedoch davon auszugehen, daß diese 
Vorschläge in absehbarer Zeit keine Realisierungschancen 
besitzen; zugleich besteht der Bedarf an verbesserten Pla­
nungsunterlagen unvermindert weiter, wie zuletzt im Zusam­
menhang mit den Bemühungen um den Stufenplan Weiter­
bildung der Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung 
deutlich wurd{l [5]. 

Angesichts dieser Lage will das Bundesinstitut für Berufs­
bildung im Rahmen ei'nE!s Projekts einen Oberblick über die, 
berufliche Erwachsenenbildung in der Bundesrepublik 
Deutschland erarbeiten, der die Informationslage der bil­
dungspolitischen Entscheidungsträger (öffentliche Instanzen, 
Trägerorganisationen) für eine gezielte Förderung der Er­
wachsenenbildungsforschung und -praxis nachhaltig verbes­
sern soll. Die Untersuchung ist deshalb von vornherein auf 
eine Kooperation mit den zu untersuchenden Trägerorgapi­
sationen angelegt, die eine der Erwachsenenbildungspraxis 
und ihren Problemen angemessene Erfassung und Darstel­
lung der Informationen sicherstellt und eine fortlaufende 
Dokumentation 'von planungsrelevanten Daten und Informa­
tionen ermöglicht. ln Expertengesprächen zur Entwicklung 
des Untersuchungsansatzes für dieses Projekt konnte Ko­
operationsbereitschaft der Trägerorganisationen festgestellt 
werden, die in zahlreichen Hinweisen für die Überarbeitung 
des Untersuchungsansatzes und des Erhebungsinstruments 
bereits praktischen Ausdruck hat [6). 
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2. Untersuchungsansatz, Fragestellungen und 
Erhebungsverfahren 

Unter der genannten Zielsetzung hat die Untersuchung bei 
der Beschreibung und Analyse der wichtigsten Trägerorgani­
sationen anzusetzen. Die zentralen Fragestellungen beziehen 
sich auf wichtige Merkmale ihres Weiterbildungsangebots 
(z. B. Umfang, Struktur, Teilnehmer, Zielgruppen) und die In­
strumentellen Voraussetzungen und Bedingungen der Pla­
nung, Organisation und Durchführung des Angebots; diese 
sind gekennzeichnet durch 

- die Organisationsstruktur der Trägerorganisation, 

- die Verfahren der Angebots- und· Programmentwicklung 
· Bedarfsanalysen), 

- die Lehr- und' Lernorganisation der Weiterbildungsveran-
staltungen (einschließlich Kooperationsbeziehungen), 

- die Verfahren der Erfolgskontrolle und 

- die Finanzierung. 

Mit der Konzentration auf das Bildungsangebot und seine 
instrumentellen Voraussetzungen und Bedingungen werden 
die Trägerorganisationen als Anbieter von Weiterbildung zu 
den zentralen Untersuchungsobjekten: zugleich wird damit 
die Angebotsseite als strategischer Ansatzpunkt für eine 
Verbesserung der Weiterbildungssituation analysiert. Die 
Nachfrageseite als ein anderer möglicher Ansatzpunkt und 
die mit ihm verbundenen Merkmale der Teilnehmer, ihre 
Motivation und ihr Weiterbildungsverhalten werden im Rah­
men der Untersuchung als über das Angebot und den An• 
bietervermittelte Größen berücksichtigt. 

Die zentrale Annahme der Untersuchungsfragestellungen be­
steht darin, daß Qualit?t. Effizienz und Erfolg des Weiler­
bildungsangebots weitgehend von den in das Angebot ein­
gehenden Faktoren abhängig und damit maßgeblich von den 
organisatorischen, finanziellen, personellen und 
regionalen Bedingungen bestimmt sind, unter denen das 
Angebot erstellt und durchgeführt wird. So wird es z. B. 
insbesondere zu den Aufgaben des Projekts gehören, die 
von konkreten organisatorischen und finanziellen Rahmen­
bedingungen geprägten Beziehungen zwischen Trägern und 
Einrichtungen ebenso als Bestimmungsgründe für die Ge­
staltung des Angebots zu analysieren wie die Verfahren der 
Programm- und Angebotsentwicklung. 

Von den Anforderungen der Untersuchung her muß das 
Erhebungsinstrument die Funktion eines Kategorienrasters 
für die Auswertung von schriftlichem Informationsmaterial 
erfüllen; zugleich ist es Grundlage eines lnterviewleitfadens, 
der es gestattet, die spezifischen Problems der Trägeror­
ganisationen bei der Planung, Organisation und Durchfüh­
rung ihres Angebots zu erfassen. 

Das methodische Vorgehen bei der praktischen Durchführung 
der Untersuchung erfolgt in zwei aufeinanderfolgenden 
Schritten: dabei werden unterschiedliche, sich gegenseitig 
ergänzende und korrigierende Arten von Informationsquellen 
kombiniert. in einem ersten Schritt wird das schriftlich vor­
liegende lnformation:;material über die einzelnen Trägerorga­
nisationen mit ihren· Einrichtungen (Literatur, Selbstdarstel­
lungen, Geschäftsberichte, Statistiken, Programme etc.) aus­
gewertet. Im Zusammenhang mit diesem ersten Erhebungs­
und Auswertungsschritt können die Informationen und Kennt­
nisse gewonnen werden, die die Grundlage für die darauf­
folgende Befragung von Experten und Mitarbeitern aus den 
Institutionen der Trägerorganisationen bilden. Diese direkte 
Befragung soll in den einzelnen Trägerorganisationen bei 
Vertretern der Dach- bzw. Spitzenorganisationen beginnen 
und bei Vertretern der wichtigsten Mitarbeitergruppen (z. B. 
haupt- und nebenberufliche Mitarbeiter, Verwaltungspersonal, 
Leiter von, Einrichtungen) aus Institutionen aller Organisa­
tionsbereiche fortgesetzt werden, um so die Realität der 
Trägerorganisationen aus verschiedenen Blickwinkeln, Posi-

tionen und Organisationsebenen zu erfassen. Durch dieses 
gestufte Erhebungsverfahren wird das für einen systemati­
schen Oberblick unzureichende Sekundärmaterial durch In­
formationen aus der Befragung arbeitsökonomisch ergänzt, 
überprüft und aktualisiert. Zugleich lassen sich durch die 
Möglichkeit, Informationen aus unterschiedlichen Informa­
tionsquellen miteinander zu konfrontieren, Einzelaussagen 
besser beurteilen; die Gefahr verzerrter Aussagen kann so 
begrenzt werden. 

3. Perspektiven für die Verwendung der Ergebnisse 

Die Ergebnisse der Untersuchung werden in einzelnen, in 
sich abgeschlossenen Monographien der wichtigsten Träger­
organisationen vorgelegt, die jedoch nach den Kategorien 
und Fragestellungen der Untersuchung gegliedert 
sind und damit sowohl einen vergleichenden Überblick er­
lauben als auch eine Beurteilung des Gesamtangebotes an 
beruflicher Erwachsenenbildung unter zentralen Gesichts­
punkten (z. B. der Orientierung an Zielgruppen, der regiona­
len Verteilung, 'der Personalstruktur, der Arbeitsteilung und 
der Kooperationsbemühungen) ermöglichen. 

Die durch die Projektergebnisse verbesserte Informationsla­
ge bietet den wichtigsten Partnern der beruflichen Erwachse­
nenbildung, der Erwachsenenbildungspraxis und -forschung 
sowie den bildungspolitischen Entscheidungsträgern Orien­
tierungs- und Entscheidungshilfen. 

Für die Trägerorganisationen und ihre Einrichtungen, d. h. 
die Erwachsenenbildungspraxis, ergeben sich aus dem ver­
gleichenden Überblick Anhaltspunkte für die Beurteilung der 
eigenen Probleme bei der Planung, Organisation und Durch­
führung des Bildungsangebots und zugleich eine Rückmel­
dung über ihre eigene Stellung und Funktion im Rahmen der 
beruflichen Erwachsenenbildung. Damit ist· eine mögliche 
Grundlage zur Überprüfung des eigenen Rollenverständnis­
ses ebenso gegeben wie die Anregung zur kooperativen 
Abstimmung der eigenen Aktivitäten mit denen anderer Trä­
ger und Einrichtungen. In dem Maße, in dem ein Zusam­
menwirken bei der Bereitstellung des Angebots gelingt, kann 
sich auch jener Konsens zwischen Trägerorganisationen und 
staatlichen Instanzen entwickeln, der für den systematischen 
Auf- und Ausbau der Erwachsenenbi)dung erforderlich ist. 

Die bildungspolitischen Entscheidungsträger (Bund, Länder, 
Kommunen, Trägerorganisationen) erhalten aus dem über­
blick Aufschluß über aktuelle Probleme, wie sie sich auf­
grund bildungspolitischer Interventionen, z. B. im Zusammen­
hang mit der Durchsatzung gesetzlicher Regelungen, erge­
ben. Darüber hinaus können aufgrund der Kenntnis des Um­
fangs und der Struktur des Gesamtangebots sowie der Ein­
sicht in die instrumentellen Voraussetzungen und Bedingun­
gen der Angebotserstellung gezielter und wirksamer als bis­
her Förderungs- und Strukturierungsgehilfen angeboten wer­
den. Auf einem verbesserten Informationsniveau Jassen sich 
auch jene Fragen kompetenter beantworten, die sich z. B. 
auf die Zweckmäßigkeit und Form der staatlichen Regelung 
der beruflichen Weiterbild ur.: durch Fortbildungsordnungen 
beziehen [7]. 

Für die Erwachsenenbildungsforschung liegt der Nutzen des 
skizzierten Überblicks zum einen in der Chance, Forschungs­
vorhaben und Ressourcen an den praktischen Problemen zu 
orientieren, die sich für die Trägerorganisationen bei Pla­
nung, Organisation und Durchführung des Angebots erge­
ben; zum anderen kann mit Hilfe der geplanten Analyse der 
Trägerorganisationen ein Beitrag iu einer .. Theorie der Er­
wachsenenbildungseinrichtungen" geleistet werden, der zur 
Entwicklung von Kriterien für den Ausbau der Erwachsenen­
bildungsinstitutionen führt. Neben der Erforschung der Lern­
motivation Erwachsener kennzeichnet diese Aufgabe einen 
zentralen Gegenstand einer Erwachsenenbildungsforschung 
[8). 
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Die qualitative Organisation des Arbeitskräftepotentials in 
Japan: öffentliche und private Berufsausbildung*) 

von Prof. Haruo Shimada, Japan 

Kurzfassung und Übersetzung aus dem Englischen: 
Dorothea Grieger (BIBB) 

Externe Faktoren für die Entwicklung von Angebot und 
Nachfrage in der Berufsbildung 

ln dem Beitrag sollen öffentliche und private Berufsausbil­
dungsprogramme in Japan den Entwicklungen externer Fak­
toren, die Angebot und Nachfrage verändern, gegenüberge­
stellt werden. 

1. Die Verlangsamung des Wirtschaftswachstums und· die 
stagnierende Arbeitskräftenachfrage 

Seit der Ölkrise von 1973 haben sich im wirtschaftlichen 
Wachstum Japans drastische Veränderungen ergeben. Die 
Wachstumsrate sank von 10% auf 6 %. Gemessen an inter­
nationalen Standards ist sie damit immer noch hoch, jedoch 
hat die Wirtschaft, die an geradezu phänomenale Wachs­
tumsraten gewohnt war, Schwierigkeiten, sich auf die ver­
änderten Bedingungen umzustellen. Eine der Folgen ist stei­
gende Arbeitslosigkeit. Seit 1975 haben sich die Arbeitslo­
senzahlen verdoppelt. Die Anstrengungen auf dem Ausbil­
dungssektor sollten sich deshalb auf eine Minimierung der 
Arbeitslosigkeit konzentrieren, vor allem in bezug auf ältere 
Arbeiter, Frauen und Behinderte. 

2. Veränderungen in der Industriellen Struktur und in der 
Verteilung des Arbeitskräftepotentials 

Wenn man die Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt betrach­
tet, so wird vor allem der tertiäre Sektor stark anwachsen, 
vor allem der Groß- und Einzelhandel und die Service-In­
dustrien. Auf dem sekundären Sektor ist nur für die Bauin­
dustrie ein Wachstum zu erwarten. Ansanstim wird es hier 
eher stagnieren. Die Zahl der Industriearbeiter wird zurück-

*} (Die ungekürzte Fassung des Vortrags sowie die weiteren Vorträge 
erscheinen demnächst in einem Sammelband im Horst Erdmann 
Verlag Tübingen). 

gehen, während jedoch ein erhöhter Bedarf an qualifizierten 
Facharbeitern besteht. Es hat sich ein neuer Typ von Arbeits­
kraft entwickelt, der zwischen Facharbeiter und Ingenieur 
anzusiedeln ist, und den man mit Techniker bezeichnen 
könnte. Es hat sich herausgestellt, daß dieser Typ auf dem 
Arbeitsmarkt sehr gefragt ist und in Zukunft bleiben wird, 
so daß die Ausbildungspolitik es erforderlich macht, diesem 
Bedarf in verstärktem Maße nachzukommen. 

3. Oberalterung des Arbeitskräftepotentlai 

Wegen sinkender Geburtenraten und längerer Lebenserwar­
tung wird sich die Altersstruktur in Japan stark verändern. 
Die Altersgruppen der Männer zwischen 45 u11d 64 Jahren 
wird bis 1980 z. B. - verglichen mit allen männlichen Ar­
beitskräften zwischen 15 und 64 Jahren - dreimal so schnell 
wachsen wie in vergleichbaren Ländern (USA und Großbri­
tannien). 

Die japanischen Firmen setzen das Alter, in dem 
ein Beschäftigter normalerweise in den Ruhestand tritt, zwi­
schen 55 und 60 Jahren an. Das bedeutet, daß ältere Arbei­
ter nach ihrer Entlassung· gezwungen sind, sich andere Ar­
beit in kleinen Firmen mit weniger rigiden Bestimmungen 
oder Gelegenheitsarbeit zu ·suchen. Da dies jedoch sehr 
schwierig ist, wäre es wichtig, gerade älteren Arbeitern eine 
Wiedereingliederung in den Arbeitsmarkt durch Auffrischungs­
kurse (retraining) zu ermöglichen. 

4. Anwachsen der Zahl der Arbeitskräfte· mit relativ hohen 
Schulabschlüssen bei Eintritt in den Arbeitsmarkt ' 

Die Zahl der College-Absolventen, die neu in den Arbeits­
markt eintreten, ist in den letzten Jahren stark gestiegen 
und wird sich bis 1980 voraussichtlich auf mehr als 40% 
erhöhen. Im Gegensatz dazu wird die Zahl die nur 
den einfachen Pflichtschulabschluß (middleschool) haben, bis 
1980 auf 6 °/o fallen. Aus diesen drastischen Veränäerungen• 
ergeben sich unabhängig von Personalproblemen in den 
Firmen zwei dringende Probleme für die Berufsausbildungs­
politik: Das eine ist die effiziente Verteilung der Absolventen 
mit hohen Schulabschlüssen, aber nur wenigen praktischen 
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Fertigkeiten; auf die einzelnen Industriezweige. Das 
ist sicherzustellen wie die niedriger bewerteten Arbeitsplat­
ze' in der Industrie' besetzt werden können, wenn nur wenige 
Pflichtschulabsolventen mit niedrigem Abschluß zur Verfü­
gung stehen. Um diese Allokationsprobleme zu lösen, müs­
sen Berufsausbildung und -beratung Hand in Hand gehen. 

Grundausbildung und Weiterbildung im öffentlichen Sektor 
der Berufsausbildung 

Im öffentlichen Sektor der Berufsausbildung erweisen sich 
vier Punkte als bildungspolitisch besonders vordringlich: 

1. Ausbildung von hochqualifizierten Technikern, 

2. Entwicklung und Verstärkung von Ausbildungsprogram­
men für die Metall- und Bauindustrie, 

3. Zusatz oder Auffrischungskurse ·für Erwachsene, beson­
ders für ältere Arbeiter, Frauen mittleren Alters und ande­
re benachteiligte Gruppen und 

4. flexible Handhabung von Weiterbildungsprogrammen für 
Arbeitslose, Berufswechsler und Arbeitssuchende. 

Das japanische Erziehungssystem ist dem_ Weit­
krieg sehr homogen. Es gibt neun fur .alle, 
von denen sechs in der Grundschule und dre1 m der .,Mittel­
schule" verbracht werden. ln den drei letzten Jahren findet 
keinerlei berufliche Vorbereitung statt. Die nächsten drei 
Jahre entsprechen der amerikanischen High-School. Die mei­
sten Schüler besuchen dort den allgemeinen Zweig, nur ein 
kleiner Teil läßt sich in den High-Schools aber berufsbezo­
gen ausbilden. Ober die High-School hinaus gibt es ein vier­
jähriges und ein zweijähriges College. Vom Standpunkt 
effizienter Verteilung von Arbeitskräften aus, hat dieses Bil­
dungssystem einen Mangel: Die berufliche Ausbildung wird 
auf einen sehr späten Zeitpunkt verschoben, was bedeutet, 
daß Ausbildung größtenteils in der Verantwortung der Fir­
men liegt, in die die Absolventen eintreten. Das Gegen­
argument, das durch eine lange Periode von eher 
meiner Bildung die Flexibilität und grundlegende Fahlg­
keiten stark erhöht werden, wiegt die Nachteile nicht auf. 

Das System der Berufsausbildung ist niedergelegt im Be­
rufsbildungsgesetz von 1969, in dem ein. gesamtpolitischer 
Rahmen festgesteckt wird, der zusätzlich zur Grundausbil­
dung die Weiterbildung in verschiedenen Lebensaltern be­
sonders betont. Die verschiedenen Ebenen der Ausbildung 
in unterschiedlichen Institutionen lassen sich grob klassifi­
zieren nach Ziel und Inhalt in: 

1. Grundausbildung (basic training), 

2. weiterführende Ausbildung (upgrading training), 

3. weitere Ausbildung zur Erhöhung der Beschäftigungs­
chancen (occupational capability re-development training) 
und 

4. Kurse, die berufliche Fähigkeiten auf den neuasten Stand 
bringen (updating training). 

Zusätzlich ist noch die Ausbildung der Ausbilder anzuführen. 

Das Arbeitsministerium, das für die berufliche Ausbildung 
verantwortlich ist, berät sich mit dem zentralen Berufsaus­
bildungsrat über den grundlegenden Ausbildungsplan, wäh­
rend die zentrale Text-Assoziation Fragen für die Prüfungen 
nach der Ausbildung vorbereitet. Die Ausbildung selbst fin­
det unter zwei verschiedenen Verwaltungsinstanzen statt 
(.,präfektorale Verwaltung" und die Gesellschaft zur Förde­
rung der Beschäftigung). 

Die Verwaltungen der Präfekturen bringen selbst ca. 50% 
der Kosten für die Berufsausbildung auf, die anderen 50% 
gibt gewöhnlich der Staat dazu. Auf der Ebene der Präfek­
turen sind angesiedelt: allgemeine Berufsausbildungszen­
tren, die Grundausbildung, weiterführende Ausbildung, wei­
terführende Ausbildung zur Erhöhung der Beschäftigungs­
chancen und Hilfe für private Ausbildungsfirmen. Von diesen 
Zentren gibt es 200 mit einer Anzahl von etwa 130 000 Aus­
zubildenden. 

Ferner existieren 123 Zentren für die weiterführende Aus­
bildung, die außer der Grundausbildung ähnliche Aufgaben 
wie die o. g. Zentren erfüllen und zusätzlich updating-courses 
durchführen. Für Behinderte gibt es 11 Zentren auf natio­
naler und 3 auf präfektoraler Ebene. 

Zusätzlich zu diesen Aufgaben gibt 'die Präfaktoral-Verwal­
tung Ausbildungsprogramme heraus, die von Privatfirmen 
durchgeführt werden. 

Die Gesellschaft zur Erhöhung der Beschäftigung, die von 
der Zentralregierung finanziert wird, unterhält Institutionen 
für die Ausbildung der Ausbilder und für die Berufsbildungs­
forschung. Derzeit existieren drei solcher Institutionen. 
Außerdem vermittelt die Gesellschaft weiterführende Aus­
bildung in 88 .,Advanced Vocational Training Centres" des 
Landes. 

Der erste Berufsbildungsplan, der sich am Gesetz von 1969 
orientierte, umfaßte die Jahre 1971 bis 1975, der zweite die 
von 1976 bis 1980. 

Vorrangige Ziele des ersten B·erufsbildungsplans waren: 

1. Erweiterung der Grundausbildungsmöglichkeiten; insbe­
sondere sollten die Kurse für College-Absolventen ver­
dreifacht werden, 

2. Expansion der Weiterbildungsmöglichkeiten für Erwach­
sene zur Erhaltung und Wiederauffrischung ihres beruf­
lichen Wissens, 

3. Schaffung eines Systems, durch das die Ausbildungs­
kosten bei privaten Firmen zum Teil kollektiv getragen 
werden können, 

4. Ausbau des Systems, durch das Umschüler und Arbeits­
suchende schneller berufliche Fähigkeiten erwerben kön­
nen und 

5. Ausbau der Ausbildung der Ausbilder. 

Während der Planperiode sind in gewissen Bereichen große 
Fortschritte gemacht worden, so in der Finanzierung der 
beruflichen Bildung, bei der Einführung von Bildungsurlaub 
und der Errichtung neuer Institutionen. 

Einige wichtige Ziele des ersten Plans konnten jedoch nicht 
erreicht werden: so ist es z. B. nicht gelungen, die Kapazi­
täten für die Grundausbildung um das Dreifache zu erhöhen, 
und auch den Bedürfnissen der Arbeitslosen nach beruflicher 
Bildung konnte nicht so schnell und flexibel, wie es erfor­
derlich wäre, entsprochen werden. Der zweite Berufsbil­
dungsplan betont die folgenden Ziele: 

1. Die Koordination von öffentlichen und privaten Ausbil­
dungsprogrammen für qualifizierte Techniker, 

2. die Anreicherung von Programmen für Erwactlsene, um 
ihre berufliche Anpassungsfähigkeit zu erhöhen und 
schließlich 

3. die Anpassung des Ausbildungssystems an die spezifi­
schen Bedürfnisse von Arbeitslosen und Beschäftigungs­
suchenden. 

Der Plan trat erst 1976 in Kraft. Daher kann die weitere 
Entwicklung seitdem noch nicht umfassend beurteilt werden. 

Berufliche Grundausbildung: 

Das wichtigste Ziel beruflicher Grundausbildung ist es, 
Schulabgängern, die Arbeit suchen, industrielle Grundquali­
fikationen zu vermitteln. Ein Problem sind die Anpassungs­
schwierigkeiten der Jug!)ndlichen im Arbeitsleben, die sich 
in der hohen Zahl der Arbeitsplatzwechsler ausdrücken. Ob­
wohl die Zahl der Plätze für High-School-Absolventen stark 
ausgeweitet wurde, fanden sich nicht so viele wie erwartet 
bereit, sich in den öffentlichen Zentren ausbilden zu lassen. 
Dies liegt zum einen daran, daß diese Gruppe white-collar­
jobs bevprzugt, zum anderen aber auch daran, daß die öf­
fentliche Ausbildung bei den Unternehmen keine große An­
erkennung findet. Die meisten Unternehmer betrachten eine 
einjährige Ausbilaung in einem Trainingszentrum als höch­
stens gleichwertig rrlit einem einjährigen on-ti;Je-job-training. 
Die meisten Absolventen solcher öffentlichen Ausbildungs­
gänge finden zwar Arbeitsplätze, meist jedoch in kleinen· 
Firmen und unter relativ schlechten Bedingungen. Dennoch 
haben die öffentlichen Institutionen dazu beigetragen, die 
Pflichtschulbildung durch berufliches Training wenigstens 
soweit zu ergänzen, daß Jugendliche, die sonst keine stän­
dige Beschäftigung hätten, feste Arbeitsplätze erhalten. 
Außerdem stellen sie fast ein Drittel aller im Bau und Ma­
schinenbau Ausgebildeten, die sich auf den Arbeitsmarkt 
begeben. 



30 Umschau BWP3/78 

Berufliche Weiterbildung: 

Die Überalterung der Bevölkerung und die gleichzeitig sin­
kenden Wachstumsraten vergrößern die Probleme der Ar­
beitslosigkeit gerade älterer Menschen. Besondere Program­
me sollen diese Probleme mildern. 

Das Programm zur Aktualisierung und Erweiterung beruf­
lichen Wissens (upgrading und retraining), das in den o. g. 
Berufsausbildungsinstitutionen durchgeführt wurde, war ins­
gesamt bisher nicht erfolgreich. Die Gründe hierfür sind: 

1. Unzureichende Anzahl von Institutionen für diese Art 
Kurse, 

2. zu wenig Zeit, um die Kurse zu besuchen (!rotz des neu 
eingeführten Bildungsurlaubs), 

3. Inhalte der Kurse entsprechen nicht den Bedürfnissen 
Erwachsener, 

4. unzureichende Qualifikation des Lehrpersonals, 

5. Firmen honorieren die Absolvierung eines solchen Kurses 
nicht durch höhere Bezahlung. 

Ein anderes Programm zur Wiedererlangung von Beschäfti­
gungschancen richtet sich hauptsächlich an Arbeitslose und 
Arbeitssuchende. Der Anteil älterer Besucher dieser Kurse 
beträgt 24%. Jüngere Arbeiter (unter 25 Jahren) stellen 
37 °/o der Kursteilnehmer. ln diesem Programm besteht 
ähnlich dem erstgenannten das Problem·der Nichtauslastung 
vorhandener Plätze durch Besucherzahlen. Die Grilnde hier­
filr sind: 

1. Die Stundenpläne sind so rigide, daß die Teilnahme 
schwierig ist (sie fangen auch nur zweimal jährlich zu 
einem 'bestimmten Zeitpunkt an), 

2. die Kurse werden 'oft gemeinsam mit Grundausbildungs­
programmen durchgeführt und sind nicht auf die Adres­
satengruppe zugeschnitten und 

3. die finanziellen Beihilfen sind so niedrig, daß der Kurs-
teilnehmer nicht davon leben kann. 

Die meisten Kursteilnehmer (etwa 80 %) finden anschließend 
einen Arbeitsplatz, jedoch mit oft schlechter Bezahlung und 
bei kleinen Firmen. Aus Untersuchungen geht jedoch hervor, 
daß die Arbeitsplätze, die Absolventen finden, dem Inhalt 
der Kurse entsprechen, so daß trotz der schlechten Kurs­
organisation Erfolge verzeichnet werden können. 

Insgesamt gesehen muß gesagt werden, daß öffentliche 
Weiterbildungsprogramme bisher nur eine marginale Rolle 
spielen. 

Der private Ausbildungssektor 

Die Berufsausbildung, die durch Unternehmen vermittelt 
wird, ist ein wichtiger Teil der Heranbildung von Arbeits­
kräften für die japanische Industrie. Ihre Qualität hängt in 
Japan weitgehend von der Größe des Betriebes ab. 

Großbetriebe bieten eine intensive Grundausbildung und 
Weiterbildungsprogramme in verschiedenen Lebensphasen 
an. Dagegen ist die Ausbildung bei kleineren Firmen viel 
weniger systematisch und intensiv. Hier könnten öffentliche 
Mittel und die Vermittlung von know-how sich als sehr nütz­
lich erweisen. Als Unterschiede in Umfang und Intensität 
der Ausbildung kann grob umrissen werden: 

1. Unternehmen bilden lieber und intensiver Schulabgänger 
aus als Jugendliche, die schon eine Zeit lang gearbeitet 
haben. 

2 .. große Firmen zeigen sich engagierter in der Ausbildung 
als kleine und · 

3. Arbeiter, die schon eine Weile bei anderen Firmen ge­
arbeitet haben (halfway-workers) erhalten seltener eine 
Aus- oder Weiterbildung als Schulabgänger. 

Die Regierung erteilt die Ausbildungserlaubnis an Firmen 
und gibt den Unternehmen finanzielle Hilfe. Die Anzahl der 
Auszubildenden hat sich in den letzten Jahren etwas ver­
ringert, da es immer weniger Pflichtschulabsolventen gibt, 
die neu auf dem Arbeitsmarkt sind. Die Anzahl der Absol­
venten von Weiterbildungsprogrammen ist jedoch stark ge­
stiegen. Insgesamt haben sich die Bervfsbildungsprogramme 
der Firmen nicht so stark entwickelt wie im ersten Bildungs­
plan vorgesehen. 

Die anscheinend geringe Effektivität öffentlicher Berufsbil­
dungsprogramme wirkt widersprüchlich zu den international 
als besonders diszipliniert, motiviert und produktiv geltenden 
japanischen Arbeitskräften. Die großen Firmen vermitteln in 
der Regel eine hochwertige Ausbildung. Großfirmen haben 
im allgemeinen Schulen für die Grundausbildung im Betrieb 
selbst, entweder in der Zentrale oder in verschiedenen 
Zweigstellen. Die Stufen der Ausbildung entsprechen denen 
der öffentlichen Einrichtungen. Seit einiger Zeit vermitteln 
Großfirmen zunehmend eine weiterführende Ausbildung,- die 
der Entwicklung angepaßt ist, so daß .sich immer mehr 
High-School-Absolventen unter den Neueintretenden befin­
den. Diese Auszubildenden absolvieren gewöhnlich ein Jahr, 
in einigen Fällart auch zwei Jahre der Betriebsberufsschule 
(zwei Tage in der Woche) und erhalten so ihre Grundaus­
bildung. Danach kommt eine Phase intensiven on-the-job­
trainings, deren Dauer je nach Beruf variiert, bevor der 
Auszubildende sich der Facharbeiterprüfung unterzieht. Ob­
wohl dieses on-the-job-training informell ist, hat ein Grup­
penleiter die Ausbilder- und Beratungsfunktion für die Aus­
zubildenden. Die Ausbildungsdauer ist oft sehr lang, (in 
einigen Berufen bis zu 10 Jahre). ' 

Die Prüfungen, die im Laufe der Ausbildungszeit in der 
Firma abgelegt werden (unter staatlicher Aufsicht) haben 
zwei problematische Aspekte: Zum einen gibt es bisher zu 
wenig Ausbildungsberufe, für die Testprogramme existieren, 
und zum anderen ist nicht gesichert, daß jemand, der sich 
durch Prüfungen als höher qualifiziert ausweist, auch besser 
bezahlt oder eher befördert wird. Trotzderu ist die Zahl der­
jenigen, die in großen Firmen kündigen, sehr niedrig .. Ar­
beitnehmer bei Großbetrieben kündigen - wenn überhaupt 
- entweder bereits nach ganz kurzer Zeit oder nach einigen 
Jahren wegen familiärer Verpflichtungen, wie typischerweise, 
weil man als ältester Sohn kranke Eitern auf dem Lande 
pflegen muß. Frauen kündigen wegen Heirat, Kindererzie­
hung, oder weil sie sich eher einen Bürojob wünschen. 

ln den nächsten Jahren wird die Zahl der auf dem Arbeits­
markt Benachteiligten durch das geringere Wirtschaftswachs­
tum zunehmen. Das bedeutet, daß eine wirksame Sozial­
politik, die sich bildungspolitischer Maßnahmen bedient, 
Hand in Hand mit der Wirtschaftspolitik gehen muß. 

Studienkreis Wirtschafts- und Berufsdidaktik gegründet 

Eitern, Lehrer, Ausbilder und auch die Jugendlichen selbst 
erkennen zunehmend, daß der Lebensweg heute ohne ein 
Mindestmaß an wirtschaftlichen Kenntnissen nicht mehr 
denkbar ist. Von daher gewinnen Wirtschafts- und berufs­
didaktische Fragen imQler mehr an Bedeutung. Auf dem 
Hintergrund dieser Tatsache konstituierte sich vom 5. bis 
7. April 1978 in Stuttgart der "Studienkreis Wirtschafts- und 
Berufsdidaktik". ln dieser neuen Institution wollen Fachleute 
aus Hochschulen, Unternehmen und Ministerien/Behörden 
Fragen einer praxisnahen und wirksamen Unterrichts- und 
Ausbildungsgestaltung beraten. Auch das Bundesinstitut für 
Berufsbildung ist vertreten. 

Der Studienkreis bildet Ausspracheforum, in dem durch 
freien Gedanken- und Meinungsaustausch zuständigen Stel­
len Entscheidungshilfen gegeben, Probleme aufgezeigt sowie 
Vorschläge unterbreitet werden sollen. Bei dieser Diskus­
sion, die halbjährlich stattfindet, sollen 

- didaktische Fragen der Lernorte Schule, Betrieb und 
Hochschule in einem kleinen Kreis von Experten disku­
tiert, 

- eventuell Anregungen für weitere wirtschafts- und berufs­
didaktische Forschungen gegeben sowie 

- möglicherweise auch Vorschläge für die Weiterentwick-
lung von Curricula und Ausbildungsordnungen gemacht 

werden. Dabei werden insbesondere der Wirtschaftliche und 
soziale Wandel, das Unbehagen über die curriculare Dis­
kussion und Praxis, das Problem der vorberuflichen und 
beruflichen Bildung, die hochschulpolitische Situation sowie, 
die zunehmende Belastung der Menschen berücksichtigt. 

Bei der nächsten Sitzung, die im Oktober 1978 stattfinden 
soll, werden Probleme der Abstimmung zwischen Schule und 
Betrieb einerseits sowie zwischen Sekundarstufe I und Se­
kundarstufe II andererseits besprochen. 

Rolf Kleinschmidt 
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Frledrlch Eymelt: Der Fondsgedanke in 
der Berufsblldungsdlskusslon, Belträge 
zu.r Gesellschafts- und Bildungspolitik, 
Nr. 16, 4/1977, hrsg. v. Institut der 
Deutschen Wirtschaft 

Zum zweiten Male hat die Bundesregie­
rung entschieden, die Umlagefinanzie­
rung nach dem Ausbildungsplatzförde­
rungsgesetz nicht durchzuführen. Dies 
soll zum Anlaß genommen werden, an 
d;eser Stelle auf die bereits im vorigen 
Jahr erschienene Untersuchung von 
Friedrich Eymelt hinzuweisen, da sie 
den Hintergrund und die Entstehungs­
geschichte des Ausbildungsplatzförde­
rungsgesetzes beleuchtet. Bereits die 
plakativen Überschriften der einzelnen 
Kapitel dieser Broschüre 

I. Wissenschaftsdiskussion: 
Verschiedene Formen des Fonds 

II. Oppositionsergebnis: Kein Fond 

111. DGB-Forderung: 
Mitbestimmter Zentralfonds 

IV. Bundesregierung": 
Zentralfonds bei Bedarf 

V. Die großen Wirtschaftsverbände: 
Ablehnung des Fonds 

VI. Probleme mit der Bedarfsfonds-Lö-
sung 

geben ein kurzes, den Inhalt treffen­
des Resümee. Indem sie die Vielfältig­
keit und Gegensätzlichkeit der Stand­
punkte in dem einen - dem betrieb­
lichen - Zweig des dualen Systems 
der Berufsausbildung demonstrieren, 
zeigen sie gleichzeitig die Schwierigkei­
ten auf, mit denen jeder Versuch einer 
Veränderung bzw. Reform des berufli­
chen Ausbildungssystems behaftet ist. 

Überlegungen zur Notwendigkeit einer 
Reform der Finanzierung des betrieb­
lichen Teils der Berufsausbildung und 
über die Möglichkeiten ihrer Ausgestal­
tung waren und sind seit der Empfeh­
lung "Zur Verbesserung der Lehrlings­
ausbildung" der Bildungskommission 
des Deutschen Bildungsrates im Jahre 
1969 ein wesentlicher Punkt in der bil­
dungspolitischen Auseinandersetzung. 
in den sieben Jahren bis zur Inkraftset­
zung des Ausbildungsplatzförderungs-, 
gesetzes (APIFG) im September 1976 
hatte s:ch der Schwerpunkt der Diskus­
sion in ve(schiedener Weise verlagert: 
zum einen von der wissenschaftlichen 
zur politischen Diskussion, zum ande­
ren von der Qualitätszielsetzung zur 
Quantitätszielsetzung. 

Die Vielzahl der Argumente, Meinungen 
und Interessen, die zu diese111 Thema 
vertreten wurden und werden, dürften 
verwirrend sein für den nicht unmittel­
bar mit dieser Fragestellul")g Befaßten. 
Der ·von F. Eymelt unternommene Ver­
such, eine Ordnung und Übersicht in 
die Diskussion des Fondsgedanken zu 
bringen, erschien daher sinnvoll und 
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geeignet, eine publizistische Lücke zu 
schließen. Angesichts der interessen­
gebundenen Standpunkte in der Berufs­
bildungsdiskussion war es naheliegend 
und ist es gerechtfertigt, den Überblick 
nach den beteiligten bzw. sich zu Wort 
meldenden Gruppen: Wissenschaftler, 
Opposition, Sozialpartner und Bundes­
regierung zu systematisieren.· 

F. Eymelt geht dabei - mit Ausnahme 
des letzten Kapitels - in der Weise 
vor, daß er in dokumentationsähnlicher 
Form die Inhalte der wesentlichen Ver­
öffentlichungen oder öffentlichen Äuße­
rungen chronologisch wiedergibt. Bei 
einer solchen Darstellungsform ergibt 
sich für den Berichterstatter immer das 
Problem, eine Auswahl der wesentli­
chen Veröffentlichungen und insbeson­
dere der Zitate daraus treffen zu müs­
sen; dabei sind subjektive Gewichtun­
gen nicht auszuschließen. So wird z. 8. 
in dem Kapitel über die Wissenschafts­
diskussion dem Leser nahegelegt, das 
Eindringen der öffentlichen Verant­
wortung in den bisher privatwirtschaft­
liehen Bereich sei die wesentlichste Be­
gründung für die Erwägung eines 
Fonds. Zwar wurde auch in der Wissen­
schaftsdiskussion von der Bedeutung 
der öffentlichen Verantwortung in der 
beruflichen Bildung gesprochen, aber 
diese wurde von den Wissenschaftlern 
als Mittel für das gleiche Ziel angese­
hen, dem auch eine neue Finanzierungs­
form der Berufsausbildung dienen soll­
te: Der Verbesserung der Qualität der 
Berufsausbildung bei Aufrechterhaltung 
eines quantitativ ausreichenden Ange­
bots. 

Insgesamt läßt sich jedoch sagen, daß 
diese dokumentarische Untersuchung 
über das oben genannte Verdienst ei­
nes systematischen Überblicks hinaus 
auch als eine Art Nachschlagewerk hilf­
reich ist. So kann der Interessierte bei 
Bedarf sehr schnilll nachblättern, daß 
die CDU-Sozialausschüsse noch im 
März 1975 auf ihrem Kieler Bundeskon­
greß die einzelbetriebliche Finanzierung 
für nicht mehr in der Lage hielten, ein 
ausreichendes Lehrstellenangebot mit 
der notwendigen Ausbildungsqualität zu 
sichern. 

Im letzten Kapitel zeigt F. Eymelt Pro­
bleme der von ihm so genannten "Be­
darfsfonds-Lösung", d. h. der Umlage­
finanzierung nach dem APIFG, auf, wo­
bei er insbesondere die vom Kurato­
rium der Deutschen Wirtschaft für Be­
rufsbildung vorgebrachten Argumente 
anführt. · 

Dabei zieht er auch die für den Fall der 
Inkraftsetzung der Finanzierungsrege­
lung vorbereiteten Durchführungsver­
ordnungen heran. Da er sich damit -
entsprechend dem Zeitpunkt s·einer Un­
tersuchung - auf den im März 1977 
aktuellen Gesetzes- und Verord­
nungsstand bezieht, sind eine Reihe 
von Aussagen durch den Gesetzes­
und Verordnungsstand vom März 1978 
inzwischen überholt. · 

lngeborg Noll, Sonn 
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"Finanzlerungsprobleme der Berufsbil· 
dung" 

Armin Hegelhelmer, Klett-Cotta Bil­
dungsforschung 

Ernst Klett Verlag, Stuttgart 1977 

Vor dem Hintergrund des Auftrages 
und der empiri·schen Arbeiten der Sach­
verständigenkommission "Kosten und 
Finanzierung der berufli,chen Bildung", 
die vom Deutschen Bundestag im Jahre 
1970 den Auftrag zur Untersuchung und 
Ermittlung der Kosten der betrieblichen 
Berufsausbildung erhalten hatte, stellt 
Armin Hegelheimer die Frage nach der 
Kostensituation und damit nach der ge­
eigneten Finanzierung des Berufsschul­
systems. Mit seinen in dem vorliegen­
den Buch behandelten Untersuchungen 
und Analysen deckt Hegelheimer den 
zweiten - den im Kompetenzbereich 
der Länder Hegenden - Bereich des 
dualen Systems der Berufsausbildung 
ab: Die teilzeitliche Ausbi'ldung in den 
Berufsschulen. 

Hegelheimer erhebt nicht den Anspruch, 
eine umfassende Analyse aus empiri­
schen Unterlagen vorlegen zu können, 
sondern "hofft, mit d-ieser Analyse einen 
Anstoß für di,e politischen Entschei­
dungsträger zu nachfolgenden Untersu­
chungen der Ausbildungs-, Kosten- und 
Finanzi,erungssituation'' der Berufsschu­
len in den Bundesländern gegeben zu 
haben". Sein erklärtes Ziel ist es, 
" ... überbetriebliche Finanzierungsrege­
lungen in den Gesamtzusammenhang 
einer abgestimmten Neuordnung der 
Berufsbildungsfinanzierung für sämtli­
che Bereiche des dualen Systems stel­
len zu können". Nach der Analyse der 
Ausgestaltung und der Anreizwirkungen 
von alternativen überbetrieblichen Fi­
nanzierungssystemen in der Bundes­
republik (Augsburger Modell, Kieler Mo­
deJ.I, tarifvertragliche Umlagefinanzie­
rung und Umlag•emodelle für überbe­
triebliche Ausbildungsstätten) und ande­
ren Staaten' (England, Frankreicti, 
Schweden, DDR und Schweiz) stellt er 
neue Möglichkeiten für die Berufsschul­
finanzierung, die er stärker ir) den finan­
ziellen Rahmen der Gemeinschaftsauf­
gabe von Bund und Ländern einbinden 
will, zur Diskussion. 

Zunächst erhellt" Hegelheimer in einer 
Ex-post-Betrachtung (Kapitel II) die 
globale Lenkung der Finanzierungs­
ströme zwischen Berufsschulen, Gym­
nasien und Hochschulen und stellt fest, 
daß " ... eine weitere relative Ver­
schlechterung des bereits seit langem 
unterfinanzierten staatlichen Berufs­
schulbereichs nicht auszuschließen ist". 

Differenziertere und länderbezogene 
Analysen über die finanziellen Anstren­
gungen für die Berufsschulen (111. Ka­
pitel), die in Rangfolge-Vergleichen der 
Länder jeweil.s mi1 ihrem Bruttoinlands­
produkt pro Einwohner, den öffentlichen 
Ausgaben pro Einwohner und dem Pro­
Kopf-Steueraufkommen bestehen, unter­
mauern die oben festgestellte These 
der Unterfinanzierung. Er kommt zu 
dem überraschenden Ergebnis, " ... daß 
tendenziell die wirtschaftlich, finanziell 
und steuerlich schwachen Länder rela­
tiv am meisten, die wirtschaftlich, fi­
nanziell und steuerlich starken Länder 
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am wenirgsten in der Berufsschulfinan­
zierung, ... deren Anteil an den ge-, 
samten Bildu!:lgsausgaben sehr gering 
ist, leisten". Uber "die Gründe, Hinter­
gründe und Bestimmungsfaktoren der 
Länderabstufungen in den Rangfolge­
Vergleichen der Berufsschulfinanzie­
rung" werden jedoch keine Aussagen 
gemacht, da die erforderlichen statisti­
schen Angaben z. Z. noch nicht vorlie­
gen. Um die Unterfinanzierung zu be­
heben, d. h. die gleichrangige finan­
zielle Behandlung der Berufsausbildung 
neben der Gymnasial- und Hochschul­
ausbildung durch die öffentlichen Haus­
halte herzustellen, stellt Hegelheimer 
die Frage, welche Kosten dem Staat 
entstünden, wenn die bisherige duale 
Ausbildung völlig in eine vollzeitschuli­
sche Berufsausbildung überführt würde. 
Eine Antwort darauf gibt er im 4. Ka­
pitel. 

Die Gesamtkosten (Ausgaben!) bzw. 
Mehrkosten, die durch eine Oberfüh­
rung der Teilzeitberufsschule in eine 
Vollzeitberufsschule (= volle Berufs­
ausbildung) verursacht würden, stellt 
Hegelheimer in fünf Modellrechnungen, 
die sich auf einen Planungshorizont bis 
1985 erstrecken, detailliert dar. Den 
Modellvarianten liegen unterschiedliche 
Annahmen über die erforderlichen 
Mehrkosten je Schüler (Variante I, II, 
IV) und die Zahl der Schüler in berufs­
qualifizierenden Bildungsgängen im du­
alen System (Variante 111 und V) zu­
grunde. Bei den von Hegelheimer als 
realistisch unterstellten Kosten-Alterna­
tiven einer totalen Verschulung wären 
im Ergebnis zwischen 1970 und 1985 
jährlich durchschnittli«,h 10 bis 11 Mrd. 
DM, die eine Untergrenze darstellen, 
aus den öffentlichen Haushalten bereit­
zustellen. Allein schon wegen dieser 
Kostendimensionen könne eine vollzeit­
schulische Berufsausbildung kaum 
ernsthaft in Betracht gezogen werden. 

Folgerichtig analysiert He_gelheimer an­
schließend im 5. Kapitel die Vor- und 
Nachteile einer· fondsfinanzierten Be­
rufsausbildung, wie sie z. B. die Sach­
verständigenkommission mittels Zentral­
fonds vorgeschlagen hatte. Wegen des 
Steuerungsdefizits hinsichtlich des zu­
künftigen Berufs- und Qualifikationsbe­
darfs, der Konjunkturabhängigkeit, der 
Verursachung neuer' Wettbewerbsver­
zerrungen, der Privilegierung von Groß­
betrieben und insbesondere wegen der 
Beschränkung auf den betrieblichen Be­
reich der dualen Berufsausbildung lehnt 
Hegelheimer die Fondsfinanzierung der 
Berufsausbildurig ab. 

Im Anschluß an die im 6. Kapitel ein­
gehend dargestellten ausländischen Fi­
nanzierungsregelungen Großbritanniens, 
Frankreichs, Schwedens, der DDR und 
der Schweiz, die sich insbesondere 
durch den Umfang des· staatlichen fi­
nanziellen Einflusses unterscheiden, 
werden im 7. Kapitel Konzepte, Organi­
sationsformen und Finanzierungstechnik 
sowie globale Effekte und Folgewirkun­
gen alternativer überbetrieblicher Finan­
zierungsmodelle der letzten Jahre ge­
genübergestellt. Dazu gehören die Fi­
nanzierung nach dem Ausbildungsplatz­
förderungsgesetz, das Augsburger Mo­
dell, das Kieler Modell, die tarifvertrag­
liehe Umlagefinanzierung der Bauwirt-
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schalt und eine Fondsumlage für die 
überbetriebliche Berufsausbildung. 

Hegelheimer lehnt alle vorgestellten 
Modelle ab, entweder weil sie auf von 
ihm nicht akzeptierten Wirkungsannah­
men basieren oder weil sie Folgewir­
kungen auslösen könnten, die nicht 
erwünscht seien. Stattdessen stellt er 
drei Bedingungen auf, denen jedes Mo­
dell für die Berufsausbildungsfinal'l'Zie­
rung gleichzeitig zu gerlügen habe: 
- Ausgleich des Angebots von und der 

Nachfrage nach Ausbildungsplätzen 
- Verbesserung der Qualität der Aus­

bildung 
- Abstimmung von individuellen Bil­

dungswünschen mit dem zukünftigen 
volkswirtschaftlichen Qualifikations­
bedarf. 

Lösungsmöglichkeiten sieht Hegelhei­
mer einerseits in indirekten Anreizen, 
die im wesentlichen in steuerentlasten­
den Maßnahmen (Sonderabschreibun­
gen, Sofortabschreibungen, Einmalrück­
stellungen, Rücklagen, Zulagensysteme, 
Fixabzüge von der Steuerschuld und 
Sozialabgabenbegünstigungen) beste­
hen. Er räumt allerdings ein, daß ihre 
Wirkung von der Höhe der Anreize ab­
hänge und auch hier wegen unter­
schiedlicher Steuerbelastungen und 
Ausbildungskosten neue Ungerechtig­
keiten, Privilegien und Verzerrungen 
nicht auszuschließen seien. Als letzte 
Möglichkeit bietet Hegelheimer anderer­
seits direkte Finanzhilfen an, die in 
staatlichen Finanz- und Investitionshil­
fen und jn einer Integration der Aus­
bildungsvergütungen in die staatliche 
Ausbildungsförderung (BAFÖG) beste­
hen. 

Ob die angebotenen Lösungen den 
Bedingungen, die Hegelheimer an eine 
Berufsbildungsfinanzierung stellt, ge­
recht werden und ob sie die. in sie ge-

. setzten Erwartungen erfüllen können, 
muß unter Berücksichtigung der jüng­
sten Erfahrungen mit Konjunkturpro­
grammen eine offene Frage bleiben. 

Mit Recht allerdings macht Hegelheimer 
abschließend deutlich, daß die Quali­
tätsverbesserung der Berufsschule ein­
deutig eine öffentliche Aufgabe ist, die 
eine Verlagerung der finanziellen 
Schwerpunkte in den Länderhaushalten 
erfordert. Als LÖS!Jngsmöglichkeiten 
diskutiert Hegelheimer eine Sonder­
steuer für die Berufsschulfinanzierung, 
die Kreditfinanzierung der Berufsschu­
len durch Staatsverschuldung, allgemei­
ne Steuererhöhungen für die Finanzie­
rung der Berufsschulen, koordinierte 
Berufsbildungsbudgets der Länderhaus­
halte und Bundeshilfen für die Berufs­
schulfinanzierung der Länder. Die Lö­
sung, den Spitzenbedarf an beruflicher 
Ausbildung zur Entlastung der aner­
Kannten Bemühungen der Wirtschaft bis 
zur Mitte der 80er Jahre in rasch zu 
schaffenden schulischen Ausbildungs­
kapazitäten abzudecken, wird von He­
gelheimer nicht erörtert, sollte aber in 
die Betrachtung über eine Berufsbil­
dungsfinanzierung einbezogen werden. 
Ein umfassendes Finanzierungsmodell, 
das sowohl die betriebliche, überbe­
triebliche und auch schulische Ausbil­
dung im Dualen System gleichermaßen 
einfangen könnte, ver.mag Hegelheimer· 
nicht anzubieten. Dieter Ritter, Sonn 
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Hans-Christlan Harten: Strukturelle 
Jugendarbeitslosigkeit, München 1977 

In den letzten Jahren ist eine Reihe 
von Büchern erschienen, die sich mit 
dem Problem der Jugendarbeitslosig-
keit befassen [1]. · 

In zwei Punkten weicht der. Band Har­
tens schon auf den ersten Blick von 
den bisherigen Arbeiten ab. Es handelt 
sich hierbei erstmals nicht um eine 
Sammlung von inhomogenen Einzelbei­
trägen bzw. eine AuflistunQ von Maß· 
nahme-Katalogen einzelner politischer 
Gruppierungen, sondern um eine ge­
schlossene Gesamtdarstellung eines 
Autors. Zum zweiten wird schon im Ti­
tel Jugendarbeitslosigkeit explizit als 
ein strukturelles Problem bezeichnet. 
Seide Punkte lassen beim Leser Erwar­
tungen aufkommen, die durch das Vor­
wort zusätzlich gestützt werden. Hier 
wird die Komponente als 
Hauptursache noch einmal ausdrücklich 
hervorgehoben. Außerdem wird betont, 
daß der Band "erstmalig eine umfas­
sende systematische AufarbeitunQ und 
Analyse der vorliegenden Materialien 
zu den Ursachen und Trends und zu 
den bisher von Bund und Ländern er­
griffenen Maßnahmen bietet". 

In den ersten beiden Kapiteln legt Har­
ten eine Datensammlung sowie eine 
Standsaufnahme der strukturellen Ur­
sachen für die ·Jugendarbeitslosigkeit 
vor. Das statistische Material ist nicht 
allzu umfangreich. In einigen Tabellen 
wäre es sinnvoller gewesen, sich bei 
Arbeitslosenzahlen auf einen Bezugs­
monat zu beschränken, um den Leser 
nicht mit saisonalen Schwankungen zu 
verwirren. Im Kapitel II wird das Ver­
sprechen einer umfassenden Analyse 
eingelöst. Die strukturellen Mängel im 
Bildungs- und Beschäftigungssystem 
werden belegt, alle wesentlichen Argu­
mente der letzten Jahre wurden aufge­
griffen und verarbeitet. Schwächer fällt 
die versprochene Systematisierung aus. 
Die. im Ausblick genannten vier Krisen­
faktoren 

- kumulative Effekte der Lehrstellen­
reduktion, 

...:.._ steigende Kosten der Integration 
Jugendlicher, 

- die demographische Entwicklung 

sowie. 

- die rückläu_fige Entwicklung in der 
Ausdehnung-des Bildungswesens 

' 
greifen zu kurz, stehen etwas unvermit-
telt nebeneinander und lassen z. T. den 
Bezug zu den vorherigen .ß.USführlichen 
Analysen, in denen ja. gerade die Pro­
bleme 'im Beschäftigungssystem 'im 
Vordergrund standen, vermissen. 

Alle vier genannten Faktoren beziehe!) 
sich vordergründig auf quantitative 
Phänpmene und lassen außer Acht, daß 
sich als Folge der "Drohung" mit der 
Inkraftsetzung der Finanzierungsrege­
lung im Ausbildungsplatzförderungsge­
setz die quantitativen Schwierigkeiten 
vermindert haben, jedoch strukturelle 
Probleme an Gewicht zunehmen. ' 

Diese Verschiebung der Problem-



schwerpunkte wird vom Autor wenig 

Etwas enttäuschend . ist die Bestands­
aufnahme der Maßnahmen gegen die 
Jugendarbeitslosigkeit. Schon im Jahre 
1976 lagen in den meisten Bundeslän­
dern Sonderprogramme zur Minderung 
der Jugendarbeitslosigkeit und zur Er­
höhung des Ausbildungsplatzangebotes 
vor. Da sowohl die finanzielle Ausstat­
tung der einzelnen Programme als auch 
die Schwerpunktsetzungen sehr unter­
schiedlich waren, hätten sie in die kri­
tische Bestandsaufnahme des Kapitels 
111 unbedingt hineingehört Unbeantwor­
tet bleibt auch die Frage, inwieweit be­
stimmte Einzelmaßnahmen - etwa die 
Ausweitung der schulischen beruflichen 
Grundbildung oder die Vermehrung 
überbetrieblicher Ausbildungsplätze -
ohne Bezug zu einer geschlossenen 
Gesamtkonzeption wirksam sind. 

Insgesamt stellt das Buch von Hans­
Christian Harten einen wichtigen Bei­
trag zur Diskussion des Problems der 
Jugendarbeitslosigkeit dar. Lesenswert 
sind vor allem die Ausführungen zu 
den Ursachen und Tendenzen der Ju­
gendarbeitslosigkeit. Um aus der kri­
tischen Bestandsaufnahme der Maßnah­
men gegen die Jugendarbeitslosigkeit 
einen größtmöglichen .Nutzen ziehen zu 
können, ist der Band wahrscheinlich um 
ein halbes· bis ein Jahr zu früh er­
schienen. Uwe Grünewald, Berlin 

Anmerkung 
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Jugendarbeitslosigkeit. Materialien und 
Analysen zu einem neuen Problem, Harn­
burg 1975. P ä I z o I d , H.-J., (Hrsg.) Ju­
gend ohne Berufsperspektlve, Weinflelm 
und Basel, 1976. · 
C r e m e r , G., Jugend ohne Arbeit, Mün­
chen 1976. 

Autoren dieses ·Heftes 

Alle Autoren dieses Heftes sind Mitar­
beiter des Bundesinstituts für Berufs­
bildung. 
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Martha lbrahim, 
Angela Paul-K.ohlhoff 
Politikunterricht an der 
Berufsschule in der 
Erfahrung der Schüler. 
Best.-Nr. 36722 
240 Seiten, kart., DM 28,80 

Der Band enthält den Bericht 
einer Forschungsgruppe, die sich 
mit der Frage beschäftigte: 
Welche Faktoren beeinflussen -
positiv oder negativ - den 
politischen Unterricht an der 
Berufsschule?-
Ausgewertet wurden Befragungen 
von Schülern, Eltern, Lehrern 
und Ausbildern im Hinblick auf 
das, was demokratisches Denken 
auslöst -und fördert. 

Hesse, Jungk, Lipsmeier, Manz 
Berufsbild und Studienplan 
Empirische zur Entwick­
lung von HochschUlcurricula 
Best.-Nr. 36720 
283 Seiten, kart., DM 31,60 

Die Autoren behandeln auf der 
Basis von empirischen Unter­
suchungen den Beruf des Lehrers 
an beruflichen Schulen und seine 
akademische Ausbildung. Sie 
konzentrieren sich: vor allem auf 
die Ermittlung beruflicher Pro­
bleme und auf die Darstellung 
und Bewertung unterschiedlicher 
Ausbildungskonzepte. Es ist der 
erste umfassende Versuch, die 
hochschulpolitischen und -didak­
tischen Entscheidungen bei der 
Einrichtung eines neuen Studien­
ganges nachzuzeichnen und an­
band eines Entscheidungsmodells 
zu kritisieren. 

Bitte fordern Sie den 
Prospekt BE 19 an. 
Postkarte genügt. 

Wolf-Dietrich Greinert 
Schule als Instrument sozialer 
Kontrolle und Objekt privater 
Interessen 
Der Beitrag der Berufsschule zur 
politischen Erziehung der Unter­
schichten. 
Best.-Nr. 36721 
208 Seiten, kart., DM 21,80 

Warum versagt die Berufsschule 
heute bei der politischen Er­
ziehung ihrer Schüler? Der Autor 
versucht, die Gründe daflir 
aufzudecken. Dazu unternimmt 
er eine kritische Analyse der 
Entwicklung des Berufsschul­
wesens von der allgemeinen 
Fortbildungsschule bis zur 
gewerblichen Berufsschule. 
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